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Gegen das Kapital 

Über 2 000 Menschen haben in It¬ 
zehoe gegen die geplante Vernich¬ 
tung von 1 200 Arbeitsplätzen bei 
der Prinovis- Großdruckerei (Ber¬ 
telsmann-Konzern) demonstriert. 
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Fragen an Frau Sänchez 

Die kubanische Staroppo¬ 
sitionelle Yoani Sänchez 
ist auf Propagandareise. 
Wer finanziert die „Blog- 
gerin“? 
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Seelenverkäufer Bisky 

Was hat nur Lothar Bis¬ 
ky geritten, dass er seiner 
Partei empfiehlt, Stein¬ 
brück zum Kanzler zu 
wählen? 
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GM-Poker um Opel 

Vor allem in Bochum ist der Wille zu kämpfen stark verbreitet • Solidaritätsfest am 3. März 



D ie Politik des amerikanischen 
Konzerns General Motors 
(GM) ist seit Jahren darauf aus¬ 
gerichtet sich mit staatlicher Hilfe der 
USA und seines Präsidenten Barak 
Obama zu sanieren. In diesem Poker 
spielt auch die GM-Tochter Opel eine 
bedeutende Rolle. Wesentliche Anla¬ 
gen und Patente mussten von Opel 
zu GM transferiert werden. Die Bi¬ 
lanz von Opel wurde zum Vorteil des 
Mutterkonzerns erstellt, die Tochter 
jahrelang arm gerechnet. Ebenso be¬ 
grenzte GM den Verkauf von Opel- 
Modellen im wesentlichen auf den 
kriselnden europäischen Markt, wäh¬ 
rend GM sich verstärkt auf die Wachs¬ 
tumsmärkte in Asien und Südamerika 
ausrichtet. Ideen und Investitionen in 
alternative umweltfreundliche Pro¬ 
dukte sind gering. Das Elektro-Hyb- 
rid-Modell Ampera, 2009 mit großem 
Aufwand vorgestellt, dümpelt vor sich 
hin, ist mit 46 000 Euro zu teuer und 
den Konkurrenzmodellen aus Japan 
unterlegen. 

GM will zudem die Probleme der Au¬ 
tokrise und des sinkenden Autover¬ 
kaufs in Europa auf Kosten der Opel 
AG lösen. Allein in den letzten 10 Jah¬ 
ren hat GM in Europa 23 000 Arbeits¬ 
plätze vernichtet. Mit dem sogenann¬ 
ten Deutschland-Plan will GM jetzt 
sein Tochunternehmen Opel erneut 
drastisch schrumpfen. Im Kern geht 
es dabei um die Schließung der Wer¬ 
ke in Bochum, und einen Arbeitsplatz¬ 
abbau in Rüsselsheim um 1 000 oder 
mehr Stellen. Die Produktionsstätte 
Eisenach soll mit der Produktion des 
„Mokkas“ erhalten bleiben. Insge¬ 
samt geht es um den erneuten Abbau 
von 6 000, möglicherweise sogar noch 
mehr Arbeitsplätzen bei Opel. 

Bis Anfang März will GM diesen 
Deutschland-Plan mit Betriebsräten 
und Gewerkschaften vertraglich ab¬ 
gesichert haben. Dies ist der Hinter¬ 
grund für die seit Wochen laufenden 
Auseinandersetzungen und betrieb¬ 
lichen Kämpfe. Vor allen in Bochum 
wo das Ende der 50jährigen Autopro¬ 
duktion droht, ist der Wille zu kämp¬ 
fen stark verbreitet. Der Betriebsrat 
hat bisher seine Mitwirkung an diesen 
Plänen verweigert. Stattdessen wird 
in der Bochumer Opel-Belegschaft 
nach wie vor die Forderung nach dem 
Erhalt der Getriebeproduktion im 


Werk II und der Autoproduktion im 
Werk I vertreten. In einem Brief an 
die Führung der IG Metall in Bochum 
und NRW (86 % der Belegschaft sind 
Mitglied der IGM) haben vor weni¬ 
gen Tagen betriebliche Funktionäre 
der Gewerkschaft eine mangelhafte 
Unterstützung beklagt und gefragt, ob 
bei der IG Metall die Absicht besteht 
„die Schließung der Fahrzeugproduk¬ 
tion in Bochum zugunsten nebulöser 
Aussichten auf eine Handvoll Ersatz¬ 
arbeitsplätze zu opfern und möglichst 
ohne nennenswerte Kämpfe und Pro¬ 
test umzusetzen“. 

Derweil erhöhen die Verhandlungs¬ 
führer von GM/Opel ihren Druck und 
drohen die Verträge zu brechen. So 
soll in Bochum in diesem Sommer die 
Nachtschicht mit 700 Stellen entfallen. 
Das Ende der Bochumer Autopro¬ 
duktion soll um zwei Jahre auf 2014 
vorgezogen werden, zusätzlich wird 
von der Belegschaft weiterer Lohn¬ 
verzicht gefordert. Diese neue Eskala¬ 


tionsstufe geht einher mit Angeboten 
nach denen „Ersatzarbeitsplätze“ ge¬ 
schaffen werden sollen, ohne aber zu 
sagen in welcher Größenordnung und 
in welchen Bereichen dies erfolgen 
soll. „Wir sollen jetzt den Schluss der 
Autoproduktion in Bochum absegnen, 
in der Frage der Ersatzarbeitsplätze 
will sich GM/Opel aber erst in Mona¬ 
ten festlegen“, so sieht der Betriebs¬ 
ratsvorsitzende Einenkel die Situati¬ 
on. Dem will sich das „Arbeitnehmer¬ 
lager“, so Knut Gieseler Bezirksleiter 
der IG Metall NRW, nicht beugen. 
Der GM-Konzern geht aber schon 
weitere Schritte. Er beauftragte in¬ 
ternational agierende amerikanische 
Investment-Firmen mit der Werter¬ 
mittlung bzw. Vermarktung der Opel- 
Werke in Bochum. So wurde die 
Frankfurter Vertretung des Immo- 
bilien-Konzerns Jones Lang LaSalle 
(Chicago) mit der Vermarktung des 
Produktionsstandortes und des Ge¬ 
ländes von Werk II in Langendreer, 


in dem zum Jahresende die Produkti¬ 
on eingestellt wird, zu „marktüblichen 
Preisen beauftragt. GM macht damit 
deutlich, dass diese für Bochum und 
eine zukünftige industrielle Produk¬ 
tion wichtigen Flächen ein weiteres 
Mittel sind, um einen hohen Extra- 
Profit zu erzielen. 

Die „eingekaufte“ Beraterfirma Bos¬ 
ton Consult Group soll das Werk und 
die Werksabläufe in Bochum unter¬ 
suchen, offensichtlich um „Geschäfte 
neu zu gestalten“, wie es in einer Fir¬ 
menwerbung formuliert wird. Über¬ 
setzt dürfte das heißen profitable Teile 
herauszufinden, um diese zu erhalten 
und/oder möglicherweise zu vermark¬ 
ten. 

Verständlich, dass die Bochumer Be¬ 
legschaft weiter kämpfen will. Eine 
große Möglichkeit, Solidarität zu zei¬ 
gen, bietet das große Solidaritätsfest 
am 3. März in der Bochumer Innen¬ 
stadt am Rathaus und dem Boulevard. 

Günter Gleising 


Gemeinsamkeiten in den Vordergrund stellen 

Am Wochenende findet der 20. Parteitag der DKP statt 


Am Wochenende werden 150 Dele¬ 
gierte im hessischen Mörfelden-Wall¬ 
dorf über den zukünftigen Kurs der 
DKP diskutieren und einen neuen 
Parteivorstand wählen. Die Delegier¬ 
ten haben eine beachtliche Aufgabe 
vor sich: Allein die Anträge umfassen 
weit über 200 Seiten Text. 

In einem Brief wandten sich die ehe¬ 
maligen Mitglieder der DKP-Füh- 
rung Herbert Mies, Gerd Deumlich, 
Willi Gerns, Georg Polikeit und Ro¬ 
bert Steigerwald an die Delegierten 
des 20. Parteitags und wiesen darauf 
hin: „Grundlage für das gemeinsame 
Handeln der Mitglieder einer kom¬ 
munistischen Partei war und ist seit 
dem Wirken von Marx und Engels 
und dem von ihnen verfassten Ma¬ 
nifest der Kommunistischen Partei 4 


das Programm der Partei und das 
dadurch begründete gemeinsame 
Parteiverständnis.“ Die Autoren ver¬ 
weisen auf das 2006 verabschiedete 
Programm der DKP und stellen fest: 
„Wir sind davon überzeugt, dass die¬ 
ses Parteiprogramm ungeachtet der 
neuen Entwicklungen seit seiner Be¬ 
schlussfassung 2006 nach wie vor die 
wesentlichen Anforderungen an das 
Programm einer kommunistischen 
Partei erfüllt. Aktuelle Entwicklun¬ 
gen können und müssen auf seiner 
Grundlage in Entschließungen der 
Parteitage aufgearbeitet werden. 
Das hat der 19. Parteitag geleis¬ 
tet und das sollte der 20. Parteitag 
durch die Diskussion, Bearbeitung 
und Beschlussfassung der Vorlage 
,Antworten der DKP auf die Krise 4 


leisten.“ Das Schreiben endet mit 
dem Appell an die Delegierten des 
Parteitags: „Stellt die Gemeinsam¬ 
keiten, die uns verbinden, und das 
gemeinsame Handeln in den Vor¬ 
dergrund.“ 

Das genau war auch die Intention der 
Autorinnen des Leitantrags des Par¬ 
teivorstandes. Die Kommunistinnen 
machen darin nach einer Analyse der 
„Bilanz der Krisenjahre“ und der Ab¬ 
wälzung der Krisenlasten auf die ar¬ 
beitenden Menschen und ihre Fami¬ 
lien eine klare Ansage: „Die Zeit ist 
objektiv reif für die radikale Entmach¬ 
tung der Profithaie, die Entmachtung 
der nationalen und internationalen 
Banken und Konzerne. Eine bessere 
Welt ist notwendig und möglich, eine 
Welt ohne Kapitalismus.“ 


Der alte Parteivorstand hat auf sei¬ 
ner letzten Tagung einen Personal¬ 
vorschlag für die Wahl eines neuen 
30-köpfigen Parteivorstands beschlos¬ 
sen, darunter Bettina Jürgensen als 
Vorsitzende und als stellvertretende 
Vorsitzende Nina Hager, Detlef Fri- 
cke und Wera Richter. 

Darüber hinaus gab der bisherige 
stellvertretende Parteivorsitzende 
Patrik Köbele seine Gegenkandida¬ 
tur bei der Wahl zum Vorsitzenden 
bekannt. Hans-Peter Brenner wird 
neben dem Vorschlag des Parteivor¬ 
standes für die Funktion eines stell¬ 
vertretenden Vorsitzenden kandidie¬ 
ren. 

Letztere fanden auf der Tagung des 
DKP-Parteivorstandes keine Mehr¬ 
heit. Werner Sarbok 


Thema der Woche 


Mörfelden-Walldorf - 
Im Zeichen von Krise 
und Klassenkampf 

An diesem Wochenende wird in Mör¬ 
felden-Walldorf (Hessen - zwischen 
Frankfurt am Main, Rüsselsheim und 
Darmstadt gelegen) der 20. Parteitag 
der DKP stattfinden. Das nehmen wir 
zum Anlass, noch mal genauer auf die 
Situation der Stadt und die Politik der 
DKP vor Ort zu schauen. 

Zum zweiten Mal kandidiert dort 
Gerd Schulmeyer für die DKP/Linke 
Liste bei der Bürgermeisterwahl in 
Mörfelden-Walldorf. Vor sechs Jahren 
bekam er 11,9 Prozent der abgegebe¬ 
nen Stimmen. 
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Freiheit für die 5 Kubaner 

Wenn Bürger eines Landes irgendwo 
auf der Erde die Behörden auf die Ge¬ 
fahr terroristischer Aktivitäten hin- 
weisen, werden sie in der Regel mit 
Dank, Ehre und Belohnung bedacht. 
Nicht so, wenn dies Bürger des sozia¬ 
listischen Kuba sind - dann landen sie 
im Gefängnis. 

Seit 1998 (!!) sitzen fünf mutige Ku¬ 
baner in US-Gefängnissen - einer 
von ihnen musste freigelassen wer¬ 
den, wurde aber unter Hausarrest 
gestellt -, die Erkenntnisse über die 
Terrorszene gegen Kuba, deren Akti¬ 
vitäten bisher mehr als 3 000 Kuba¬ 
nerinnen das Leben gekostet haben, 
gesammelt und an die Behörden wei¬ 
tergegeben hatten. Die weltweit als 
Miami 5 bekannt gewordenen Patrio¬ 
ten müssen unverzüglich freigelassen 
werden! 

Zum „Tag des politischen Gefan¬ 
genen“ am 18. März organisiert das 
„Berliner Bündnis zur Befreiung der 
5“ am Samstag, den 16. 3., von 11 bis 
15 Uhr eine Protestaktion vor der 
US-Botschaft. Wir informieren und 
drücken unsere Solidarität mit Rene 
Gonzales, Ramön Labanino, Gerardo 
Hernändez, Fernando Gonzales und 
Antonio Guerrero aus! 

Der Berliner Liedermacher Frank Fie- 
big, der chilenische Künstler Lautaro 
und andere Künstler werden uns un¬ 
terstützen. 


WIR BLEIBEN 

b^chum. 

SOLIDARITÄTSFEST 

FÜR BOCHUM UND DIE REGION 
SONNTAG, 3. MÄRZ 2013 
AB 11.00 UHR RUND UM DEN 
JCHUMER RATHAUSPLATZ 
MD AUF DEM BOULEVARD 




HL 


Warnstreiks bei Coca-Cola 

Nachdem auch die sechste Tarifver- 
handlung bei Deutschlands größtem 
Getränkehersteller am Montag ohne 
Ergebnis vertagt werden musste, hat 
die Gewerkschaft Nahrung-Genuss- 
Gaststätten (NGG) zu Arbeitsnieder¬ 
legungen aufgerufen. Am Mittwoch 
und Donnerstag kam es zu ganztägi¬ 
gen Warnstreiks an allen Coca-Cola- 
Standorten. „Die 10 600 Beschäftigten 
erwarten einen Tarifvertrag, der ihre 
Arbeitsplätze sichert. Der Arbeitge¬ 
ber sitzt aber wie ein Klotz, bewegt 
sich nicht, bietet nichts Greifbares an. 
Wer nicht verhandeln kann, muss füh¬ 
len“, hat Claus-Harald Güster, stell¬ 
vertretender NGG-Vorsitzender und 
Verhandlungsführer, erklärt. 

Die Gewerkschaft NGG fordert einen 
Tarifvertrag zur Beschäftigungssiche¬ 
rung, vor allem den Ausschluss be¬ 
triebsbedingter Kündigungen sowie 
die Begrenzung von Werkverträgen 
und Leiharbeit und die Erhöhung der 
Entgelte um sechs Prozent. Die nächs¬ 
te Tarifverhandlung findet am 7. und 
8. März 2013 in Berlin statt. 
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Bullerjahn braucht Druck 

Warnstreiks im öffentlichen Dienst ausgeweitet 


Gastkolumne von Manfred Dietenberger 

FDP sozial gewendet? 
Wohl kaum! 


Bundeswirtschaftsminister Philipp 
Rösler (FDP) verlangte noch Ende 
Dezember vergangenen Jahres eine 
Flexibilisierung des Arbeitsmarkts. 
Nötig seien Erleichterungen für be¬ 
fristete Beschäftigungsverhältnisse, 
„auch durch Lockerung des Vorbe¬ 
schäftigungsverbots sowie eine be¬ 
schäftigungsfreundliche Ausgestal¬ 
tung des Kündigungsschutzes“. Auf 
einmal findet sogar die FDP Min¬ 
destlohn irgendwie in Ordnung. 
Doch der plötzliche Sinneswandel 
im Wahljahr ist nicht nur unglaub¬ 
würdig, er bringt den Niedriglöhnern 
auch nichts. 

Jetzt auf einmal stellt Außenminister 
Guido Westerwelle fest, dass Stun¬ 
denlöhne von drei Euro „nichts mit 
Leistungsgerechtigkeit“ zu tun ha¬ 
ben. Parteichef Philipp Rösler pflich¬ 
tet ihm bei und fordert „faire Löhne“ 
und Fraktionschef Rainer Brüderle 
kann sich nach jahrelangem mau¬ 
ern plötzlich vorstellen, sich mit der 
Union auf Lohnuntergrenzen zu ei¬ 
nigen. Was ist passiert? Hat die FDP 
zu ihrer wahren Berufung als Partei 
für das Proletariat gefunden? Natür¬ 
lich nicht! Wie sollte auch ausgerech¬ 
net der Chef der Mövenpickpartei - 
der derzeit z.B. die Veröffentlichung 
des Armuts- und Reichtumsberichts 
hintertreibt, um ihn vorher Schön¬ 
schreiben zu lassen - zum Schutzpa¬ 
tron des Prekariat mutiert sein. Die 
Erklärung ist viel einfacher, in sieben 
Monaten ist Bundestagswahl. Wen 
wundert es da, wenn die politische 
Insolventspartei versucht sich ein 
soziales Mäntelchen umzuhängen. 
Die Menschen wärmen wird es nicht 
wirklich. In diesem unserem Lande 
malocht ein gigantisches Heer von 
Niedriglöhnern. 1,2 Millionen Deut¬ 
sche bekommen einen Stundenlohn 
von weniger als fünf Euro. Fünf Mil¬ 
lionen hart arbeitende Menschen be¬ 
kommen weniger als 8,50 Euro pro 
Stunde für ihre Plackerei. 

SPD, und Grüne, die Erfinder von 
Agenda 2010 und der Hartz-Geset¬ 
ze fordern unter Beibehaltung ih¬ 
res Agenda-Kurses und -Personals 
scheinheilig schon eine ganze Weile 
eine tarifliche Lohnuntergrenze. Bis 
gerade noch wollten Union und FDP 
einen solchen Mindestlohn auf alle 
Fälle verhindern. Die Beschäftigten 
dürfen sich da also nichts und von 
Niemand vormachen lassen: geht es 
nach der CDU/CSU und FDP gibt es 
den Mindestlohn nur für Branchen, 
in denen noch keine Tarife existie¬ 


ren. Das bedeutet zum Beispiel die 
nach Tarif bezahlte Friseurin wird 
trotz Vollzeitjob auch zukünftig auf¬ 
stocken müssen, um überhaupt über 
die Runden zu kommen. Eine Lohn¬ 
untergrenze, die diesen Namen ver¬ 
dient, muss für alle gelten. Deshalb 
müssten dann auch Tarifverdienste, 
die unter dem Mindestlohn liegen, 
angehoben werden. Auch wer zu 
den „besserverdienenden“ Niedrig¬ 
löhnern zählt und sagen wir z.B. 8,50 
Euro pro Stunde verdient, hat kein 
Geld übermütig zu werden: mehr als 
1 500 Euro Brutto kommen bei ei¬ 
nem solchen Stundenlohn pro Mo¬ 
nat nicht zusammen. Netto bleiben 
einem Single nur gut rund Tausend 
Euro übrig. 

Die Vorstellungen der CDU zur 
Lohnuntergrenze bzw. zum Mindest¬ 
lohn ist nichts anderes als Etiketten¬ 
schwindel. Zwar steht Mindestlohn 
drauf, drin ist aber nur ein stinkender 
Käse, der niemand satt macht. Die 
CUU/CSU und jetzt dann auch die 
FDP wollen, dass geltende Tarifver¬ 
träge immer Vorrang haben sollen, 
egal wie hoch der Lohn ist. Damit 
wird klar, dass dieses Konzept gera¬ 
de nicht den Zweck eines Mindest¬ 
lohns verfolgt: eine Existenz sichern¬ 
de untere Lohnhaltelinie - und zwar 
verbindlich für alle, egal wo sie ar¬ 
beiten und leben. Die Union samt 
Mövenpickpartei FDP tun so, als 
wollten sie gegen Ausbeutung Vor¬ 
gehen. Wer dies glaubt, glaubt auch, 
dass man trockenen Fußes über ei¬ 
nen See wandeln kann. Denn längst 
nicht immer schützt ein Tarifvertrag 
auch vor Dumpinglöhnen: In Bay¬ 
ern sieht der Tarifvertrag im Friseur¬ 
handwerk 7,62 Euro Stundenlohn 
vor. Arbeitnehmer im Erwerbsgar¬ 
tenbau bekommen in Sachsen nach 
Tarif 6,30 Euro Stundenlohn. Und 
Angestellte im Fleischerhandwerk 
verdienen trotz Tarifvertrag in der 
Pfalz nur 7,70 Euro pro Stunde. Die 
Liste der tariflich vereinbarten Hun¬ 
gerlöhne scheint endlos. Allein in 
Mecklenburg-Vorpommern müssen 
Beschäftigte in 42 Branchen trotz 
Tarifvereinbarungen mit Stunden¬ 
löhnen von unter 8,50 Euro auskom- 
men. Um nach 45 Beitragsjahren 
eine Nettorente über dem Niveau 
der Grundsicherung zu erhalten, ist 
ein Stundenlohn von gut zehn Euro 
erforderlich. Daher fordert die DKP: 
Kein Lohn unter 10 Euro pro Stun¬ 
de - verbindlich, flächendeckend, 
einheitlich. 


D ie „Tarifgemeinschaft deutscher 
Länder“ (TdL) bleibt stur. Auch 
in der zweiten Verhandlungs¬ 
runde am 14. und 15. Februar legte der 
Vorsitzende Jens Bullerjahn (SPD),Fi¬ 
nanzminister von Sachsen-Anhalt, kein 
Angebot vor. Ver.di und die GEW rie¬ 
fen daraufhin in Niedersachsen, Ber¬ 
lin, Baden-Württemberg, Bayern und 
NRW zu zahlreichen betrieblichen und 
örtlichen Aktionen auf. 

Am 19. und 20. Februar mobilisier¬ 
te die Gewerkschaft in Düsseldorf 
zu ganztägigen Warnstreiks. Arbeits¬ 
niederlegungen gab es bei IT.NRW, 
dem früheren Landesamt für Statis¬ 
tik und Datenerfassung. Von dort zog 
man gemeinsam mit Streikenden der 
Bezirksregierung am 19. Februar vor 
das nordrhein-westfälische Finanzmi¬ 
nisterium der Landeshauptstadt. Auf 
der Streikversammlung sagte Stepha¬ 
nie Peifer, Geschäftsführerin des ver.di 
Bezirks Düsseldorf, in dieser Tarifrun¬ 
de bestünde nicht nur ein Nachholbe¬ 
darf bei Lohn und Gehalt für die Be¬ 
schäftigten des öffentlichen Dienstes. 
Abgewehrt werden müssten auch An¬ 
griffe auf den Urlaub oder die ständige 
Erhöhung befristeter Arbeitsverträge. 
Inzwischen arbeite über 15 Prozent der 
Arbeiter und Angestellten im öffentli¬ 
chen Dienst nur noch befristet. Peifer 
kündigte an „wenn die Finanzminister 
der Länder nicht die Finger vom Ur¬ 
laub lassen, werde es weitere Streiks 
geben.“ 

An dem Streik beteiligten sich zahlrei¬ 
che Auszubildende. Für sie geht es um 
eine existenzsichernde Ausbildungs¬ 
vergütung. „100 Euro mehr sowie 
eine verbindliche unbefristete Über¬ 
nahme nach der Ausbildung sind das 
Ziel“ so eine Sprecherin der Haupt¬ 
jugend- und Auszubildendenvertre¬ 
tung. Jürgen Senge, stellvertretender 
Personalratsvorsitzender bei IT.NRW 
und Mitglied des dortigen ver.di Ver¬ 
trauensleutekörpers erklärte gegen¬ 
über Unsere Zeit : „Die Beschäftigten 
erwarten eine dem gesellschaftlichen 
Wert ihrer Leistungen entsprechende 
Bezahlung. Es kann nicht sein, dass 
der öffentliche Dienst der Länder 
in den letzten Jahren deutlich hinter 
der privaten Wirtschaft zurückbleibt.“ 
Auch bei den Kommunen wird ab Ja¬ 
nuar 2,25 Prozent, von August dieses 
Jahres an 3,6 Prozent mehr gezahlt. 
„Deshalb sind 6,5 Prozent richtig.“ 
Senge kritisierte die soziale Kompo¬ 
nente. „Hier hätte es einen höheren 
Sockelbetrag geben müssen. Gerade 
die unteren Gehaltsgruppen werden 
in jeder Tarifrunde benachteiligt.“ Auf 
die Provokation der Länder „den Ur¬ 
laub kürzen zu wollen, muss ver.di 


mit der Forderung einer Arbeitszeit¬ 
verkürzung antworten. Dann kommen 
wir auch aus der Situation heraus, im¬ 
mer nur auf Kürzungen der Unterneh¬ 
mer zu reagieren.“ Nicht hinnehmbar 
sei außerdem, dass 40 Prozent der un¬ 
ter 35-Jährigen im öffentlichen Dienst 
nur noch einem Zeitvertrag hätten. 
Selbst bestehende unbefristete Ar¬ 
beitsverträge würden in befristete 
umgewandelt, wenn Beförderungen 
anständen. 

Unikliniken im Streik 

Am 20. Februar streikten Beschäftigte 
der Unikliniken in Düsseldorf, Essen, 
Bonn, Köln, Aachen und Münster. An 
der Streikversammlung der Universi¬ 
tätsklinik Düsseldorf beteiligten sich 
rund 300 Kolleginnen und Kollegen. 


Sie übten heftige Kritik am Verhand¬ 
lungsstil Bullerjahns. Obwohl die Län¬ 
der mit sprudelnden Steuereinnahmen 
rechneten, kenne der Minister nur die 
Schuldenbremse. Der Arbeitskreis 
„Steuerschätzung“ sage bis 2014 ein 
Steuerplus von insgesamt 12,2 Pro¬ 
zent voraus. 5,6 Prozent mehr Steuer¬ 
einnahmen waren es in 2012. 

Personalrat fordert Diskussion 
über 30-Stunden-Woche 

Unter Hinweis eines offenen Briefes 
für eine 30-Stunden-Woche von 100 
Persönlichkeiten aus Wissenschaft, Po¬ 
litik und Gewerkschaften, forderte der 
Personalratsvorsitzende der Universi¬ 
tätsklinik Düsseldorf, Martin Körbel- 
Landwehr: „Dieser Aufruf müsse jetzt 


innerhalb ver.di diskutiert werden und 
auf die Tagesordnung“. In Sachen Ar¬ 
beitszeitverkürzung mit vollem Lohn¬ 
ausgleich könnten die Gewerkschafts¬ 
gremien auf zahlreiche Beschlüsse des 
3. ver.di-Bundeskongresses zurück¬ 
greifen. In seiner Rede beklagte Kör¬ 
bel-Landwehr, dass die Arbeitsbedin¬ 
gungen im Gesundheitssystem immer 
härter würden. „Fakt ist, durch die ex¬ 
treme Arbeitsbelastung geht immer 
mehr Personal auf Teilzeit, weil die 
jetzige Vollzeitbeschäftigung krank 
mache.“ 

Großdemonstration am 
6. März in Düsseldorf 

Ver.di, GEW und GdP verlangen 6,5 
Prozent mehr. Eine Erhöhung um 100 
Euro für Auszubildende und eine ver¬ 


bindliche Übernahmeregelung nach 
erfolgreicher Ausbildung. Im Hinblick 
auf zunehmende Ausnahmeregelun¬ 
gen im Tarifvertrag der Länder (TV- 
L) wollen die Gewerkschaften das Ta¬ 
rifergebnis zeit- und inhaltsgleich auf 
die Beamtinnen und Beamten sowie 
die Versorgungsempfänger der Länder 
und der Kommunen übertragen. Die 
dritte Verhandlungsrunde ist für den 7. 
und 8. März 2013 in Potsdam vorgese¬ 
hen. Einen Tag vorher, am 6. März, fin¬ 
det in Düsseldorf eine zentrale Groß¬ 
demonstration statt. Bleibt auch die 
dritte Verhandlungsrunde ohne akzep¬ 
tables Ergebnis, setzt ver.di auf weitere 
Streiks. An der Basis wird auch der Ruf 
nach Urabstimmung lauter. 

Herbert Schedlbauer 



Rote Fahnen sieht man besser! 

GM fordert Arbeitsplatzvernichtung und Lohnverzicht bei Opel 


Die Erpressung des Opel-Aufsichtsrat¬ 
schefs und General Motor (GM) Vize 
Chefs Steve Girskys war nur der Auf¬ 
takt: Mittlerweile fordert der Vorstand 
von den Opel-Beschäftigten in Bochum 
nicht nur den Verzicht auf die gestun¬ 
dete Tariferhöhung, sondern für alle 
deutschen Standorte den Ausstieg aus 
dem Flächentarifvertrag. Zunächst teil¬ 
te die IG Metall am 28. Januar zu Recht 
mit, sie werde diesen neuerlichen Vor¬ 
stoß als „Dammbruch für die gesamte 
Metallindustrie“ „niemals akzeptieren“ 
und der Betriebsrat (BR) lehnte es ge¬ 
nauso richtig ab, die „eigene Beerdi¬ 
gung“ zu finanzieren, verwies auf jah¬ 
relangen Lohnverzicht und den damit 
geleisteten „Sanierungsbeitrag“ der 
Belegschaft und forderte die soforti¬ 
ge Zahlung der offenen Tariferhöhung. 
Tags darauf klang es vom Kollegen Hu¬ 
ber schon anders: das Pforzheimer Ab¬ 
kommen als Legitimationsgrundlage 
für tarifliche Öffnungsklauseln biete 
„ausreichend Möglichkeiten, eine situ¬ 
ationsgerechte und tarifkonforme Lö¬ 
sung für Opel zu vereinbaren“. Die Ta¬ 
rifkommission verlangt nur noch „kon¬ 
krete und belastbare Garantien, die alle 
Standorte und eine möglichst große 
Zahl an Arbeitsplätzen über 2016 hin¬ 


aus sichern und den Produktions- und 
Entwicklungsstandort Deutschland 
langfristig erhalten“. Statt einer Fort¬ 
setzung der Zafira-Fertigung über 2016 
bzw. 2014 hinaus fordert sie nur noch 
„eine vierstellige Zahl von Arbeitsplät¬ 
zen als unmittelbare Opel-Arbeitsplät¬ 
ze, die neben dem Teilelager aus quali¬ 
fizierten Produktionsarbeitsplätzen in 
einer hochwertigen Komponentenpro¬ 
duktion bestehen“. 

Der rettende Strohhalm, nach dem 
der IG Metall Vorsitzende und die 
Tarifkommission greifen, besteht also 
in weiterem Lohnverzicht gegen eine 
ungewisse Zukunft als weiteres Kom¬ 
ponentenwerk neben Kaiserslautern 
sowie das Versprechen, 1 000 Arbeits¬ 
plätze zu erhalten. Die Erfahrungen 
aus 20 Jahren Lohnverzicht gegen 
windige Arbeitsplatzgarantien, die al¬ 
lesamt mit Hintertürchen für den Vor¬ 
stand vereinbart wurden, machen kei¬ 
nen Mut, dass der freie Fall von Lohn 
und Arbeitsbedingungen so zu stoppen 
sein wird. Ganz zu schweigen von der 
Frage, wer und was für das Desaster 
verantwortlich ist. 

Weder die Schließung von Opel Bo¬ 
chum noch der neuerliche Lohnver¬ 
zicht sind Sachzwänge: GM schwimmt 


im Geld. 2011 hat der Konzern welt¬ 
weit deutlich mehr Fahrzeuge ver¬ 
kauft als die Rivalen VW und Toyota 
und 2012 betrug der Nettogewinn 4,9 
Mrd. Dollar. Aber die GM-Bosse wol¬ 
len die Gewinnmarge von jetzt 6 % auf 
9 % steigern - und dabei stört Opel 
mit seinem (von GM manipulierten) 
Dauerdefizit. Hinter Girskys Vorstoß 
steckt u.a. das schon 2006 vom dama¬ 
ligen GM-Boss Wagoner verkündete 
Ziel, die jährlichen Personalausgaben 
im Konzern um 8 Mrd. Dollar zu sen¬ 
ken. Pro Kopf wären das ca. 25 000 
Dollar - das schafft man nicht mit Ab¬ 
findungsprogrammen. Dafür muss man 
Jobs abbauen und Löhne kürzen. 

Was sind die Hintergründe für die per¬ 
manenten Angriffe auf Lebensstan¬ 
dard und Existenz der Opelaner und 
auf den Standort Bochum? 

★ Zunächst mal ist es ganz banal die 
normale Profitgier der Kapitalisten, die 
am liebsten die Produktion ins Unend¬ 
liche steigern und gleichzeitig die Löh¬ 
ne gegen Null sinken lassen würden. 

★ Worüber leider gar nicht mehr gere¬ 
det wird: GM, die nebenbei Autos pro¬ 
duziert, hat in den 90er Jahren in einem 
„Expansionsrausch“ („Der Spiegel“) 
und mit einem „Alptraum“ an Anla¬ 


gestrategie („Forbes Magazine“) gro¬ 
ße Teile seiner Pensionsfonds an der 
Börse verzockt, damit die Altersver¬ 
sorgung von Millionen amerikanischer 
Kollegen verbrannt und den Zahltag 
wie ein Hütchenspieler immer wieder 
hinausgeschoben. Nach dem Platzen 
der Spekulationsblase im Jahre 2000 
musste der Konzern Milliarden Dol¬ 
lar nachschießen und hält sich seitdem 
schadlos an ihren Renten und Löhnen. 

★ Es geht auch um Produktionsverla¬ 
gerung in Billiglohnländer: Im Werk 
Gliwice kalkuliert Opel mit Lohnkos¬ 
ten in Höhe von 15 % des deutschen 
Niveaus. Bis 2016 sollen rund 300 000 
Fahrzeuge zusätzlich von Standorten in 
Mexiko, Korea und China nach Europa 
exportiert werden. Und in zwei russi¬ 
schen GM-Standorten soll die Produk¬ 
tion mit zusammen jährlich 350 000 
Autos mehr als verdreifacht werden. 

★ Eine weitere Ursache ist, dass nach 
Expertenschätzungen in der Automo¬ 
bilindustrie weltweite Überkapazitä¬ 
ten von 30 bis 40 Prozent bestehen. 

★ Hinzu kommt, dass durch massive 
Managementfehler seit den 90er Jah¬ 
ren Ansehen, Marktanteil und Zu¬ 
kunftsperspektiven der Marke Opel 
dauerhaft geschädigt wurden. 


Wenn es also kein Sachzwang ist, wo¬ 
mit haben wir es dann zu tun? Kurz 
zusammengefasst könnte man sagen: 
normale kapitalistische Profitgier plus 
kurzfristige Renditeorientierung plus 
kapitalistischer Herr-im-Hause-Stand- 
punkt plus Ignoranz gegenüber sich 
verändernden Marktbedingungen. 

Es ist keine Naturkatastrophe, die über 
Bochum und Opel insgesamt herein¬ 
bricht. Was ist es dann? „Es herrscht 
Klassenkrieg, richtig, aber es ist mei¬ 
ne Klasse, die Klasse der Reichen, die 
Krieg führt, und wir gewinnen,“ so 
Warren Buffett, US-Großinvestor und 
drittreichster Mensch der Erde, im 
Jahre 2006 in der „New York Times“. 
Und dafür sollen wir bezahlen? Nein - 
Verzicht ist die schlechteste Idee. Von 
Bertolt Brecht wissen wir: Wer kämpft, 
kann verlieren - wer nicht kämpft, hat 
schon verloren! 

„Rote Fahnen sieht man besser!“ lau¬ 
tete vor mehr als 40 Jahren der Ti¬ 
tel eines Dokumentarfilms über das 
Plattmachen einer Chemiefabrik in 
Krefeld. Seitdem ist der Filmtitel zu ei¬ 
nem geflügelten Wort geworden. Rote 
Fahnen sieht man tatsächlich besser! 
Besser als schwarze. Und besser als 
weiße. Wolfgang Garbers 
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„Hier stehen Menschen gegen Kapital“ 

Bertelsmann-Konzern plant Vernichtung von i 200 Arbeitsplätzen in Itzehoe 


U ber 2 000 Menschen haben am 
Samstag im holsteinischen It¬ 
zehoe gegen die geplante Ver¬ 
nichtung von 1 200 Arbeitsplätzen der 
mehrheitlich dem Bertelsmann-Kon¬ 
zern gehörenden Prinovis- Großdru¬ 
ckerei demonstriert. Ausgestattet mit 
Trillerpfeifen, Tröten und Transparen¬ 
ten zogen die Betroffenen und ihre 
Familien vom Werk in die Innenstadt. 
Dabei hielten sie auch Schilder mit den 
Bildern von Bertelsmann-Vorstands¬ 
chef Thomas Rabe und Prinovis-Vor¬ 
standschef Bertram Stausberg hoch, 
auf denen „schuldig“ stand. Prinovis ist 
ein Tochterunternehmen von Bertels¬ 
mann (74,9 Prozent) und Axel Springer 
(25,1 Prozent). Unterstützung erhielten 
die Itzehoer Kolleginnen von Beschäf¬ 
tigten aus anderen Druckereien und 
Bertelsmann-Unternehmen. Betriebs¬ 
räte anderer Firmen, Feuerwehr oder 
Vereine - alle aus der Stadt waren da, 
um sich solidarisch zu zeigen. Auch die 
Kirchengemeinden zeigten sich solida¬ 
risch und ließen für die Prinovis-Mit- 
arbeiter in ganz Itzehoe die Kirchen¬ 
glocken rund fünf Minuten lang läu¬ 
ten. Wut, Enttäuschung aber vor allem 
Kampfentschlossenheit und Solidarität 
prägten die Kundgebung in der Innen¬ 
stadt Itzehoes. 

„Es ist fünf nach zwölf, doch das be¬ 
deutet für uns nicht Totentanz, son¬ 
dern der Anfang des Kampfes um die 
Zukunft der 1 200 Beschäftigten und 
ihre Familien. Hier stehen Menschen 
gegen Kapital. Aus Bertelsmann gegen 
Tausend müsse Tausende gegen Ber¬ 
telsmann werden“, betonte ver.di-Spre- 
cher Martin Dieckmann. Wichtig sei, 
dass sich die Belegschaften konzern¬ 
weit nicht gegeneinander ausspielen 
lassen. Auch Helmut Böttger vom Pri- 
novis-Betriebsrat bekräftigte, dass die 
Demonstration kein Trauermarsch sei. 
„Wir wollen heute ein Signal setzen. So 
wie wir auch am Dienstag mit dem Be¬ 
such der Bertelsmann-Repräsentanz in 
Berlin ein Signal gesetzt haben.“ 

Uwe Polkaehn (DGB-Nord) kritisier¬ 
te, dass unter dem Mäntelchen der 
„Bertelsmann-Ideologie“ im Konzern 
immer mehr Praktiken des Manches¬ 
ter-Kapitalismus um sich griffen und 
das Prinzip „Heuern und Feuern“ statt 
sicherer Arbeitsplätze zunehmend die 
Unternehmensphilosophie sei. Er for¬ 
derte in diesem Zusammenhang von 


der Politik, dem Grundgesetzartikel, 
wonach „Eigentum verpflichtet“, Gel¬ 
tung zu verschaffen. Die solidarischen 
Grüße an die Prinovis-Belegschaft 
überbrachte auch Torben May, Be¬ 
triebsrat der 350 von Entlassung be¬ 
troffenen Redakteure der „Financial 
Times Deutschland“. Aus leidvoller ei¬ 
gener Erfahrung konnte er über Tricks 
und Finten bei den Sozialplanver¬ 
handlungen durch den Bertelsmann- 
Konzern berichten. Solidarität 
der Beschäftigten untereinander 
müsse das oberste Gebot sein - 
man dürfe sich nicht gegenein¬ 
ander ausspielen lassen. Wirt¬ 
schaftsminister Reinhard Mey¬ 
er (SPD) forderte die Konzerne 
Bertelsmann und Springer auf, 
zu ihrer sozialen Verantwortung 
zu stehen: Die Landesregierung 
werde „beharrlich daran arbei¬ 
ten, dass es eine Zukunft gibt, 
und zwar für jeden Einzelnen“, 
versprach er und kündigte die 
Gründung eines „Runden Ti¬ 
sches“ an. 

Seit Bekanntgabe der Schlie¬ 
ßungspläne auf einer stürmisch 
verlaufenden Betriebsversamm¬ 
lung vor zehn Tagen, auf der Vor¬ 
standschef Stausberg verkünde¬ 
te, dass der Standort Itzehoe im 
Sommer 2014 aus Kostengründen 
vollständig geschlossen werden 
solle, um rund 20 Millionen Euro 
einzusparen, fand am Samstag 
damit bereits die dritte Protest¬ 
aktion der Prinovis-Belegschaft 
statt. Drei Tage nach Ankündi¬ 
gung der Arbeitsplatzvernich¬ 
tung hatten rund 300 Beschäftigte und 
Angehörige mit Protestplakaten und 
einem als Tod verkleideten Kollegen 
vor dem Werk ihren Protest zum Aus¬ 
druck gebracht. Gut 100 Beschäftigte 
hatten am darauffolgenden Dienstag 
vor der Bertelsmann-Repräsentanz 
in Berlin protestiert. Mit Schildern 
und einem riesigen schwarzen Kreuz 
machten sie lautstark ihrem Ärger 
über die Entscheidung des Mutter¬ 
konzerns Luft den Itzehoer Standort 
bis Mitte 2014 zu schließen. Rabe und 
andere wichtige Vertreter von Bertels¬ 
mann - darunter laut Programm auch 
Liz Mohn als Chefin der Eigentümer - 
waren in Berlin zu einer internen Ta¬ 
gung zusammengekommen. Bertels¬ 


mann-Vorstandschef Thomas Rabe 
trat überraschend vor die Demonstran¬ 
ten und musste sich den unbequemen 
Fragen der Betroffenen stellen. Nach 
Angaben von ver.di war es das erste 
Mal, dass der Bertelsmann-Chef spon¬ 
tan vor eine Gruppe Demonstranten 
getreten ist. 

Prinovis gilt als der größte Tiefdruck¬ 
konzern in Europa (Bertelsmann hält 
74,9 Prozent, die restlichen 25,1 Pro¬ 


zent liegen bei der Axel Springer AG). 
Produktionsstandorte der rund 3 800 
Beschäftigten sind Itzehoe, Ahrens¬ 
burg, Dresden, Nürnberg und Liver¬ 
pool. Der Medienkonzern Bertels¬ 
mann (Grüner + Jahr, RTL-Group, 
Random House, Arvato) wies 2012 ei¬ 
nen Konzernumsatz von rund 16 Mil¬ 
liarden Euro (Vorjahr: 15,4 Mrd. Euro) 
aus. Die Umsatzrendite überstieg er¬ 
neut die 10-Prozent-Marke. Das Ope- 
rating EBITDA (Gewinn vor Zinsen, 
Steuern, Abschreibungen) betrug wie 
im Vorjahr ca. 2,2 Milliarden Euro. 
Mit der Schließung des Druckortes It¬ 
zehoe soll der Profit weiter in die Höhe 
schnellen. Der Verlust von 1 200 Ar¬ 
beitsplätzen, den die Betriebsschlie¬ 


ßung der modernen Großdruckerei 
kosten wird, wird billigend in Kauf ge¬ 
nommen. Betroffen wären aber nicht 
nur die Beschäftigten und ihre Fami¬ 
lien sondern darüber hinaus viele Lie¬ 
feranten und Händler in der Stadt It¬ 
zehoe. 

In einem auf der Kundgebung ver¬ 
teilten Fluglatt solidarisierte sich die 
DKP Schleswig-Holstein mit dem 
Kampf der Prinovis-Beschäftigten 
um den Erhalt ihrer Arbeitsplätze. Im 
Flugblatt heißt es u.a.: „Von der Lan¬ 
desregierung und den kommunalen 
Körperschaften erwarten wir, dass sie 
laufende Geschäfte und Verträge mit 
der Bertelsmann-Stiftung umgehend 
kündigt. Mit Unternehmen, in denen 
der Beschäftigte nur ein Baustein für 
den Profit ist, dürfen keine Geschäf¬ 
te gemacht werden. Die Prinovis-Be¬ 
schäftigten haben die richtige Antwort 
gegeben, indem sie nicht kampflos auf 
ihre Arbeitsplätze verzichten wollen. 
Die Beschäftigten haben die bittere 
Erfahrung machen müssen, dass Ver¬ 
sprechen der Konzernbosse, durch 
Lohnverzicht Arbeitsplätze sichern zu 
können, das Papier nicht wert ist, auf 
das es geschrieben wurde. Die jetzt 
angekündigte Schließung des Werkes 
beweist wieder einmal die alte gewerk¬ 
schaftliche Erfahrung: Lohnverzicht si¬ 
chert keine Arbeitsplätze! Mit seinen 
Plänen zeigt der Konzern sein wahres 
Gesicht, denn es geht um mehr Profi¬ 
te - und das ist menschenverachtende 
kapitalistische Willkür. Diese Willkür 
trifft eine Region in Schleswig-Hol¬ 
stein mit der höchsten Arbeitslosigkeit. 
Jetzt ist Solidarität gefordert. 

Der schnelle anhaltende Protest der 
Betroffenen ist ein ermutigendes Zei¬ 
chen, dass damit jetzt der Kampf um 
den Erhalt der qualifizierten Arbeits¬ 
plätze begonnen hat - denn darum 
muss es jetzt in erster Linie gehen und 
nicht um Sozialpläne und Transferge¬ 
sellschaft. Ein Erfolg des Kampfes ge¬ 
gen den Bertelsmann-Konzern wird 
nur möglich werden, wenn Belegschaft 
und Gewerkschaften im Bündnis mit 
der Region und ihren politischen und 
sozialen Akteuren solidarisch in Akti¬ 
on treten. 

Wer kämpft, kann verlieren - wer nicht 
kämpft, hat schon verloren.“ gst 

Der vollständige Text ist nachzulesen auf 
www.kommunisten.de 



Bertelsmann - 
Der Sensemann 


Auf Talfahrt 


Zur Krise der europäischen Autoindustrie 


Standortschließung und Erpressung 
in Bochum. Milliardeninvestitionen in 
Südkorea. Die Strategie international 
agierender Großkonzerne, wie Gene¬ 
ral Motors, kennt weder Zusagen und 
Beschäftigungssicherheit. Hier zählen 
Profit und strategische Standortposi¬ 
tionierung. Während Europa in die 
Depression absinkt, traut man den 
Schwellenländern Asiens noch einiges 
an Expansion zu. Hier dabei zu sein, ist 
für die Herren in Detroit ebenso ein 
Muss, wie für jene in Wolfsburg, Mün¬ 
chen oder Stuttgart. 

Der Detroiter Gigant, nach Umsatz 
(150,3 Mrd. Dollar in 2012) noch im¬ 
mer die Nummer Drei der Autowelt, 
nach VW (254,2 Mrd. Dollar) und To¬ 
yota (226,1 Mrd. Dollar), liegt dank 
massiver Geldspritzen aus dem US- 
Finanzministerium wieder auf Ge¬ 
winnkurs. Zum bereinigten Ergebnis 
vor Steuern und Zinsen (Ebit) von 7,9 
Mrd. Dollar in 2012 hat GM-Europe 
nach Konzernangaben immerhin 1,8 
Mrd. Dollar (23 Prozent) beigetragen. 
Eigentlich kein Grund nervös zu wer¬ 
den. Das in der Außendarstellung ver¬ 
mittelte Bild des europäischen „Fass 
ohne Boden“ wird durch die eigenen 
Zahlen zumindest nicht gestützt. 

Das hält den Konzern natürlich nicht 
davon ab, die Opel-Belegschaft mit 
der Stilllegungskeule zu weiteren Zu¬ 
geständnissen zu erpressen und gleich¬ 
zeitig Gewinne in den Standort Südko¬ 
rea zu investieren. Dort soll das erste 
vollelektrische Auto von GM produ¬ 
ziert werden. Während dem „Standort 


Deutschland“ die großen und teuren 
Spritschlucker als Sumpfblüten einer 
überlebten Zeit verbleiben, dürfte die 
automobile Zukunft in Asien entwi¬ 
ckelt werden. Von der Idee der Kanz¬ 
lerin, 1 Mio. Elektroautos bis 2020 auf 
die Straßen zu bringen, ist die Bundes¬ 
republik so weit entfernt wie von der 
Energiewende. Zwar kann man über 
die Ökobilanz von E-Autos streiten, 
der Vorteil, auch regenerative Energi¬ 
en, so sie vorhanden sind, nutzen und 
vor allem speichern zu können, ist nicht 
so einfach aus der Welt zu diskutieren. 
Das allerdings würde erhebliche tech¬ 
nologische Innovation bei den Fahrzeu¬ 
gen selbst, aber auch bei der Entwick¬ 
lung intelligenter Netzinfrastrukturen 
voraussetzen. Ein fast aussichtsloses 
Unterfangen in Zeiten, in denen der 
Share-Holder-Value die Konzernpoli¬ 
tik bestimmt und die üblicherweise ein¬ 
springenden öffentlichen Kassen über¬ 
schuldet sind. Bislang gibt es nicht ein¬ 
mal einen einheitlichen Stecker. 

Kein Wunder, dass von vielen allenfalls 
China der Sprung in die Elektromobi- 
lität zugetraut wird. Ein Land, das in 
knapp 10 Jahren ein Hochgeschwindig¬ 
keitseisenbahnnetz von fast 10 000 km 
aus dem Boden zu stampfen vermag, 
dürfte wohl am ehesten in der Lage 
sein, die Ressourcen für die nicht un¬ 
beträchtlichen technologischen und 
infrastrukturellen Hürden zu mobili¬ 
sieren. Nicht, dass diese Ressourcen 
im „Westen“, also den hochentwickel¬ 
ten kapitalistischen Kernstaaten, nicht 
vorhanden wären, die anlagesuchende 


Kapitalschwemme nimmt immer ge¬ 
waltigere Dimensionen an, aber sie 
sind aufgrund der Profitlogik und der 
neoliberalen Austeritätsdiktate nicht 
mobilisierbar. Mit weitreichenden Fol¬ 
gen. Wie in anderen Schlüsseltechnolo¬ 
gien, z.B. der Informationstechnologie, 
dürfte ein Wechsel in der Technologie¬ 
führerschaft zu den aufstrebenden asi¬ 
atischen Staaten auch in der Automo¬ 
bilindustrie nicht mehr lange auf sich 
warten lassen. 

Die mit der Weltwirtschaftskrise ein¬ 
hergehende Krise der Automobilindu¬ 
strie konnte in vielen Staaten zunächst 
durch staatliche Stützungsprogramme 
(Abwrackprämien) gemildert werden. 
In der Eurozone macht sich nun aber 
der zweite Konjunktureinbruch und 
eine rapide steigenden Arbeitslosigkeit 
bemerkbar. Die von Bundesregierung 
und Bundesbank diktierten Austeri- 
tätsprogramme entfalten sukzessive 
ihre volle prozyklische Wirksamkeit. 
Und wie an der Berichterstattung 
über die Italienwahl erkennbar, hofft 
der publizistische Mainstream - nicht 
ohne Grund - es möge noch möglichst 
lange so weitergehen. 

Mittlerweile meldet das Kraftfahrt- 
Bundesamt (KBA) selbst für die „Kon¬ 
junkturlokomotive Deutschland“, bei 
den Pkw-Neuzulassungen in Januar 
2013, verglichen mit dem Vorjahresmo¬ 
nat, ein Minus von 8,6 Prozent. Sogar 
der Krisengewinnler VW musste einen 
Verkaufs-Rückgang von 13,3 Prozent 
hinnehmen. Die deutsche Zulassungs¬ 
kurve, abgesehen von „Wiedervereini- 


gungs-“ und Abwrackprämienboom, 
seit zwanzig Jahren flach wie ein Brett, 
neigt sich erkennbar nach unten. 

Das sieht im Süden Europas naturge¬ 
mäß schlechter aus. In Frankreich ist 
die Produktion von Pkw und leichte 
Nutzfahrzeuge 2012 um 16,4 Prozent 
zum Vorjahr eingebrochen. Zum Hoch 
in 2004 hat sie sich nahezu halbiert. 
Der 5-Mrd.-Rekord-Verlust von PSA 
Peugeot Citroen kommt nicht von un¬ 
gefähr. Renault konnte nur Dank sei¬ 
ner Nissan-Beteiligung und seiner Fi¬ 
nanzgeschäfte den operativen Verlust 
auf 25 Mio. Euro begrenzen. 
Unmissverständlich abwärts geht es 
auch in Italien. Während das ehemali¬ 
ge Autoland Anfang der 1990er Jahre 
noch fast 2 Mio. Pkw produzierte, sank 
die Produktion in 2012 auf 396 000, 
etwa ein Fünftel. (Im gleichen Zeit¬ 
raum hat die Volksrepublik ihre Au¬ 
tomobil-Produktion etwa verzwan¬ 
zigfacht.) Fiat konnte nur dank seiner 
Luxusmarken (Ferrari, Maserati) und 
seiner konsequenten Internationalisie¬ 
rung; und konkret in 2012, aufgrund 
der wieder sprudelnden Gewinne des 
Daimler-Milliardengrabs Chrysler ei¬ 
nen Ebit von 3,6 Mrd. Euro ausweisen. 
Laut europäischem Automobilherstel¬ 
lerverband ACEA sanken im Januar 
2013, im Vergleich zum Vorjahresmo¬ 
nat, die Zulassungszahlen in 19 von 26 
EU-Staaten. Zum Teil drastisch (Nie¬ 
derlande -31,2 Prozent, Griechenland 
-4,5 Prozent). Selbst die Schweiz lag 
mit -10,1 Prozent noch deutlich auf 
Schrumpfkurs. Für die gesamte EU- 


Neupack Streik in 
der 14. Woche 

Die 200 Beschäftigten der Firma Neu¬ 
pack Verpackungen GmbH & Co KG 
produzieren Verpackungen für Lebens¬ 
mittel. Seit dem 1. 11. 2012 bestreiken 
sie die Unternehmensteile in Ham¬ 
burg-Stellingen und Rotenburg/Wüm¬ 
me. Streikziele sind ein Tarifvertrag und 
höhere Löhne. Für die DKP hält Rudi 
Christian die Verbindung zu den Strei¬ 
kenden. Fast jeden Tag ist er im Streik¬ 
zelt vor dem Betrieb zu finden. Für 
Eimsbüttler ROT, der Zeitung der DKP 
für Eimsbüttel und Umgebung schrieb 
er folgenden Artikel der vollständig auf 
www.kommunisten.de zu finden ist: 
Der Krüger-Clan als Drachentöter im 
erbitterten Ringen mit der Gewerk¬ 
schaft IG BCE und dem Betriebsrat. 
So sehen es die Eigentümer Krüger 
in ihren Medienauftritten. (...) Die 
Wirklichkeit sieht so aus: Löhne weit 
unter dem branchenüblichen Niveau, 
unterschiedlichste Bezahlung für glei¬ 
che Arbeit, Willkür bei der Zumessung 
von Urlaubszeit, Urlaubsgeld oder Son¬ 
derzahlungen, und oft viele Jahre keine 
Lohnerhöhung. (...) 

Bereits im Dezember kam es zum Ein¬ 
satz polnischer Streikbrecher. (...) Die 
Streikenden machen die bittere Erfah¬ 
rung, dass mit Einführung der soge¬ 
nannten „Arbeitnehmerfreizügigkeit“ 
auch europaweiter Streikbruch möglich 
wurde. 

Der Streik brachte den Krügerclan bis¬ 
her nicht zum Einlenken. (...) Nach 
14 Wochen Streik verweigert der Un¬ 
ternehmer immer noch Verhandlun¬ 
gen. Nun versucht die Gewerkschaft 
IG BCE den Druck durch wechseln¬ 
de Streikunterbrechung, sogenannten 
Flexi-Streik zu erhöhen. (...) Die Strei¬ 
kenden beweisen große Standhaftigkeit 
und erhielten j etzt Verstärkung. Weitere 
zwei Kollegen schlossen sich ihnen an. 
(...) Umso stärker ist das Signal, dass 
sie jetzt seit vielen Wochen in Nässe 
und Kälte sitzen. Und sie erhalten Un¬ 
terstützung. Aus Hamburg und allen 
Teilen der Republik. Auch durch ein 
Unterstützer-Komitee aus Rentnern, 
Arbeitslosen, jungen Mitgliedern der 
Linken und Kollegen anderer Betrie¬ 
be, Delegationen von Gewerkschaftern 
und durch Schulklassen, die die Streik¬ 
jurte auf suchen. (...) Gegenwärtig ver¬ 
suchen Streikende und Unterstützer 
auch eine Initiative für ein gesetzliches 
Verbot von Streikbruch zu initiieren. 


27 lag der Wert im Vergleichszeitraum 
bei -8,7 Prozent. Die europäischen 
Automobilbauer zahlen die Zeche der 
asozialen Berliner Austeritätspolitik. 
Der Pkw-Gesamtmarkt in der EU-27 
schrumpfte von 15,5 Mio. in 2007 bis 
heute um mehr als 2 Mio. Einheiten. 
Die Kfz-Weltjahresproduktion (Pkw, 
Lkw, Busse) liegt bei 80 Mio. Einhei¬ 
ten. Derzeit bewegen sich weltweit 
mehr als 1,1 Mrd. Kraftfahrzeuge auf 
den Straßen. Diese gigantische Flotte 
verbraucht etwa die Hälfte der gesam¬ 
ten Erdölförderung bzw. 26 Prozent 
der globalen Erdenergie. Die globale 
C0 2 -Emission (aus energetischer Nut¬ 
zung) liegt bei 34 Gigatonnen (Mrd. 
Tonnen). In Deutschland zeichnet der 
Straßenverkehr für 20 Prozent der 
C0 2 -Produktion verantwortlich. Inklu¬ 
sive der Kfz-Produktion für etwa ein 
Drittel. Bis 2030 dürfte sich die globale 
Kfz-Flotte mehr als verdoppelt haben. 
Angesichts der zur Neige gehenden 
Ressourcen und der klimatischen Ver¬ 
änderungen ein nicht gerade sympathi¬ 
sches Szenario. 

Beim KBA meldete am 15 Januar 2013 
Deutschland einen Kfz-Bestand von 
52,4 Millionen. Die Auswirkungen die¬ 
ser hohen Individualverkehrsdichte ist 
auf den Autobahnen und in den Städ¬ 
ten kaum zu übersehen. Statt den Weg 
in den Verkehrsinfarkt weiter zielstre¬ 
big zu verfolgen wären Investitionen 
in Energie-, Zeit- und Ressourcen spa¬ 
rende alternative Verkehrskonzepte 
und die dazu erforderliche Hardware 
zukunftweisend. Klaus Wagener 
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Spitzmarke 

Ilse Aigner, Regierungsnulpe für Ver¬ 
braucherschutz. - Was Sie an Fort¬ 
schritten für den Verbraucherschutz 
und für den Tierschutz nicht vorzu¬ 
weisen haben, machen Sie mit groß¬ 
mäuligen Ankündigungen wett. „Wir 
haben bereits 2011 den Strafrahmen 
erhöht und werden es wieder tun,“ er¬ 
klärten Sie zur Fleischwerdung des 
Pferdes, dem neuesten Lebensmit¬ 
telskandal. „Hier muss die volle Härte 
des Gesetzes zuschlagen, das ist kein 
Kavaliersdelikt, das ist Betrug.“ Müss¬ 
te zuschlagen, Frau Ministerin! Müss¬ 
te! Wird aber nicht. Garantiert. Denn 
zuvor müsste der Wähler zuschlagen - 
und Leute wie Sie abservieren, Re¬ 
gierende, die uns so überaus ehrlich 
bescheissen. Dass in Deutschland die 
skandalöse Profitmaximierung mittels 
weitverbreiteter Landschaftszerstö¬ 
rung, Bodenverseuchung, Tierquälerei 
und Gaunerei in der gesamten Versor¬ 
gungskette in hoher Blüte steht, in den 
Agrar- und Tierfabriken ebenso wie in 
der Lebensmittelverarbeitung und bis 
hin zum Discounter, dafür sind Fehlbe¬ 
setzungen wie Sie verantwortlich. So ist 
das eben, wenn eine Ministerin ihren 
Kopf nur zum Haarekämmen und zum 
Sprüchekloppen gebraucht, dies jedoch 
ganz im Sinne ihrer gewinnsüchtigen 
Klientel aus Bauern, Panschern und 
Verhökerern. VB 


Mit Gewalt in Notlage zurück 



„Insgesamt 7 651 Abschiebungen aus 
Deutschland gab es im vergangenen 
Jahr, dies ist ein leichter Rückgang ge¬ 
genüber dem Vorjahr (7 917). Massiv 
gestiegen ist jedoch die Zahl der ab¬ 
geschobenen serbischen Staatsange¬ 
hörigen, unter ihnen viele Roma, von 
1 000 im Jahr 2011 auf 1 500 im ver¬ 
gangenen Jahr. Dies ist ein Ergebnis 
der auf Abschreckung und Schnellver¬ 
fahren setzenden Politik des Innen¬ 
ministers gegenüber Flüchtlingen aus 
dem West-Balkan“, fasst Ulla Jelpke, 
innenpolitische Sprecherin der Frak¬ 
tion „Die Linke“, zentrale Ergebnisse 
der Antwort der Bundesregierung auf 
eine Kleine Anfrage (BT-Drucksache 
17/12148) zu Abschiebungen im Jahr 
2012 zusammen. Jelpke weiter: 
„Kosovo (564) und Mazedonien (510) 
sind weitere Hauptherkunftsländer 
der abgeschobenen Personen. Es dürf¬ 
te sich überwiegend um Roma han¬ 
deln, deren Asylgesuch abgelehnt 
wurde. Sie werden in ihren Herkunfts¬ 
ländern massiv diskriminiert und aus¬ 
gegrenzt. Statt ihnen zu helfen, werden 
sie mit Gewalt in ihre Notlage zurück¬ 
gebracht. Mit dieser Politik der Ab¬ 
schreckung und Abschiebung stiehlt 
sich Deutschland aus seiner humani¬ 
tären und historischen Verantwortung. 
Rasant zugenommen hat die Zahl der¬ 
jenigen Flüchtlinge, die in Sammelab¬ 
schiebungen mehrerer EU-Länder bzw. 
von Frontex abgeschoben worden sind: 
Sie hat sich im Jahr 2012 auf 1289 fast 
verdoppelt. 

Zunehmend werden Flugunterneh¬ 
men in die deutsche Abschottungspo¬ 
litik eingespannt. 1 477 Mal wurden im 
Jahr 2012 Zwangsgelder gegen Beför¬ 
derungsunternehmen in Höhe von ins¬ 
gesamt 2,35 Millionen Euro verhängt, 
weil sie Personen ohne gültigen Pass 
oder Aufenthaltstitel nach Deutsch¬ 
land gebracht hatten. Dies ist eine er¬ 
hebliche Steigerung gegenüber dem 
Vorjahr (1 048 Zwangsgelder in Höhe 
von knapp zwei Millionen Euro). Diese 
Privatisierung der Flüchtlingsabwehr 
ist menschenrechtlich höchst bedenk¬ 
lich, weil Flugunternehmen durch die¬ 
se Sanktionen dazu angehalten werden, 
die Zuflucht von Menschen ohne Ein¬ 
reiseerlaubnis zu verhindern, ohne prü¬ 
fen zu können, ob es sich um schutzbe¬ 
dürftige Personen handelt und welche 
Auswirkungen ihre Einreiseverhinde¬ 
rung haben wird.“ 


Für sozialen Fortschritt, gegen Fremdenhass 

Aufruf der Buchenwälder Häftlinge 


Aus Anlass des 68. Jahrestages der 
Selbstbefreiung der KZ-Häftlinge von 
Buchenwald ruft die Lagergemein¬ 
schaft Buchenwald-Dora/Freundes- 
kreis e.V. zu einer Demonstration auf. 
Der Aufruf lautet: 

In Erinnerung an den opferreichen 
Kampf der Antifaschistinnen und An¬ 
tifaschisten sowie die Lehren aus dem 
organisierten internationalen Wider¬ 
stand der politischen Häftlinge im Kon¬ 
zentrationslager Buchenwald demons¬ 
trieren wir am 14. April 2013 

★ für sozialen Fortschritt und eine so¬ 
lidarische Gesellschaft! 

★ gegen Fremdenhass und faschisti¬ 
sche Aufmärsche! 

„Die Vernichtung des Nazismus mit 
seinen Wurzeln“, wie die Überlebenden 
des KZ Buchenwald schworen, erfor¬ 
dert nicht nur die offene und offensive 
Auseinandersetzung mit faschistischen 
Organisationen und Nazi-Propaganda. 
Gleichfalls ist der Kampf um sozia¬ 
len Fortschritt und eine solidarische 
Gesellschaft notwendig, in der Frem¬ 
denhass, Chauvinismus und Rassismus 


geächtet sind und keine Chance mehr 
haben, sich im Denken und Leben der 
Menschen zu verankern. 

Das Beispiel des Versandhauses Ama- 
zon zeigt, wie in einer Welt steigender 
Ausbeutung, grassierender Armut und 
verbreiteter Perspektivlosigkeit nach 
bezahlter Beschäftigung suchende 
Menschen hierzulande und in anderen 
Staaten mit billi¬ 
gen Versprechen 
angeworben, dann 
selbst um einen 
Teil ihres kärgli¬ 
chen Lohns betro¬ 
gen, wie Häftlinge 
einkaserniert, ih¬ 
rer Freizügigkeit 
beraubt sowie 
rund um die Uhr 
von Neonazis be¬ 
wacht und durch 
demütigende 
Kontrollen ihrer 
Würde beraubt 
werden können. 

Diese Vorfälle 


sind nicht bloß eine Schande für die 
Regierenden, sondern sie machen auch 
deutlich, dass die Unternehmen in ih¬ 
rem Profitstreben häufig weder die Ein¬ 
haltung gesetzlicher Beschränkungen 
dulden wollen noch moralische Skrupel 
kennen - es sei denn, sie werden durch 
öffentlichen Protest und breiten Wider¬ 
stand dazu gezwungen. 


Wer den Faschismus nachhaltig be¬ 
kämpfen will, der muss die gesellschaft¬ 
lichen Verhältnisse in eine Richtung ge¬ 
stalten wollen, dass sich solidarisches 
Handeln und politische Verantwortung 
für die soziale Sicherheit aller Men¬ 
schen durchsetzen können. Dazu ge¬ 
hören beispielsweise ein garantiertes 
Recht auf Arbeit und menschenwürdi¬ 
ge Arbeitsbedingungen; auf Einkom¬ 
men und Renten, die zu einem guten 
Leben ausreichen; auf bezahlbare Woh¬ 
nungen und Bildung. 

Zukunftsangst und Perspektivlosigkeit 
sind der Nährboden, in dem faschisti¬ 
sche Propaganda wurzelt und gedeiht. 
Unter solchen Bedingungen kann kei¬ 
ne ,Welt des Friedens und der Freiheit 4 
aufgebaut werden. Die soziale Frage ist 
und bleibt aufs Engste mit dem gesell¬ 
schaftlichen Fortschritt verknüpft! Und 
die organisierten faschistischen Nutz¬ 
nießer der Misere, insbesondere die 
NPD, und alle Nazi-Aufmärsche sind 
zu verbieten. 

Lagergemeinschaft Buchenwald-Dora/ 
Freundeskreis e.V. 



Die berüchtigte, zynische Inschrift der Faschisten im 
Eingangstor von Buchenwald. 


E s gilt als unfein, nachzutreten. 
Manchmal aber ist es ein zwin¬ 
gender Akt politischer Hygiene. 
Der Ex-Forschungsministerin Anet¬ 
te Schavan wurde nach ihrem unum¬ 
gänglichen Rücktritt dermaßen hoher 
Respekt gezollt und so viel Lobhudelei 
aus (fast) allen politischen Lagern zu¬ 
teil, dass man um Widerworte nicht he¬ 
rumkommt. Kanzlerin Merkels Dreis¬ 
tigkeit, Schavan als „die anerkannteste 
und profilierteste Bildungspolitikerin 
unseres Landes“ auszugeben, treibt 
jedem halbwegs um Objektivität Be¬ 
mühten das Wasser in die Augen. Mein 
Schnupftüchlein dafür breite ich wei¬ 
ter unten aus. Zuvor scheint mir ange¬ 
bracht, der triefenden Mitleidsmache 
entgegenzutreten, dem unsäglichen 
Betroffenheits-Gesabber zahlreicher 
prominenter Schleimbeutel. 

Frau Schavan hat ein Mandat als Bun¬ 
destagsabgeordnete. Daher fließt ihr 
nun bis zur Parlamentsneuwahl wie¬ 
der die volle Diät zu: monatlich 7 668 
Euro (plus steuerfreie Aufwandsent¬ 
schädigung 4 029 Euro sowie 250 Euro 
Krankenversicherungszuschuss, die wir 
hier aber mal unbeachtet lassen wol¬ 
len). Mutmaßlich wird sie diese Rega¬ 
lien auch in den vier Jahren nach der 
Wahl im September haben, da bereits 
von der CDU ihres Wahlkreises Ulm 
als Direktkandidatin nominiert und auf 
der Landesliste abgesichert. 

Von März 2013 an streicht sie trotz ih¬ 
res unehrenvollen Rücktritts vom Mi¬ 
nisteramt noch ein schönes Übergangs¬ 
geld ein. Seine Höhe orientiert sich am 
Ministergehalt, denn im Paragrafen 
14 des „Gesetz über die Rechtsver¬ 
hältnisse der Mitglieder der Bundesre¬ 
gierung (Bundesministergesetz)“ heißt 
es ohne Rücksicht auf eventuell anrü¬ 
chige Gründe eines Amts Verzichts: „... 
(1) Ein ehemaliges Mitglied der Bun¬ 
desregierung erhält von dem Zeitpunkt 
an, in dem seine Amtsbezüge aufhören, 
Übergangsgeld. (2) Das Übergangsgeld 
wird für die gleiche Anzahl von Mo¬ 
naten gezahlt, für die der Berechtigte 
ohne Unterbrechung Amtsbezüge als 
Mitglied der Bundesregierung erhalten 
hat, jedoch mindestens für sechs Mona¬ 
te und höchstens für zwei Jahre ... (3) 
Als Übergangsgeld werden gewährt 1. 
für die ersten drei Monate das Amtsge¬ 
halt ... in voller Höhe, 2. für den Rest 
der Bezugsdauer die Hälfte dieser Be¬ 
züge_“ Schavan war 89 Monate Bun¬ 

desministerin (September 2005 bis Fe¬ 
bruar 2013). 

Das macht wieviel? Dazu lesen wir in 
Paragraf 11 des Bundesministergeset¬ 
zes: „...(1) Die Mitglieder der Bun¬ 
desregierung erhalten vom Beginn des 
Kalendermonats an, in dem das Amts¬ 
verhältnis beginnt, bis zum Schluss des 


Ab mit Schavan 

Von Volker Bräutigam 



Kalendermonats, in dem das Amts¬ 
verhältnis endet, folgende Amtsbezü¬ 
ge: a) ein Amtsgehalt, und zwar ... die 
Minister in Höhe von eineindrittel des 
Grundgehalts der Besoldungsgruppe 
B 11 einschließlich zum Grundgehalt 
allgemein gewährter Zulagen ...“ - die 
wir im Weiteren ebenfalls großzügig 
außer Betracht lassen wollen. 

Es kommt auch so genug 
Kohle zusammen: 
soldungsgruppe 
B 11 bedeu¬ 
tet derzeit mo¬ 
natlich 12 360,14 
Euro. Eineindrittel 
davon sind 16 480,18 
Euro. Zusammen mit der 
Abgeordnetendiät macht 
das in den ersten drei Mo¬ 
naten nach dem Rück¬ 
tritt für Schavan jeweils 
24 148,18 Euro an Basisbe¬ 
zügen. Hinzu kommt eine 
erkleckliche Aufwandsent¬ 
schädigung, aber auch die 
bedenken wir hier nicht 
weiter. In den Folgemo¬ 
naten verringert sich das 
Übergangsgeld dann zwar um 8 240,09 
Euro. Aber zusammen mit der Diät 
bleiben der Frau immer noch 15 908,09 
Euro. 

Satter Dank aus der Staatskasse. Monat 
für Monat, bis einschließlich Februar 
2015 - rein hypothetisch. Die Schavan 

„Die anerkannteste 
Bildungspolitikerin 
Deutschlands“ muss nicht 
vor Hunger den Kitt aus 
dem Fenster fressen. 


wird volle zwei Jahre Übergangsgeld 
einstreichen. Es sei denn, sie würde 
nach der Septemberwahl von Kanzle¬ 
rin Merkel erneut ins Kabinett berufen. 
Auszuschließen ist das nicht. Gewiss 
ist nur, dass „die anerkannteste Bil¬ 
dungspolitikerin Deutschlands“ nicht 
vor Hunger den Kitt aus dem Fenster 
fressen muss. Nicht einmal, wenn sie 
nach Februar 2015 als einfache Bun¬ 
destagsabgeordnete weitermacht: 7 668 
plus steuerfreie 4 000 Euro Aufwands¬ 
entschädigung sind ja kein Pappenstiel. 
Und falls Schavan in Rente geht, win¬ 
ken ihr die Abgeordneten-Versorgung 
und eine saftige Ministerpension von 
insgesamt rund 15 000 Euro. 

Nach dem Blick auf die beruhigende 
Finanzlage der Frau noch ein zweiter, 
und zwar unter den Blumenteppich, 
den ihr die Sprecher des bürgerlichen 
Lagers woben. Als Ministerin hat Scha¬ 
van eine bildungspolitische Pleite nach 
der anderen eingefahren, Stichworte: 


Turbo-Abitur, Ausbildungsplatzmisere, 
BAföG-Elend. Unvergessen auch ihr 
borniertes Eintreten für Studienge¬ 
bühren und ihre wirtschaftsfreundliche 
Fürsprache für Grüne Gentechnologie. 
Es ging ihr eben um die generelle Un¬ 
terordnung des Bildungssystems unter 
Unternehmerinteressen nach neoli¬ 
beralem US-ame- 
rikanischem 


Vorbild. 


Dr. Plagiat! 



Nach- 
I zulesen 
I ist die Stre¬ 
cke ihrer Mi¬ 
nusleistungen 
sehr schön in 
Albrecht Mül¬ 
lers Internet- 
Portal Nach- 
DenkSeiten. 
Jens Blecker, 
Betreiber des 
' Netportals 
„Infokrieger- 

News“, geht seit Monaten - und bisher 
vergeblich - den Gründen nach, wes¬ 
halb der Kölner „FrauenMediaTurm“, 
eine von Alice Schwarzer initiierte 
und geführte Spezialbibliothek für 
Frauenliteratur, Steuergelder in Milli¬ 
onenhöhe aus Berlin bekam und wie 
diese Fördermittel eigentlich verwen¬ 
det wurden. Blecker berichtet, er habe 
glaubhafte Hinweise darauf, dass Mi¬ 
nisterin Schavan Beziehungen zu Ali¬ 
ce Schwarzers Netzwerk unterhielt, in 
dem nach deren Aussage „Spitzenpo¬ 
litikerinnen aller Parteien“ kungelten, 
darunter auch Ministerinnen. Blecker: 
„Im Zuge unserer Recherchen ... kon¬ 
frontierten wir das Büro der Ministe¬ 
rin. Einmal mit schweren Vorwürfen 
gegen das Ministerium und dann ge¬ 
gen die Ministerin selbst ... Bis heu¬ 
te ist man uns die Antworten schuldig 
geblieben.“ Alice Schwarzer, anlässlich 
ihres 70. Geburtstags interviewt, plau¬ 
derte immerhin aus, in dem besagten 
Netzwerk habe man „so manches aus¬ 
gekocht“. Mit demokratischen Normen 
und Ansprüchen an finanzielle Trans¬ 
parenz ist derlei freilich unvereinbar. 
Mir ist Frau Schavan jedoch aus gänz¬ 
lich anderem Grunde in übler Erinne¬ 
rung. In Ossietzky 7/2009 schrieb ich 
unter dem Titel „Gegen das Volk ge¬ 
rüstet“: „Auch Forschungsministerin 
Annette Schavan denkt offenbar an 
Bürgerkrieg. Statt die Ursachen sozia¬ 
ler Unruhen untersuchen und fundier¬ 
te Konzepte zur Abhilfe entwickeln 
zu lassen, setzt sie auf das staatliche 
Gewaltmonopol. Es riecht penetrant 


nach pseudowissenschaftlichen, vor¬ 
sorglichen Begründungs versuchen für 
Einsätze mit,finalem Rettungsschuss’: 
Schavan vereinbarte im März mit US- 
Heimatschutzministerin Janet Napoli- 
tano wissenschaftliche und technologi¬ 
sche Zusammenarbeit’. Vertragsgegen¬ 
stände sind Methoden zum, Aufspüren 
von Bedrohungen der zivilen Sicher¬ 
heit’, der ,Schutz von kritischen In¬ 
frastrukturen und Schlüsselressourcen’ 
sowie ,Krisenreaktion, Folgenmana¬ 
gement und Schadensbegrenzung bei 
folgenschweren Ereignissen’.“ Ähnliche 
Verträge schloss Schavan mit Frank¬ 
reichs Sarkozy und mit Israels Netany¬ 
ahu. Zu was Wissenschaftspolitik eben 
so pervertiert wird. 

Trotzdem will ihr die Uni Lübeck nun 
einen Ehren-Doktorhut auf setzen, in 
„Anerkennung besonderer Verdiens¬ 
te um die Wissenschaft“ und unter 
Applaus der SPD. Schavan hatte sich 
2010 - politisch - für den Erhalt der 
Medizinerausbildung in Lübeck ein¬ 
gesetzt. Dafür bekommt sie nun das 
Prachtstück aus dem akademischen 
Devotionalien-Laden. Einen Widerruf 
darf und kann sich die kleine Uni Lü¬ 
beck wohl nicht erlauben. Erlaubt aber 
hat sie sich einen Schlag ins Gesicht 
derjenigen, denen an wissenschaftli¬ 
cher Unabhängigkeit und ehrlicher 
Forschung gelegen ist. 

Schavan wurde wegen erwiesenen 
geistigen Diebstahls der Doktortitel 
entzogen. Vergleichen wir mit der Le¬ 
bensmittelverkäuferin „Emmely“: Der 
wurde fristlos gekündigt, weil sie einen 
achtlos weggeworfenen Kassenbon von 
1,30 Euro eingelöst hatte. Vergleichen 
wir mit der fristlosen Entlassung des 
Müllwerkers Mehmet, der ein eisernes 
Kinderbettchen aus dem Sperrmüll zog 
und es vor aller Augen - er hielt sein 
Handeln für zulässig - einpackte, um 
es für sein Kind mit nachhause zu neh¬ 
men. Hierzulande verlieren Arbeiter 
wegen Diebstahls selbst geringstwerti- 
ger Güter ihre Existenzgrundlage. Ei¬ 
ner nach aufgedecktem Gedankenklau 
abgehenden Ministerin jedoch hofiert 
man und vergoldet ihr den Arsch. 

De mortuis nil nisi bene, über Tote soll 
man nur in guter Weise reden. Frau 
Schavan ist aber noch höchst lebendig 
und selbst politisch nicht mal scheintot. 
Sie bleibt uns leider als Volksvertrete¬ 
rin erhalten. Das kommt uns teuer zu 
stehen, noch teurer aber ihre ministeri¬ 
ellen Fehlleistungen. Der Wunsch nach 
sauberen politischen Verhältnissen ist 
eben schwerer zu befriedigen als das 
Bedürfnis, sich nach dem Fall Schavan 
gründlich die Hände zu waschen. 

(Wiedergabe mit freundlicher Erlaubnis der 
Politikzeitschrift Ossietzky.) 
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Besuch bei OB Kuhn 

Stadtteilgruppen gegen Stuttgart 21 machen ihre Aufwartung 



OB Kuhn bekommt die Rede gelesen 


B isher trafen sich die Stadtteilgrup¬ 
pen, Bürgerinitiativen die sich ge¬ 
gen Stuttgart21 engagieren und 
in denen zahlreiche DKP-Mitglieder 
aktiv sind, zum Erfahrungsaustausch 
und kleineren Aktionen. Ende letz¬ 
ten Jahres entstand die Idee, unserem 
neuen Oberbürgermeister unsere For¬ 
derungen für eine lebenswerte Stadt 
zu überbringen. Schon bei der Samm¬ 
lung der Themen hat sich unser Blick 
zunehmend geweitet, Zusammenhän¬ 
ge wurden erkennbar und einige neue 
Kontakte zu anderen Initiativen vor 
allem aus dem sozialen Bereich sind 
entstanden. Diese Verknüpfung von 
verschiedenen Themenbereichen und 
eine verstärkte Zusammenarbeit und 
gegenseitige Unterstützung bringt uns 
mit Sicherheit ein Stück weiter in die 
richtige Richtung. 

Es folgt unsere Rede bei der Übergabe 
an OB Kuhn: 

„Lieber Herr Kuhn, 
sicher fragen Sie sich, wer wir sind, was 
in diesen Ordnern steht, was Sie mit de¬ 
nen machen sollen und was wir eigent¬ 
lich von Ihnen wollen. Diese Fragen 
möchte ich Ihnen kurz beantworten. 
,23 Stadtteile - ich vergesse keinen 4 
war ein Slogan in Ihrem Wahlkampf. 
Diesen Slogan haben wir als Signal 
verstanden, dass Sie unsere Interessen 
vertreten, und zum Anlass für diese 
Aktion genommen. Wir sind Bürger¬ 
initiativen, die sich im Einsatz für K21 
[den Erhalt des Stuttgarter Kopfbahn¬ 
hofes, die Red.] in den Stadtteilen ge¬ 
bildet haben und stadtweit miteinan¬ 
der kooperieren. Darum ist DIE ge¬ 
meinsame Forderung an Sie, sich für 
den Wiederaufbau und die Moderni¬ 
sierung unseres großen, barrierefrei¬ 
en und ausbaufähigen Kopfbahnhofs, 
der beinahe Weltkulturerbe geworden 
wäre, und für die Wiederherstellung 
des mittleren Schlossgartens einzuset¬ 
zen. Wir wissen: Stuttgart hat eigentlich 
genug Geld, um alle drängenden Prob¬ 
leme zu lösen. 

Ihre Fraktion hat im Januar im Gemein¬ 
derat den Antrag gestellt, die Grund¬ 
stücksgeschäfte mit der DB rückgängig 
zu machen. Durch die Rückabwicklung 


hätte die Stadt zusätzlich zum norma¬ 
len Haushalt noch rund 750 Mio. Euro 
mehr zur Verfügung. Mit diesem Wis¬ 
sen haben wir Forderungen zu vielen 
Themen in diesen Ordnern zusammen¬ 
getragen. Es sind drängende Probleme, 
aber auch weitergehende Forderungen 
darunter. Schulsanierung fällt vielen 
als erstes ein. Ein Mangel an bezahl¬ 
barem Wohnraum, gleichzeitig Leer¬ 
stand bei Wohn- und Gewerbeflächen, 
Hallenbäder, die nur an ein oder zwei 
Tagen für die Öffentlichkeit ihre Türen 
öffnen, Ladensterben und Wegfall der 
wohnortnahen Versorgung, Kürzun¬ 
gen im Kulturbereich sowie die hohe 
Feinstaubkonzentration, Hitzeproble¬ 
me im Sommer und Verkehrsstaus ma¬ 
chen Stuttgart heute aus. Das gilt es zu 
ändern. 

Viele Forderungen zielen auf ein ver¬ 
bessertes Angebot des öffentlichen 
Nahverkehrs. Ihre Umsetzung würde 
Feinstaub-, Klima- und Verkehrspro¬ 
bleme ebenso lösen helfen, wie sie so¬ 
ziale Benachteiligungen mildern könn¬ 
ten. 

Wir fordern einen weiteren Ausbau des 
Netzes z.B. U14 bis Mühlhausen, Nut¬ 
zung der Panoramabahn und anderer 
Gleisstrecken sowie neue Buslinien. 
Wir fordern einen dichteren Takt auch 
in den Außenbereichen. 


Wir fordern eine Reduzierung der 
Fahrpreise bis zum Nulltarif. 

Die konkreten Schritte dahin könnten 
zum Beispiel so aussehen: Ab sofort 
fahren Schülergruppen mit Begleit¬ 
personen kostenfrei und es gibt ein 
kostenfreies Sozialticket. Ab Beginn 
der Sommerferien fahren Familien mit 
Kindern kostenfrei. Ab Schulbeginn im 
September fahren Schüler, Studenten 
und Rentner kostenfrei. Ab 2014 gibt 
es den Nulltarif in der Innenstadtzone. 
Ab 2015 gibt es den Nulltarif im ge¬ 
samten Netz. Dies wäre ein guter Weg 
für Stuttgart hin zu einer lebenswer¬ 
ten Stadt. Andere Städte wie Hasselt 
in Belgien sind ihn bereits erfolgreich 
gegangen. 

Aber wohin jetzt mit den Ordnern? 
Geben Sie sie nicht einfach an die Be¬ 
zirksbeiräte weiter, um sie dann zu 
vergessen. Die Bezirksbeiräte sind in 
Stuttgart zahnlose Tiger. Wenn Sie die 
Ordner weitergeben, dann geben Sie 
den Bezirksbeiräten noch mehr: Ent¬ 
scheidungsbefugnisse und einen ent¬ 
sprechenden Anteil am Haushalt. 

Außerdem sollten diese Gremien di¬ 
rekt gewählt und demokratisch kont¬ 
rolliert werden. Noch besser wäre es, 
wenn die Bürgerinnen selbst über ihre 
Belange entscheiden würden und die 


Verwaltung diese Entscheidungen um¬ 
zusetzen hätte. 

Solange das nicht so ist, lautet unser 
Auftrag an Sie: Weisen Sie Investoren 
und allen, die an Ihre Tür klopfen, um 
sich auf unsere Kosten zu bereichern, 
entschieden die Tür! Haben Sie das 


Herz auf dem rechten Fleck und zei¬ 
gen Sie Rückgrat! Vor allem morgen 
Vormittag! 

Mit Paragraf 43 der Gemeindeord¬ 
nung haben Sie ein starkes Mittel an 
der Hand. Wenn Sie der Auffassung 


sind, dass Entscheidungen des Ge¬ 
meinderats nachteilig für die Stadt sind, 
können Sie diesen Beschlüssen wider¬ 
sprechen und das immer wieder. Diese 
Mittel können und müssen Sie nutzen, 
wenn es Ihnen wirklich um Stuttgart 
geht. 


Gerne kommen wir jedes Jahr im Feb¬ 
ruar wieder - die nächsten 7 Jahre lang. 
Wir sagen Ihnen dann, welche Verbes¬ 
serungen für uns in den Stadtbezirken 
spürbar wurden und was noch dringend 
getan werden muss. Björn Blach 



Die Forderungen der Stadtteilgruppen gehen über den Protest gegen S21 hinaus. 


Tausende bei Eiseskälte gegen S21 

Am vergangenen Samstag, 23. 2., kamen erstmals in diesem Jahr die Gegner von Stutt¬ 
gart zu einer Großdemo zusammen. 8 000 Menschen fanden den Weg auf den Stuttgarter 
Schlossplatz trotz Minustemperaturen und Schneefall. Alle Redner wiesen auf den fatalen 
Zustand des Projektes hin. Bisher gibt es bis auf Zerstörungen im Stadtgebiet noch keinen 
Baufortschritt, viele Bauabschnitte sind noch nicht genehmigt und die Bahn muss Kosten¬ 
steigerungen von mehreren Milliarden eingestehen. Führende CDU Politiker scheinen aller¬ 
dings das Projekt um jeden Preis haben zu wollen. Sie sollten nicht vergessen, dass allein 
aus ihrer Partei schon ein Ministerpräsident und ein OB-Kandidat ihre Posten verloren haben. 
Anfang der Woche machte die TAZ eine Umfrage bekannt, nach der zum ersten Mal seit 
2011 wieder eine Mehrheit der Menschen in Baden-Württemberg das Projekt ablehnt. 54% 
sprechen sich dafür aus, dass S21 nicht gebaut werden soll. Jetzt gilt es diese Meinung in 
Widerstand zu verwandeln und auf die Straße zu bringen. 


Durch Massendruck S21 den 
Gnadenstoß versetzen! 


In einem Flugblatt der DKP Stuttgart, das bei 
der Demonstration am 21.2. verteilt wurde, 
heißt es unter anderm: 

Noch vor wenigen Wochen sah es so aus, 
dass trotz aller Mängel, z.B. beim Brand¬ 
schutz, keine Zweifel bei den Herrschen¬ 
den auftauchen würden. Selbst nach der 
Abwahl der Tunnelpartei CDU, ließ der neue 
grüne Bürgermeister keine Hoffnung kei¬ 
men, er würde dem Projekt Steine in den 
Weg legen. 

Doch im Dezember präsentierte die Bahn, 
was uns schon lange klar ist: Der Kostende¬ 
ckel ist gesprengt, S21 wird mit nun offiziel¬ 
len 6,8 Mrd. Euro nochmals deutlich teurer. 
Zur Erinnerung: 1994 wurden die Kosten auf 
2,5 Mrd. Euro geschätzt, 2008 schätzte der 
Bundesrechnungshof die Kosten schon auf 
5,3 Mrd. Trotzdem wurde 2009 die Finan¬ 
zierungsvereinbarung unterschrieben, die 
nur 3,1 Mrd. Euro auswies, zusätzlich aber 
nochmals einen Risikotopf von knapp der 
Hälfte der kalkulierten Kosten. Kurz darauf 
wurde öffentlich, dass das Budget nicht rei¬ 
chen würde. Der Kostendeckel von 4,5 Mrd. 
wurde erfunden, die Kosten heruntergemo- 
gelt. Damit haben sich die Kosten fast ver¬ 
dreifacht, ohne dass mit dem Bau begonnen 
wurde. 

Seitdem kann man auf allen Kanälen vorge¬ 
brachte Zweifel hören. Die einen möchten 
sich Ausstiegskosten vorrechnen lassen, die 
anderen wollen keine Ausstiegsdiskussion 
führen. Ganz vorne mit dabei sind die Grü¬ 
nen. Während der Grünen-Vorsitzende Özde¬ 
mir sich im Spiegelinterview verbal für einen 
Ausstieg stark macht, spricht der neue OB 
Kuhn von einer „Vertrauenskrise“. Diejeni¬ 
gen Grünen, die jetzt aber einen Baustopp 
durchsetzen könnten, berufen sich auf den 
Volksabstimmungsbetrug und behaupten, 


sie hätten keine Handhabe. Als ob das me¬ 
dial verbreitete Lügengebäude, mit dem die 
Menschen bei der Volksabstimmung betro¬ 
gen wurden, nicht in den vergangenen Mo¬ 
naten mit lautem Knall eingebrochen wäre. 
Und nach wie vor lassen sich Landesregie¬ 
rung und Stuttgarts grüner OB vom Bahnvor¬ 
stand vorführen. Die Lösung der „Vertrau¬ 
enskrise“ soll der sogenannte Datenraum 
sein. Anstatt endlich ihre Zahlen offen zu¬ 
legen, versucht die Bahn immer noch, die 
Beteiligten und die Öffentlichkeit im Dunkeln 
zu lassen ... 

Da die Herrschenden und ihre Regierungen 
das Interesse an S21 noch lange nicht verlo¬ 
ren haben und es nicht um ihr Geld, sondern 
um unseres geht, werden sie aus diesem 
Projekt nicht ohne Druck aussteigen. Jetzt 
zu glauben, man könnte jemanden aus die¬ 
ser Clique mit Argumenten überzeugen, ist 
sicherlich blauäugig. 

Diese Herren und wenige Damen sind nur 
durch Druck von der Straße zu überzeugen. 
Deshalb ist es jetzt notwendig, so viele Men¬ 
schen wie möglich zu mobilisieren, um dem 
Wahnsinn endgültig ein Ende zu bereiten. 
Dazu braucht es neben den Montagsdemos 
und den vielfältigen Aktionen und Blocka¬ 
den vor allem die Verstärkung der Arbeit in 
den Stadtteilen und den Stadtteilgruppen. 
Wir müssen es jetzt wieder schaffen, regel¬ 
mäßig massenhaft auf die Straße zu gehen 
... es gilt die Stimmung gegen S21 wieder 
in eine Massenstimmung zu verwandeln, am 
Arbeitsplatz, in der Nachbarschaft und na¬ 
türlich auf der Straße. Lasst uns den Herr¬ 
schenden ein Frühjahr bereiten, das S21 be¬ 
endet und die Machtverhältnisse in diesem 
Land zu unseren Gunsten verschiebt. 
Wessen Stadt? Unsere Stadt! 

DKP Stuttgart 


Wer im Stich lässt ihresgleichen ... 

Von Inge Scharna 


J uchhu - ab Sommer soll jedes Kind zum ersten Geburts¬ 
tag das Recht auf einen Krippenplatz geschenkt bekom¬ 
men! Leider kann das nicht überall eingelöst werden, weil 
es auch bis dahin noch viel zu wenig Plätze geben wird und 
bundesweit mehr als 20 000 Erzieherinnen fehlen werden. Es 
ist zu befürchten, dass viele Kommunen, um einer Klagewelle 
zu entkommen, stattdessen auf Tagesmütter und -väter zu¬ 
rückgreifen, die billiger sind, weil sie über keine qualifizierte 
Ausbildung verfügen müssen. Anstatt den Krippenplatzaus¬ 
bau bundesweit voranzutreiben und den Ländern und Kom¬ 
munen unter die Arme zu greifen, gab es die elende Diskus¬ 
sion um das Betreuungsgeld, das zu Recht auch „Kita-Fern- 
halte-Prämie 44 genannt wird. 

Auch für die größeren Kinder sieht die Betreuungssitua¬ 
tion immer noch nicht rosig aus: Zwar gibt es schon seit 
1996 einen Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz für 
3-6jährige, aber nur für vier Stunden täglich. Und tatsäch¬ 
lich schließen mittags viele Einrichtungen. Für Schulkinder 
sieht es noch schlimmer aus: Aus Kostengründen werden 
Horte nicht mehr ausgebaut, teilweise geschlossen und die 
angebliche Alternative sind Grundschulen mit Nachmit¬ 
tagsangeboten, die mit bewährter Hortbetreuung durch 
qualifizierte Erzieherinnen in festen Gruppen nicht zu ver¬ 
gleichen sind. 

Wir brauchen Ganztagsplätze für alle Kinder von der 
Krippe bis zum Hort, unabhängig davon, ob die Eltern er¬ 
werbstätig sind oder sich in einer schwierigen sozialen Lage 

Wir brauchen Ganztagsplätze für alle Kinder 
von der Krippe bis zum Hort 


befinden. Es geht nicht nur um die Betreuungszeiten, son¬ 
dern um Bildung in den Kitas und die muss allen Kindern 
zugänglich sein. Und genauso wie wir gegen Studiengebüh¬ 
ren und für die Lehrmittelfreiheit sind, fordern wir die Ab¬ 
schaffung der Elternbeiträge in den Kitas. 

Was hat dieses „Kinderthema 44 mit dem Frauentag zu tun? 
Die unzureichenden Betreuungsmöglichkeiten haben zur 
Folge, dass Mütter (und sehr selten Väter) beruflich zurück¬ 
stecken, länger Elternzeit nehmen müssen, als sie wollen 
und häufiger in Teilzeit arbeiten. Das kann für eine be¬ 
grenzte Phase für eine Familie sinnvoll sein und es ist gut, 


wenn die Entscheidung dazu freiwillig gefällt wird. Dage¬ 
gen stehen aber folgende Fakten: Mehr als die Hälfte der 
weiblichen Beschäftigten arbeitet in Teilzeit, bei den Müt¬ 
tern sind es sogar fast vier Fünftel! Und das selten freiwil¬ 
lig! Frauen sind überdurchschnittlich prekär beschäftigt und 
die Lücken in der Erwerbsbiographie sind auch eine Ursa¬ 
che für den „Gender-Pay-Gap 44 - diese Geschlechter-Ein- 
kommenslücke sieht konkret so aus, dass der durchschnitt¬ 
liche Bruttostundenverdienst von Frauen um 22 Prozent 
unter dem der Männer liegt. Das hat Auswirkungen auf die 
zu erwartende Rente. Bei einer steigenden Scheidungs- und 
Trennungsrate ist es eher unwahrscheinlich, dass das alte 
„Ernährermodell 44 oder das „Zuverdienermodell 44 ausreicht. 
Kind oder Karriere? Dass Frauen sich auch heute noch die¬ 
se Frage stellen müssen, ist ein Skandal. Die Familienpoli¬ 
tik befindet sich in einem Schlingerkurs und wenn wir nicht 
bald und sehr laut Halt rufen und das Ruder herumreißen, 
werden weitere Errungenschaften der Frauenbewegung 
den Bach runtergehen. Wie schon so oft in der Geschich¬ 
te lassen sich Frauen wieder ins Abseits drängen, halten 
als „Stille Reserve 44 für den Arbeitsmarkt her und von der 
Öffentlichkeit eher unbemerkt werden Frauenhäusern und 
Mädchenberatungsstellen die Mittel gekürzt. Es fehlen 
Krippenplätze? Dann werden die Vorteile einer stabilen 
Mutter-Kind-Beziehung in den Medien breitgetreten, mit 
der (wissenschaftlich mehrfach widerlegten) Kernaussage, 
Kinder seien in den ersten Jahren am besten rund um die 
Uhr bei Mutti aufgehoben. Damit werden mal wieder längst 
überwunden geglaubte Rollenklischees hervorgekramt und 
den Frauen wird ein schlechtes Gewissen eingeredet. 
Solange das Kapital regiert, solange der Mensch nur aus¬ 
gebeutetes Subjekt bleibt, das heute hier, morgen dort ein¬ 
gesetzt werden kann, wird jede Familienpolitik scheitern. 
Die reformistischen Ansätze, wie sie u. a. von SPD, PdL und 
DGB vertreten werden, genießen zwar viel Sympathien, 
doch selbst nach einem Regierungswechsel würden sie un¬ 
ter das Diktat des Kapitals fallen und vielleicht hier und da 
etwas mehr Gerechtigkeit, aber keine grundlegende solida¬ 
rische Gesellschaft schaffen. 

Wir fordern bessere Zeiten für Frauen! Zeit für die Kinder, 
Zeit für die Familie, Zeit zum Arbeiten, Zeit für Erholung 
und Bildung und Zeit für uns selbst! 

Ein Weg dahin ist die 30-Stunden-Woche. 























6 Freitag, 1. März 2013 


Internationale Politik 


unsere zeit m 


Der Watschenmann 


Historischer Generalstreik 

Alle elf indischen Gewerkschaften kämpften vereint 


Foto: Xinhua 



Die Zeiten ändern sich. Auch früher 
schon ging ein Gespenst um in Europa. 
Damals hieß das aber noch Kommunis¬ 
mus. Jetzt hat die Wirtschaftswoche her¬ 
ausgefunden: „Europa zittert vor Silvio 
Berlusconi.“ Selbst Bild rümpft neben 
der investigativen Story „Hier verkauft 
die Millionärstochter ihren Körper“ die 
Schwarzer-gestählte Nase über den al¬ 
ternden Bunga-Bunga-Helden. Seit 
Rainer Brüderles kläglicher Versuch, 
es dem barocken Lebensstil des „Ca¬ 
valiere“ zumindest verbal nachzutun, 
im Gender-korrekten Sperrfeuer des 
deutschen Klamaukjournalismus ste¬ 
cken geblieben ist, scheint sich beim 
Bashing des eigenen bürgerlichen Par¬ 
teigängers klammheimliche Nickelig- 
keit Luft zu machen: Auch in Italien 
mögen die altherrlichen Bäume nicht 
in den Himmel wachsen. 

Na, ernsthaft. Seit der Eurokrise glaubt 
die deutsche Meinungsindustrie offen¬ 
bar in Europa nicht nur die Politik, 
sondern besser auch gleich die Politi¬ 
ker bestimmen zu sollen. Für Italien 
heißt das: Die Guten sind ein ehema¬ 
liger Kommunist und ein ehemaliger 
Goldman-Sachs-Manager. Die Bösen 
ein Milliardär und ein Komiker. 

WiWo sagt auch warum: „Gewinnt 
Berlusconi, würde ein italienischer Hil¬ 
feruf an den Rettungsfonds ESM An¬ 
gela Merkels Chancen für eine Wieder¬ 
wahl im Herbst stark beeinträchtigen.“ 
Der „Börsenschreck Silvio Berlusco¬ 
ni“ (Welt) sollte verlieren, damit Mer¬ 
kel gewinnt. 

Klar, das ist es nur fast. WiWo : „Hin¬ 
ter Italien liegen 15 Jahre Stagnation 


Zehntausende Bulgaren haben am Wo¬ 
chenende erneut in mehreren Städten 
gegen Armut und ausländische Mono¬ 
pole protestiert. In einer groß angeleg¬ 
ten Aktion in der Schwarzmeerstadt 
Warna richtete sich die Wut der Men¬ 
schen wieder gegen den regionalen 
Stromanbieter Energo-Pro aus Tsche¬ 
chien. Vor der Zentralbank in Sofia gab 
es eine Aktion gegen die Banken, auch 
große Boulevards wurden blockiert. In 
der zweitgrößten Stadt Plowdiw de¬ 
monstrierten etwa 200 Menschen er¬ 
neut vor der Regionalzentrale des ös¬ 
terreichischen Stromversorgers EVN. 
Sie blockierten wichtige Hauptstraßen. 
Am Sonntag fand in der Hauptstadt 
Sofia eine Großkundgebung statt. 
Bulgariens Aktivisten gegen hohe 
Strompreise und Monopole haben die 
Verstaatlichung „strategischer Sekto¬ 
ren und aller Ressourcen“ des Landes 
gefordert. Mehr als 100 Vertreter aus 
25 Städten der seit Wochen über das 
Internet organisierten Aktivisten ver¬ 
sammelten sich am Samstag zu einem 
ersten Treffen in der ostbulgarischen 
Stadt Sliwen. Ihre Proteste hatten am 


Der Skandal um die Beimischung von 
undeklariertem Pferdefleisch in von 
der südfranzösischen Firma Spanghe- 
ro hergestellten Lasagne-Fertiggerich¬ 
ten sei durch mangelhafte Kontrollen 
möglich geworden und diese wiederum 
seien durch die in den letzten Jahren 
vorgenommenen Personalkürzungen in 
den staatlichen Kontrollinstanzen ver¬ 
ursacht. Das erklärte der Vorsitzende 
der Gewerkschaftsorganisation der 
CGT in der Generaldirektion Wettbe¬ 
werb, Verbrauch und Betrugsbekämp¬ 
fung im französischen Wirtschaftsmi¬ 
nisterium, Stephane Rouzier. 

„Unser Personalbestand hat in der Ära 
Sarkozy ein wahres Ausbluten erlebt“, 
sagte er in einem Interview. In den letz¬ 
ten sechs Jahren sei er um 15 Prozent 
reduziert worden, was 560 Beschäftigte 
weniger bedeutete. Unter diesen Um¬ 
ständen könnten in mehr als 40 Depar¬ 
tements jetzt bereits echte Kontrollen 
gar nicht mehr durchgeführt werden. 
Beispielsweise im Departement Aude, 
in dem die Firma Spanghero ihren Sitz 


und fünf Jahre Rezession. Der Wohl¬ 
stand ist auf das Niveau vor 27 Jahren 
zurückgefallen. Im Monti-Jahr verlor 
fast eine halbe Million Italiener ihren 
Job. Die Arbeitslosigkeit stieg auf 11,2 
Prozent. In Neapel stehen Busse still, 
weil Geld fürs Tanken fehlt. In Rom 
sind keine Krankenwagen verfügbar, 
weil ihre Pritschen auf den Aufnahme¬ 
stationen der Krankenhäuser fehlen¬ 
de Betten ersetzen.“ Die alles entschei¬ 
dende Frage lautet also: Wer macht da 
weiter, wo „Super-Mario“ aufhören 
musste? Immerhin ist ja noch jede 
Menge drin, wenn man mal nach ne¬ 
benan, nach Spanien und Griechen¬ 
land, guckt. 

Besser niemand, fanden wohl die Ita¬ 
liener. Und verschafften, wie es aus¬ 
sieht, Berlusconi und Beppe Grillo 
eine Blockadeposition im Senat. „Eu¬ 
ropa zittert vor der Chaos-Regierung“, 
glaubt nun der Focus. „Italienwahl 
schreddert weltweit 20 Mrd. Euro“, 
buchhaltert die Welt. „Selbst wenn es 
für ein Mitte-Links-Bündnis reicht, 
ist diese Wahl ein Signal“, bekümmert 
sich die FAZ, „Die Hälfte der Italiener 
hat für Listen gestimmt, die aggressiv 
antieuropäisch auftraten. Das ist über 
Italien hinaus ein Alarmzeichen.“ Aber 
was sind das auch für Zeiten, wenn aus 
Kommunisten Sozialdemokraten und 
aus Sozialdemokraten Neoliberale 
werden und sich die Hoffnungen des 
linken Europas auf die Abneigung ei¬ 
nes 76-jährigen spätpubertären Reak¬ 
tionärs gegen Merkels Hintern stützen 
müssen? 

Gun tram Hasselkamp 


20. Februar die Regierung in Sofia ge¬ 
stürzt. In Bulgarien soll es bis Mitte 
Mai Neuwahlen geben. 

★ 

Mit Trommeln und Pfeifen gegen Kri¬ 
se und Kürzungen: Hunderttausende 
Spanier gingen am Samstag im ganzen 
Land gegen die Kürzungspolitik der 
Regierung und Korruption in den Rei¬ 
hen der Volkspartei (PP) von Minister¬ 
präsident Rajoy auf die Straße. 

Der Regierungschef war durch die 
Ende Januar publik gewordenen Vor¬ 
würfe jahrelanger Schwarzgeldzahlun¬ 
gen an ihn und andere PP-Spitzenver- 
treter in die Kritik geraten. Der regie¬ 
renden Volkspartei (PP), die von Eliten 
des Franco-Regimes gegründet worden 
war, werfen viele Menschen vor, eine 
Politik zu betreiben, die nicht mehr 
weit von der Unterdrückung unter dem 
Faschismus entfernt sei. 

Am Abend strömten etwa 100 000 De¬ 
monstranten auf die Plaza Neptuno im 
Zentrum von Madrid. Die Polizei war 
mit einem Großaufgebot im Einsatz. 
Auf Transparenten war zu lesen: „Herr 
Rajoy, machen Sie es wie der Papst !“ZLV 


hat, verfüge die staatliche Kontrollins- 
tanz für Betrugsbekämpfung nur noch 
über einen einzigen Angestellten für die 
gesamte Lebensmittelindustrie. Außer¬ 
dem sei die staatliche Kontrollbehörde 
in mehrere Strukturen aufgesplittert 
worden. Er kritisierte die vom zustän¬ 
digen „sozialistischen“ Minister Hamon 
befürwortete „stärkere Selbstkontrolle“ 
der Lebensmittelindustrie als völlig un¬ 
geeignet. Weder Findus noch Comigel, 
die an der Herstellung und Kommerzi¬ 
alisierung der falsch deklarierten Fer¬ 
tigprodukte beteiligten waren, seien of¬ 
fenbar fähig gewesen, die Pferdefleisch- 
Verwendung zu entdecken. 

Zusammen mit der CGT haben drei 
weitere Gewerkschaften in dem Mi¬ 
nisterium, nämlich CFDT, FO und Soli- 
daires, zu einem Streik für den 21. März 
und zu einer Kundgebung am 6. April 
in Paris aufgerufen, um der Forderung 
nach Wiederzusammenführung der 
Kontrollinstanzen und Vergrößerung 
ihres Personalbestands Nachdruck zu 
verleihen. Pierre Poulain 


Der am 21./22. Februar durchgeführte 
48-stündige Generalstreik in Indien sei 
die „größte Aktion der Arbeiterklasse 
seit der Unabhängigkeit“ gewesen, un¬ 
terstrichen die vier indischen Linkspar¬ 
teien, nämlich die KP Indien - Marxis¬ 
ten (CPIM), die KP Indien (CPI), der 
Allindische Vorwärts-Block (AIFB) 
und die Revolutionäre Sozialistische 
Partei (RSP), in einem gemeinsamen 
Kommunique. 

Erstmals seit langem hatten alle elf in¬ 
dischen Gewerkschaftszentralen ein¬ 
schließlich derjenigen, die eigentlich 
der regierenden Kongress-Partei nahe 
steht, gemeinsam zu dieser 48er-stün- 
digen Arbeitsniederlegung aufgerufen. 


U nter massiver Einflussnahme aus 
der EU und einer von den EU- 
Oberen geschürten Angstkam¬ 
pagne vor einem angeblichen Bankrott 
des Landes gelang es dem Präsident¬ 
schaftskandidaten der konservativen 
„Partei der demokratischen Samm¬ 
lung“ (DISY), Nicos Anastasiades, bei 
der Stichwahl am letzten Sonntag 57,5 
Prozent der Stimmen zu gewinnen. 
Sein parteiloser Gegenkandidat Stav- 
ros Malas, der als Unabhängiger mit 
dem Konzept einer ein breitestmög- 
lichen „nationalen Koalitionsregie¬ 
rung“ angetreten und von der „Fort¬ 
schrittspartei des werktätigen Volkes“ 
(AKEL) unterstützt worden war, kam 
auf 42,5 Prozent (Wahlbeteiligung 80,7 
%). 

Der seit 2008 von der AKEL gestellte 
Staatspräsident Christofias hatte nicht 
mehr kandidiert. Zu den Gründen ge¬ 
hörte u.a., dass er bei der Amtsüber¬ 
nahme zugesagt hatte, innerhalb seiner 
Amtszeit die Wiedervereinigung des 
Landes mit dem von der Türkei seit 
1974 besetzten Nord-Zypern zu errei¬ 
chen, was ihm infolge der hartnäckig 
ablehnenden Haltung der Oberen der 
Türkei nicht gelungen ist. 

Auch in den deutschen Medien herrsch¬ 
te in den letzten Wochen die Propagan¬ 
daformel vor, dass der „Kommunist“ 
Christofias an einer „Schuldenkrise“ 
gescheitert sei. In Wahrheit sind die Fi¬ 
nanzierungsprobleme, die Zypern der¬ 
zeit belasten, aber nicht durch „kom¬ 
munistische Misswirtschaft“ verursacht 
worden, sondern von den Managern 
der zypriotischen Banken. Die Staats¬ 
verschuldung Zyperns lag laut EU-Sta- 
tistik im Jahr 2011 bei 71,6 % des BIP 
(Bruttoinlandsprodukt), nach anderen 
Quellen 2012 bei etwa 80 Prozent. Das 
ist unter dem Eurozonen-Durchschnitt 
(87,2 %) und etwa auf gleicher Höhe 
wie der Schuldenstand Frankreichs 
(85,5 %) oder Deutschlands (81 %), 
nicht zu reden von den 120 Prozent 
Italiens. 

In Schieflage gerieten die zypriotischen 
Finanzen also nicht durch das Handeln 
der AKEL-geführten Regierung, son- 


Entsprechend stark waren die Auswir¬ 
kungen. In allen Industriezweigen und 
im Handel waren Millionen Beschäftig¬ 
te dem Streikaufruf gefolgt, besonders 
stark in der Ölindustrie, im Kohle- und 
Erzbergbau, in Häfen und Docks, aber 
auch im Einzelhandel, bei Banken und 
Versicherungen. Auch staatliche Ver¬ 
waltungen waren betroffen und selbst 
in „unorganisierten“ Bereichen war die 
Beteiligung beträchtlich. Und dies, ob¬ 
wohl Premierminister Singh eindring¬ 
lich dazu aufgefordert hatte, auf den 
Streik zu verzichten. 

Die Gewerkschaftsaktionen richteten 
sich vor allem gegen die in jüngster 
Zeit enorm gewachsene Verteuerung 


dern wegen der starken Verflechtung 
der zypriotischen Banken mit der in 
die Rezession gedrängten griechi¬ 
schen Wirtschaft. Etwa 19,6 Milliarden 
Kredite sollen die Banken Zyperns an 
griechische Banken und Unternehmen 
ausgeliehen haben. Davon muss nun 
ein Teil infolge des von der EU ver- 
ordneten „Schuldenschnitts“ für Grie¬ 
chenland als Verlust abgebucht wer¬ 
den. Um die zypriotischen Banken vor 
den Folgen retten zu können, hat die 
Regierung Zyperns im Juli 2012 Ver¬ 
handlungen mit der EU und dem Inter¬ 
nationalen Währungsfonds (IWF) auf¬ 
genommen, um einen Hilfskredit von 
etwa 17 Milliarden Euro für die nächs¬ 
ten vier Jahre aus dem Euro-Rettungs- 
fonds zu erhalten. 10 Milliarden davon 
sollen direkt an die Banken gehen, 6 
Mrd. zur Umstrukturierung von Staats¬ 
schulden verwendet werden. 

Doch die EU-Kommission zog die 
Verhandlungen in die Länge. Über die 
Ursachen berichtete die Nachrichten¬ 
agentur Reuters am 18.2., also dem Tag 
nach dem ersten Wahlgang: „In vie¬ 
len Regierungen der Euro-Zone setzt 
man auf einen Machtwechsel, da sich 
die Gespräche mit Christofias in den 
vergangenen Monaten als schwierig 
gestaltet hatten. Der Kommunist lehnt 
Privatisierungen als Gegenleistung für 
Hilfen aus dem Euro-Rettungsfonds 
ESM prinzipiell ab.“ Anastasiades da¬ 
gegen habe „Reformen“ und Privatisie¬ 
rungen zugesagt. 

Obwohl bei vielen Zyprioten nun die 
Befürchtung herrscht, dass sie unter 
dem neuen Staatschef mit rigorosen 
Sparmaßnahmen, Kürzung der Staats¬ 
ausgaben, Entlassungen im öffent¬ 
lichen Dienst, Lohnkürzungen und 
Privatisierungen konfrontiert sein 
werden, hat sich eine Mehrheit der 
Wähler von der aus den EU-Zentra¬ 
len geschürten Propaganda beeinflus¬ 
sen lassen, nur der rechte Anastasiades, 
aber nicht der linke Malas sei in der 
Lage, die benötigten Hilfsgelder von 
der EU zu bekommen. Bundeskanzle¬ 
rin Merkel und EU-Kommissionschef 
Barroso begnügten sich aber nicht da- 


der Lebenshaltungskosten, speziell den 
Anstieg der Kraftstoffpreise, und gegen 
die Liberalisierung und Öffnung gro¬ 
ßer Bereiches des Handels, der Versi¬ 
cherungen und der Luftfahrt für aus¬ 
ländische Investoren. Deshalb waren 
vielfach auch mittelständische Unter¬ 
nehmen und Einzelhändler an dem 
Ausstand beteiligt, die ihre Geschäfte 
geschlossen hielten. 

Die Linksparteien verurteilten die Po¬ 
lizeirepression gegen streikende Ar¬ 
beiter, bei denen ein Gewerkschafts¬ 
funktionär in Ambala getötet wurde, 
indem er unter einen Bus gestoßen 
worden war. 

Dirk Grobe 


mit. Sie waren beide kurz vor der Wahl 
nach Zypern geflogen, um höchstper¬ 
sönlich in den Wahlkampf einzugreifen 
und für ihren Favoriten Anastasiades 
zu werben. 

Es ist zu befürchten, dass die Bevölke¬ 
rung Zypern die in dem Wahlergebnis 
zum Ausdruck kommenden Illusionen 
über die EU-Hilfen teuer zu bezahlen 
haben und vielleicht schon bald bereu¬ 
en wird. Anastasiades wird sich als ge¬ 
treuer Erfüllungsgehilfe eines EU-Dik- 
tats erweisen, das erneut darauf abzielt, 
die Menschen für eine Krise zahlen zu 
lassen, die sie nicht verschuldet haben. 
Außerdem hat er angekündigt, die Mit¬ 
gliedschaft des bisher noch blockfrei¬ 
en Zypern in der NATO anstreben zu 
wollen, was der Umwandlung der Insel 
in eine NATO-Basis im östlichen Mit¬ 
telmeer und nahe der Küsten Nordaf¬ 
rikas, Syriens und Jordaniens Tür und 
Tor öffnen würde. 

In einer Stellungnahme des AKEL-Ge- 
neralsekretärs Andros Kyprianou zum 
Wahlausgang hieß es: „Stavros Ma¬ 
las erreicht ein signifikantes Ergebnis, 
trotz der Erpressung der Finanzminis¬ 
ter der Eurozone“ und der Haltung der 
EDEK-Sozialdemokraten, die im ers¬ 
ten Wahlgang als Drittplatzierte abge¬ 
schnitten hatten, für die Stichwahl kei¬ 
ne Wahlempfehlung abzugeben. Das 
erreichte Ergebnis sei von AKELs 
Standpunkt aus „sehr positiv, obwohl 
die Partei nun in der Opposition ist, 
aber dennoch mit hohen Prozentantei¬ 
len eine starke Kraft bleibt, die bereit 
ist, ihre Rolle zu spielen mit dem Ziel, 
den Interessen Zyperns und des zypri¬ 
otischen Volkes zu dienen.“ Kyprianou 
bedankte sich bei dieser Gelegenheit 
für die Solidarität von Bruderparteien 
mit dem Kampf des zypriotischen Vol¬ 
kes und der AKEL. 

In der Tat können die 42,5 Prozent für 
Malas ein erhebliches Gegengewicht 
zu der von Anastasiades beabsichtig¬ 
ten Politik sein, vor allem, wenn dies 
wie in anderen EU-Ländern auch in 
außerparlamentarischen Aktionen zur 
Geltung gebracht werden kann. 

Georg Polikeit 


Proteste in Bulgarien, Spanien... 

Aktivisten fordern Verstaatlichungen 


Pferde bei Findus, Comigel, Spanghero... 

Mangelnde Kontrolle wegen Personalmangel 


Auf Zypern gewann Merkels Favorit 

EU will Zyprioten ein rigoroses Spar- und Privatisierungsdiktat aufzwingen 
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Wer finanziert Yoani Sanchez? 

Vierzig Fragen, die die Medien der kubanischen „Bloggerin“ nicht stellen 



Herzlich empfangen die Auftraggeber ihre Internet-Dienstleisterin. 


Am 22. Februar stellte die digitale 
chilenische Zeitung „ darin “ der ku¬ 
banischen „Bloggerin“ Yoani Sän- 
chez einige Fragen, die - auch ohne 
Antworten - erhellen, was sich hinter 
der Staroppositionellen verbirgt, die 
derzeit auf Auslandsreise ist, u. a. in 
Deutschland. 

1. Wer organisiert und finanziert Ihre 
Weltreise? 

2. Im August 2002 haben Sie Kuba nach 
Ihrer Hochzeit mit dem Deutschen 
Karl G. verlassen „ein riesiges Gefäng¬ 
nis mit ideologischen Mauern“, um in 
die Schweiz zu gehen. Gegen jede Er¬ 
wartung entschieden Sie sich 2004 nach 
Kuba zurückzukehren, wo „die Schat¬ 
tenwesen sich wie Vampire von unserer 
menschlichen Freude ernähren, uns die 
Angst mit Schlägen, Drohungen und 
Erpressung einimpfen“. Welche Grün¬ 
de hatten Sie dafür? 

3. Nach Angaben der kubanischen di¬ 
plomatischen Dienste in Bern und der 
kubanischen Migrationsbehörden, ha¬ 
ben Sie die Rückkehr nach Kuba we¬ 
gen Ihrer wirtschaftlichen Schwierig¬ 
keiten in der Schweiz beantragt. Ist das 
die Wahrheit? 

4. Wie konnten Sie Karl G. heiraten, 
wenn Sie doch damals schon mit Ihrem 
jetzigen Ehemann Reinaldo Escobar 
verheiratet waren? 

5. Ist es immer noch Ihr Ziel auf Kuba 
„einen eigenständigen Kapitalismus“ 
zu etablieren? 

6. Sie haben 2007 Ihren Blog „Ge¬ 
neration Y“ geschaffen. Am 4. April 
2008 erhielten Sie von der spanischen 
„El Pafs“ dafür den Journalismuspreis 
„Ortega y Gasset“ und 15 000 Euro. 
Eigentlich bekommen diesen Preis be¬ 
kannte Journalisten oder Schriftstel¬ 
ler mit langer Karriere - erstmals be¬ 
kam ihn eine Person Ihres Profils. Sie 
wurden von „Time“ 2008 in die hun¬ 
dert einflussreichsten Personen der 
Welt eingruppiert. Ihr Blog kam in 
die CNN- und Time-Liste der 25 bes¬ 
ten Blogs der Welt und außerdem be¬ 
kamen Sie den spanischen „Bitacoras. 
com“-Preis und den von „The Bob‘s“. 
„El Pafs“ zählte Sie im gleichen Jahr zu 
den einflussreichsten Persönlichkeiten 
Lateinamerikas. „Foreign Policy“ erhob 
Sie ebenfalls 2008 zu den zehn wich¬ 
tigsten Intellektuellen der Welt. (...) 
Wie erklären Sie sich diese Lawine von 
Preisen, begleitet von wichtigen Geld¬ 
prämien, nach nur einem Jahr Existenz 
des Blogs? 

7. Wem widmen Sie die 250 000 Euro, 
die Sie dadurch bekamen - dem Äqui¬ 
valent von 20 Jahren Mindesteinkom¬ 
men in Frankreich bzw. 1 488 Jahren 
Mindesteinkommen in Kuba? 

8. Die Interamerikanische Pressege¬ 
sellschaft, in der die großen, privaten 
Medienkonzerne des Kontinents sind, 
entschied Sie zur regionalen Vizeprä¬ 
sidentin für Kuba der „Kommission 
für Presse- und Informationsfreiheit“ 


zu machen. Wie viel erhalten Sie dafür 
monatlich? 

9. Sie sind auch Korrespondentin von 
„El Pafs“. Was ist das monatliche Salär? 

10. Wie viele Eintrittskarten ins Kino 
oder Theater, wie viele Bücher, Mo¬ 
natsmieten oder Pizzen können Sie 
von Ihren monatlichen Einkünften be¬ 
zahlen? 

11. Wie können Sie vorgeben die Ku¬ 
baner zu repräsentieren, wenn Sie ein 
Lebensniveau haben, das sich niemand 
auf Kuba erlauben kann? 

12. Wie können Sie sich in das Internet 
einloggen, wenn Sie gleichzeitig sagen, 
dass Kubaner keinen Internetzugang 
haben? 

13. Wie ist es möglich, dass Ihr Blog 
PayPal nutzen kann, ein Online-Zah- 
lungssystem, das wegen der Wirt¬ 
schaftssanktionen kein Kubaner im 
Land nutzen kann, weil u.a. der elek¬ 
tronische Handel verboten ist? 

14. Wie können Sie über ein Copyright 
((c) 2009 Generaciön Y - All Rights 
Reserved) für Ihren Blog verfügen, wo 
doch kein anderer kubanischer Blogger 
so etwas erhält? 

15. Wer steckt hinter der Website „des- 
decuba.net (dt: „aus Kuba“), deren Ser¬ 
ver in Deutschland von dem Unterneh¬ 
men Cronos AG Regensburg betrieben 
und unter dem Namen Josef Biechele 
registriert wird, der daneben rechtsex¬ 
treme Websites hostet? 

16. Wie konnten Sie Ihre Domain-Re¬ 
gistrierung über die US-amerikanische 
Firma GoDady erhalten, wo das doch 
die Gesetzgebung über die Wirtschafts¬ 
sanktionen verbietet? 

17. Ihr Blog ist in nicht weniger als acht¬ 
zehn Sprachen abrufbar (in Englisch, 
Französisch, Italienisch, Deutsch, Por¬ 
tugiesisch, Russisch, Slowenisch, Pol¬ 
nisch, Chinesisch, Japanisch, Litauisch, 
Tschechisch, Bulgarisch, Niederlän¬ 
disch, Finnisch, Ungarisch, Koreanisch 
und Griechisch). Keine andere Websi¬ 


te in der Welt, auch nicht die der wich¬ 
tigsten internationalen Institutionen 
wie z.B. der Vereinten Nationen, der 
Weltbank, des Internationalen Wäh¬ 
rungsfonds, der OECD oder der Euro¬ 
päischen Union, verfügen über so vie¬ 
le Sprachversionen. Nicht einmal die 
Website des Außenministeriums der 
USA oder der CIA - wie finanzieren 
Sie die Übersetzungen? 

18. Wieso hat Ihr Blog eine sechzig Mal 
größere Bandbreite als es Kuba für alle 
Internet-User ermöglichen kann? 

19. Wer zahlt die Administration von 
monatlich 14 Millionen Besuchen auf 
der Seite? 

20. Sie haben über 400 000 Twitter- 
Freunde. Kaum hundert davon leben auf 
Kuba. Sie kontaktieren mehr als 80 000 
Menschen. Sie sagen „Ich twittere über 
SMS ohne Webzugang“. Wie können Sie 
ohne Internetzugang mit mehr als 80 
000 Personen Kontakt pflegen? 

21. Die Website www.followerwonk. 
com ermöglicht das Profil von Twitter- 
Nutzern zu analysieren. Es zeigt ab 


2010 eine beeindruckende Aktivität 
in Ihrem Account. Ab Juni 2010 haben 
Sie sich in mehr als zweihundert Twit- 
ter-Accounts täglich angemeldet, mit 
Spitzen von siebenhundert in einem 
Tag. Wie konnten Sie solch eine Leis¬ 
tung vollbringen? 

22. Warum sind etwa 50 000 Ihrer Part¬ 
ner in Wahrheit Geister-Accounts? Von 
den 400 000 Profilen des Accounts @ 
yoanisanchez sind 27 012 ohne Fo¬ 
tos und 20 000 zeigen kaum Aktivität 
im Netz (d.h. null bis drei verschick¬ 
te Nachrichten seit der Gründung des 
Zugangs). 

23. Wie ist es möglich, dass viele Twit- 
ter-Accounts keine „Freunde“ haben, 
sondern nur Ihren Nachrichten folgen 
und dahin über 2 000 Nachrichten ge¬ 
sandt haben? Geschieht das, um eine 
Scheinpopularität zu erzeugen und 
wer zahlte die Schaffung der Schein¬ 
accounts? 

24. 2011 haben Sie 400 Nachrichten 
pro Monat verschickt. Der Preis einer 
Nachricht ist auf Kuba umgerechnet 
1,25 Dollar. Sie haben also 6 000 Dol¬ 
lar im Jahr für Twitter ausgegeben. Wer 
hat dafür bezahlt? 

25. Wie kann es sein, dass Präsident 
Obama Ihnen ein Interview gewährt 
hat, wo er doch hunderte Anfragen der 
wichtigsten Medien der Welt erhält? 

26. Sie haben öffentlich gesagt, dass Sie 
nach Barack Obamas Antworten Präsi¬ 
dent Raul Castro eine Bitte um ein In¬ 
terview geschickt haben. Andererseits 
erläutert ein offizielles Dokument des 
Chefs der US-Diplomatie auf Kuba, Jo¬ 
nathan D. Farrar, dass Sie nie an Raul 
Castro geschrieben haben: „Sie hat kei¬ 
ne Antwort von ihm erwartet, weil sie 
zugab, dass sie ihm nie geschrieben hat¬ 
te.“ Warum haben Sie gelogen? 

27. Warum verheimlichen Sie ihre Tref¬ 
fen mit den US-Diplomaten in Havan¬ 
na, wo Sie in Ihrem Blog doch sonst so 
ausdrucksstark sind? 

28. Zwischen dem 16. und dem 22. Sep¬ 
tember 2010 haben Sie sich in Ihrer 
Wohnung heimlich mit der Unter¬ 


staatssekretärin des US-Außenministe¬ 
riums, Bisa Williams, getroffen, wie die 
Wikileaks-Dokumente besagen. War¬ 
um haben Sie dieses Treffen verheim¬ 
licht? Worüber sprachen Sie? 

29. Michael Parmly, ehemaliger Chef 
der US-Diplomatie auf Kuba, sagt, dass 
er sich regelmäßig mit Ihnen in seiner 
Residenz getroffen hat. Er äußerte in 
einem Interview seine Sorge über die 
Wikileaks-Veröffentlichungen über die 
US-Diplomatie: „Sie könnte ihr ganzes 
Leben die Konsequenzen dafür tragen 
müssen.“ Was sind die Gründe, weshalb 
Sie Probleme mit der kubanischen Justiz 
haben sollten, wenn Sie, wie Sie sagen, 
im Rahmen der Gesetze agieren? 

30. Denken Sie immer noch, dass „viele 
lateinamerikanische Schriftsteller den 
Literaturnobelpreis mehr verdienen 
würden als Gabriel Garcfa Märquez“? 

31. Glauben Sie immer noch, dass es 
unter der Diktatur von Fulgencio Ba- 
tista zwischen 1952 und 1958 „plura¬ 
listische und offene Pressefreiheit und 
Radioprogramme aller politischen Ten¬ 
denzen“ gab? 

32. Sie sagten 2010: „Die Blockade ist 
das perfekte Argument der kubani¬ 
schen Regierung gewesen um die In¬ 
toleranz, die Kontrolle und die inter¬ 
ne Repression aufrecht zu erhalten. 
Wenn morgen die Sanktionen aufge¬ 
hoben würden, würde ich anzweifeln, 
dass man die Effekte sehen könnte.“ 
Sind Sie immer noch überzeugt, dass 
die Wirtschaftssanktionen keine Wir¬ 
kung auf die kubanische Bevölkerung 
haben? 

33. Verurteilen Sie die Wirtschaftssank¬ 
tionen der USA gegen Kuba? 

34. Verurteilen Sie die Politik der Ver¬ 
einigten Staaten für einen Regierungs¬ 
wechsel auf Kuba im Namen der De¬ 
mokratie, während diese die schlimms¬ 
ten Diktaturen des Nahen Ostens 
unterstützen? 

35. Sind Sie für die Auslieferung von 
Luis Posada Carriles, Exilkubaner und 
ehemaliger CIA-Agent, der für mehr 
als hundert Morde verantwortlich ist, 
seine Verbrechen öffentlich zugegeben 
hat und dank des Washingtoner Schut¬ 
zes frei in Miami lebt? 

36. Sind Sie für die Rückgabe der USA¬ 
besetzten Marinebasis in Guantäna- 
mo? 

37. Sind Sie für die Befreiung der fünf 
kubanischen politischen Gefangenen, 
die seit 1998 in den USA inhaftiert sind, 
weil sie sich in terroristische Organisa¬ 
tionen von Exilkubanern in den USA 
eingeschleust hatten? 

38. Finden Sie es normal, dass die USA 
eine innere Opposition auf Kuba finan¬ 
zieren um einen „Regimewechsel“ zu 
erreichen? 

39. Was sind nach Ihrer Meinung die 
Errungenschaften der Kubanischen 
Revolution? 

40. Welche Interessen stehen hinter Ih¬ 
rer Person? 

Leicht gekürzte Übersetzung: G. Pohl 


Wette gewonnen 

Eine Randnotiz: Der Sprecher der Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba wurde im Oktober 
2012, bei Bekanntgabe der neuen, ab Mitte Januar in Kraft getretenen Ausreisebestimmun¬ 
gen für Kubaner/innen, von der Deutschen Welle interviewt, die - wie andere Medien auch - 
damals wohl die Mauer fallen sah. Es ging in dem langen Gespräch um das Reisegesetz, 
Demokratie, Wahlsystem und vieles mehr. Und auch um „die regierungskritische Bloggerin 
Yoani Sanchez. 20 Mai ist ihr nach eigenen Angaben in den vergangenen fünf Jahren die 
Ausreise verweigert worden. Dass sich daran jetzt etwas ändern wird, glaubt sie nicht. 

,Meine Freunde sagten mir, dass ich mir keine Illusionen machen soll 1 , twitterte Sanchez. 
Ganz anders die Einschätzung der regierungsnahen,Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba 
e. V. ' Bundesvorstand Günther Pohl sagte der DW, er gehe davon aus, dass Kuba der Blog¬ 
gerin die Ausreise relativ schnell ermöglichen werde: ,Da Frau Sanchez nicht irgendeiner 
wichtigen Berufsgruppe angehört, denke ich, wird sie ausreisen können. 

Sie war sogar eine der ersten. Denn sie hat Geld und vor allem Länder, die ihr ein Visum ge¬ 
ben. „ Viel negativer als Reisebeschränkungen für bestimmte Berufsgruppen würden sich die 
Visumspflicht in anderen Ländern sowie die finanzielle Situation vieler Kubaner auswirken, 
gibt Pohl zu bedenken“, geht es in dem Beitrag weiter. Die Wette mit dem DW-Redakteur 
ist gewonnen. 

(Die DW-Berichterstattung ist /cz/rs/Vgesetzt) 


Weniger Interesse an „westlichen Werten“ 

Russen wollen soziale Gerechtigkeit und starken Staat 


Im Frühjahr 2012 hat das Institut für 
Soziologie der Russischen Akademie 
der Wissenschaften gemeinsam mit der 
Friedrich-Ebert-Stiftung eine Studie 
zum „Russischen Traum“ angefertigt. 
1750 Russinnen und Russen im Alter 
zwischen 16 und 55 Jahren aus 20 Regi¬ 
onen des Landes wurden repräsentativ 
befragt, in was für einer Gesellschaft 
sie leben wollen. Leider wurde die gro¬ 
ße gesellschaftliche Gruppe der Rent- 
nerinnen und Rentner und damit der 
Großteil derjenigen Menschen, die die 
meiste Zeit ihres Lebens unter den Be¬ 
dingungen der Sowjetmacht gelebt ha¬ 
ben, nicht in die Befragung einbezogen. 
Das muss gerade bei Fragen nach ge¬ 
sellschaftlichen Wertvorstellungen zu 
einem verzerrten Bild führen. Dennoch 
sind die Ergebnisse der Befragungen 
äußerst aufschlussreich. 
Selbstverständlich spielen, wie über¬ 
all in der Welt, auch für die Russinnen 
und Russen die Bedingungen des tägli¬ 


chen Lebens eine herausragende Rolle 
bei den Wünschen die sie bewegen. So 
wünschen sich 40 Prozent der Befrag¬ 
ten die Möglichkeit, Geld auszugeben, 
ohne jede Kopeke umdrehen zu müs¬ 
sen. 33 Prozent träumen von Gesund¬ 
heit, 23 von familiärem Glück und 21 
Prozent von einem Eigenheim. 
Hinsichtlich der Politik und der Zu¬ 
kunft des Landes stehen die Wünsche 
nach sozialer Gerechtigkeit, gleichen 
Rechten für alle und einem starken 
Staat, der sich um seine Bürger küm¬ 
mert, ganz im Vordergrund. Erst dahin¬ 
ter folgen dann Werte wie Demokratie, 
Menschenrechte, die freie Entfaltung 
der Persönlichkeit und andere. Für den 
sozialen Schutz der Bevölkerung sehen 
90 Prozent den Staat in der Verantwor¬ 
tung und 71 Prozent möchten seine 
Rolle gestärkt sehen. 

Individualismus und Liberalismus 
westlichen Typs werden von 54 Pro¬ 
zent der Befragten abgelehnt. Auch 


die Demokratievorstellungen unter¬ 
scheiden sich wesentlich von den im 
Westen gängigen Klischees. Als demo¬ 
kratisch sehen 79 Prozent der befrag¬ 
ten Russinnen und Russen eine Ge¬ 
sellschaft, wenn soziale und demokra¬ 
tische Rechte gewahrt werden. Auf die 
Frage welche Bedingungen unbedingt 
erfüllt werden müssen, damit in einer 
Gesellschaft alle Träume von Demo¬ 
kratie erfüllt sind, nannten 77 Prozent 
die Gleichheit vor dem Gesetz, 40 Pro¬ 
zent geringe Einkommensunterschiede 
und 37 Prozent unabhängige Gerich¬ 
te. Freie Wahlen, die im Westen als das 
Nonplusultra der Demokratie gelten, 
wurden nur von 27 Prozent genannt. 
Ein Viertel der Befragten gibt an, dass 
ihre Vorstellungen über einen demo¬ 
kratischen Aufbau der russischen Ge¬ 
sellschaft sich nicht erfüllt haben. Zwei 
Drittel wünschen sich eine Gesellschaft 
der sozialen Gleichheit in Russland. 
Die Unterschiede zwischen Arm und 


Reich werden von 83 Prozent der Be¬ 
fragten als zu groß und die Verteilung 
des Privateigentums von zwei Dritteln 
als ungerecht empfunden. Zwei Drit¬ 
tel stimmten der Aussage zu, es sei nö¬ 
tig, die Rolle des Staates in allen Be¬ 
reichen zu stärken sowie Großbetriebe 
und strategisch wichtige Branchen zu 
verstaatlichen. Nur 28 Prozent sehen 
dagegen die Notwendigkeit, „alle Le¬ 
bensbereiche zu liberalisieren und die 
Wirtschaft von der Macht der Büro¬ 
kraten zu befreien.“ Das von der russi¬ 
schen Regierung bestätigte Vorhaben, 
die noch in Staatsbesitz befindlichen 
Großunternehmen in den nächsten 
Jahren zu privatisieren, steht folglich 
in krassem Gegensatz zum Willen der 
überwältigenden Mehrheit der Russin¬ 
nen und Russen. 

Als Resümee lässt sich feststellen, dass 
trotz Konterrevolution und Wiederher¬ 
stellung des Kapitalismus bei der gro¬ 
ßen Mehrheit der russischen Bevölke¬ 


rung das nicht nur durch die Sowjetzeit, 
sondern bereits durch die bäuerliche 
Dorfgemeinschaft und andere Traditio¬ 
nen in Kultur und Lebensweise gepräg¬ 
te Gemeinschaftsdenken offenbar nach 
wie vor tief verwurzelt ist. Die „west¬ 
lichen Werte“ sind hier wenig gefragt. 
Anders selbstverständlich bei der rus¬ 
sischen Bourgeoisie. Und auch bei der 
wachsenden Zahl derjenigen, die den 
städtischen Mittelschichten zuzurech¬ 
nen sind, bestimmen mehr und mehr 
Individualismus und bürgerlicher Li¬ 
beralismus das Denken und Handeln. 
(Die angeführten Daten aus der Studie 
des Instituts für Soziologie der Russi¬ 
schen Akademie der Wissenschaften 
und der Friedrich-Ebert-Stiftung sind 
dem Beitrag von Felix Hett und Rein¬ 
hard Krumm „Russlands Traum: Ge¬ 
rechtigkeit, Freiheit und ein starker 
Staat“ entnommen, der in den „Russ¬ 
land-Analysen“ Nr. 250 v. 25.1.2013 er¬ 
schienen ist.) Willi Gerns 
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unsere zeit m 


45. Jahrgang der UZ 

Gespräch zur Geschichte, Gegenwart und Zukunft der UZ 


Unseren Leserinnen und Lesern ist ge¬ 
wiss aufgefallen, dass seit Anfang des 
Jahres unter dem Titel der UZ auf Sei¬ 
te 1 beim Jahrgang die „45 “ steht. Wir 
gehen also einem kleinen Jubiläum ent¬ 
gegen. Wir sprachen mit den früheren 
Chefredakteuren Gerd Deumlich (Ap¬ 
ril 1969 bis Dezember 1970), Georg Po- 
likeit (Januar 1972 bis Dezemberl 988) 
und Rolf Priemer (Juli 1996 bis März 
2008) über Geschichte, Gegenwart und 
Zukunft der UZ. 

UZ: Im April des Jahres 1969 erschien 
die erste Nummer der UZ, Zeitung der 
DKP. Viele der jüngeren Mitglieder un¬ 
serer Partei und gewiss auch andere 
Leserinnen und Leser unserer Zeitung 
wissen sehr wenig über die Geschichte 
unserer Zeitung: Warum stand eigentlich 
von Anfang an im Titel immer „sozialis¬ 
tische“ Zeitung,“ bzw. Wochenzeitung? 
Warum haben sich die Herausgeber - 
zunächst Kurt Bachmann, dann der 
Parteivorstand - nicht dafür entschie¬ 
den, die Zeitung der DKP „ kommunis¬ 
tische“ Zeitung zu nennen? 

Gerd Deumlich: „Sozialistische“ oder 
„kommunistische“ Zeitung war kei¬ 
ne umstrittene Alternative zur Cha¬ 
rakterisierung der UZ, als über ihre 
Konzeption entschieden wurde. Eine 
Vermutung, es könnte eine taktische 
Konzession an den herrschenden An¬ 
tikommunismus gemacht worden sein, 
widerlegt sich selbst: Darf die DKP den 
Sozialismus nicht als ihr Ziel benen¬ 
nen? Als wir die UZ auf einer Presse¬ 
konferenz vorstellten, wurde von bür¬ 
gerlichen Journalisten-Kollegen etwas 
anderes moniert: Wie wir dazu kämen, 
„Unsere Zeit“ zu titeln? Das sei doch 
neben der Realität! Unsere Antwort - 
damals sicher realistisch: Die Tendenz 
zum Sozialismus ist dominierend in 
unserer Zeit, das soll sich im Titel der 
Zeitung ausdrücken. Er bedeutet heu¬ 
te, dass wir trotz des Rückschlags der 


Auf der 12. Tagung des Parteivorstan¬ 
des der DKP wurde auch über die vor 
uns hegenden Aufgaben diskutiert und 
insbesondere der kämpferische Be¬ 
ginn des Jahres 2013 hervorgehoben. 
Ein wichtiger Beleg dafür sind die Ta¬ 
rifauseinandersetzungen bei IG-Metall 
und ver.di. 

Immer häuüger beantworten die Kol¬ 
leginnen und Kollegen den versuchten 
Abbau tariflicher und sozialer Rechte 
mit Warnstreiks und Streiks. Ob beim 
Automobilhersteller Opel, in der Groß¬ 
druckerei Prinovis, bei der Lufthansa 
in Norderstedt, bei dem Callcenter S- 
Direkt, bei Neupack - im Kampf gegen 
Betriebsschließungen, gegen Lohnab¬ 
bau und Aushöhlung tariflicher Rechte 
nehmen immer mehr Kolleginnen und 
Kollegen ihr Recht auf Streik wahr. 
Wir unterstützen diesen Kampf. Wenn 
es um konkrete Veränderungen, Ver¬ 
besserungen zugunsten der Arbeite¬ 
rinnen geht, wenn es darum geht den 
weiteren sozialen Abbau zu stoppen. 
Dazu müssen wir mit den Kolleginnen 
ins Gespräch kommen - dies natürlich 
zunächst und am nesten dort, wo pro¬ 
duziert, verkauft, gesichert und in an¬ 
derer Art und Weise gearbeitet wird. 
Also direkt in den Betrieben, als Kolle¬ 
gin. Wo dies nicht möglich ist, sind wir 
als Mitglieder unserer Gewerkschaft 
aktiv - leisten hier nicht nur durch so¬ 
lidarisches Handeln unseren Beitrag - 
z.B. in der Teilnahme an Aktionen 
und Demonstrationen - sondern auch 
durch die Teilnahme an den Diskussi¬ 
onen über Forderungen und Wege, wie 
sie zu erreichen sind. 

Und wir stellen die Frage nach anderen 
Möglichkeiten der Produktion, wie die¬ 
se entwickelt werden können, wie sie 
mit den Kolleginnen in den Betrieben 
und in den Gewerkschaften beraten 



kommunistischen Bewegung an un¬ 
serem Ziel festhalten. Das politische 
Anliegen, das die DKP mit der He¬ 
rausgabe der UZ verfolgte, hat Kurt 
Bachmann damals treffend benannt: 
„Im vielfältigen Blätterwald gibt es 
eine große Lücke: Es fehlt eine sozi¬ 
alistische Wochenzeitung .... In dieser 
Zeitung werden Sie sich konkret über 
die Politik der DKP orientieren können 
und doch feststellen, dass die UZ keine 
Parteizeitung im engeren Sinne ist. Sie 
will eine den breiten Massen unseres 
Volkes zugetane, aufgeschlossene sozi¬ 
alistische Volkszeitung sein“. (3. April 
1969) Meines Erachtens spricht alles 
dafür, daran ebenfalls festzuhalten. 

Georg Polikeit: Die erste UZ-Ausga¬ 
be erschien am 3. April 1969 mit dem 
Untertitel „Sozialistische Wochenzei¬ 
tung“, wobei die Verbindung zur DKP 
klar war, weil Kurt Bachmann, der ers¬ 
te DKP-Vorsitzende, als Herausgeber 
benannt war. Ich glaube nicht, dass es 
damals große Überlegungen gab, ob die 
UZ als „sozialistische“ oder als „kom¬ 
munistische“ Zeitung bezeichnet wer¬ 
den sollte. Zumal schwer erkennbar ist, 
worin eigentlich der Unterschied beste¬ 
hen soll. Bei der Neukonstituierung der 
DKP war klar, dass wir als großes stra¬ 
tegisches Ziel zunächst die „sozialisti¬ 
sche Umgestaltung der Gesellschaft“ 
in der BRD formulierten, natürlich in 
dem marxistischen Verständnis, dass 
dies die erste Stufe zu einer späte¬ 


und diskutiert werden. Dabei stellen 
wir auch die Frage nach einer anderen 
Produktionsweise - nämlich der sozia¬ 
listischen statt der kapitalistischen. 
Immer deutlicher wird, dass die Aus¬ 
wirkungen von Betriebsschließungen 
und Massenarbeitslosigkeit, vor allen 
Dingen auf die Beschäftigten in diesen 
Bereichen gravierend sind. Jedoch ge¬ 
hen mit dieser Entwicklung auch ein¬ 
schneidende Veränderungen der ge¬ 
samten Zulieferindustrie - und somit 
über den Betrieb hinaus - in der Region 
einher. Das Leben der Menschen wird 
sich dramatisch verändern, die Teilhabe 
am gesellschaftlichen Leben wird ein¬ 
geschränkt. 

Auch diese Erfahrung ist eine Mög¬ 
lichkeit, die nicht direkt Betroffenen 
zum Mitkämpfen, zur Solidarität zu 
bewegen. Der erste Schritt ist, gegen 
die Entsolidarisierung aufzutreten, 
die Streikenden zu unterstützen. Der 
nächste, darzustellen, wie diese Kämp¬ 
fe verbunden sind mit denen gegen So¬ 
zial- und Demokratieabbau. Und das 
europaweit. Deshalb sollte auch wäh¬ 
rend der Tarifkämpfe in diesem Land 
der Aufruf „Für einen europäischen 
Frühling“ nicht zu kurz kommen. Mit 
Aktionen, Streiks und Demonstratio¬ 
nen in ganz Europa am 13. März sowie 
einer gesamteuropäischen Demonstra¬ 
tion und kreativen Aktionen in Brüssel 
am 14. März will attac seine Forderun¬ 
gen deutlich machen. Gerichtet sind 
diese gegen den EU-Gipfel am 14. und 
15. März, bei dem sich die europäischen 
Regierungschefs versammeln, um das 
EU-Krisenmanagement weiter zu ver¬ 
schärfen. 

Unterstützen wir also die Tarifkämpfe 
vor Ort und tragen so zu einem kämp¬ 
ferischen europäischen Frühling bei! 


ren kommunistischen Gesellschaft ist. 
Auch der Sozialismus war natürlich 
ein Ziel, das angesichts der damaligen 
Kräfteverhältnisse nicht als unmittel¬ 
bare Tagesaufgabe angesehen werden 
konnte, sondern nur über einen länge¬ 
ren Prozess erreichbar war. 


UZ: Ist die UZ immer dem von euch be¬ 
schrieben Anliegen und ihrem Auftrag 
treu geblieben? Es gab die Jahre der Er¬ 
neuererauseinandersetzung ...? 

Georg Polikeit: Es war von Anfang an 
klar, dass die UZ nicht nur eine „Partei¬ 
zeitung“ im engen Sinn, nur ein „inner¬ 
parteiliches Mitteilungsblatt“ und Mit¬ 
tel der Selbstverständigung sein sollte. 
Wir wollten eine Zeitung, die so weit 
wie möglich über den Kreis der DKP- 
Mitglieder hinaus Leser und Abonnen¬ 
ten in der Arbeiterklasse und in den 
demokratischen Bewegungen finden 
und politische Wirkung „nach drau¬ 



ßen“ erzielen sollte. Als die UZ dann 
ab 1973 Tageszeitung wurde, hieß es 
im Beschluß des Parteivorstands vom 
März 1973 dazu, die Zeitung müsse „in 
Inhalt, Thematik, journalistischer Ge¬ 
staltung, Sprache und Stil von Anfang 
an so gestaltet werden, dass sie den 
Charakter einer Zeitung trägt, die sich 
unmittelbar an die breite Öffentlich¬ 
keit, vor allem an die politisch interes¬ 
sierten Arbeiterleser wendet“. 

Das war natürlich eine hoch geleg¬ 
te Messlatte, die wir mit den zur Ver¬ 
fügung stehenden Kräften und Mit¬ 
teln oft nur in Ansätzen erfüllt haben. 
Aber ich glaube schon, dass die UZ in 
der ganzen Zeit ihres Erscheinens eine 
Zeitung war, die die Berichterstattung 
über Arbeiterkämpfe und demokra¬ 
tische Bewegungen und über die in¬ 
ternationale Politik mit einer getreu¬ 
en Widerspiegelung der Standpunkte 
und Aktivitäten der Partei zu den ver¬ 
schiedensten Ereignissen und Themen 
verband. 

Die Auseinandersetzung mit der „Er¬ 
neuererströmung“ ab 1987 war natür¬ 
lich nicht nur in der Partei, sondern 
auch für ihre Zeitung eine schwierige 
und komplizierte Periode, zumal es die¬ 
se Auseinandersetzung bald auch in der 
Redaktion selbst gab. 

Ich gehe davon aus, dass wir diese Pe¬ 
riode nicht bewältigt haben, ohne da¬ 
bei auch Fehler zu machen. Ich meine 
aber, dass auch in dieser Situation die 
UZ eine wichtige und sogar unersetz¬ 
liche Rolle gespielt hat, um die DKP 
so weit wie möglich zusammenzuhalten 
und die Mehrheit ihrer Mitglieder für 
das weitere Mitwirken in der Partei zu 
gewinnen, wenn es auch nicht gelang, 
die Abkehr des größten Teils der „Er¬ 
neuerer“ zu verhindern. 

Gerd Deumlich: Natürlich schlug sich 
die Auseinandersetzung um die „Er¬ 
neuerung“ der DKP auch in der UZ 
nieder. Doch blieb sie ein aktiver Fak¬ 
tor für den Erhalt der DKP als revolu¬ 
tionäre Partei. Hätten die „Erneuerer“ 
die UZ „erobert“ - es gäbe sie nicht 
mehr, wie gefragt werden darf: Wo sind 
sie geblieben? 

UZ: War UZ von Anfang an Wochen¬ 
zeitung? 

Georg Polikeit: Die UZ erschien ab 
3.4.1969 zunächst als Wochenzeitung. 
Erst nach zwei Jahren, in denen sich 
die DKP mitgliedermäßig positiv ent¬ 
wickelte, konnte die Frage eines Über¬ 


gangs zum täglichen Erscheinen aufge¬ 
worfen werden. 

Der Parteivorstand fasste den entspre¬ 
chenden Beschluß auf seiner Tagung 
am 10./11. März 1973. Umgesetzt wurde 
er nach einer Vorbereitungsphase mit 
der ersten Nummer der UZ-Tageszei- 
tung am 1. Oktober des gleichen Jahres. 
Es war klar, dass dies nur mit umfang¬ 
reicher politischer und materieller, das 
heißt auch finanzieller Solidarität un¬ 
serer Bruderparteien in der DDR und 
anderen sozialistischen Staaten mach¬ 
bar war. 

Übrigens erschien die UZ zunächst ne¬ 
ben der täglichen Ausgabe auch weiter 
noch gesondert als Wochenzeitung. Wir 
gingen davon aus, dass es nicht mög¬ 
lich sein würde, alle damaligen UZ-Wo¬ 
chenzeitungsabonnenten für das - teu¬ 
rere - Tagesabo zu gewinnen. Außer¬ 
dem ging es auch um ein Instrument für 
den UZ-Freiverkauf am Wochenende, 
den eine ganze Reihe von DKP-Grup- 
pen damals regelmäßig durchführten. 
Später wurde die Freitag-Tagesausgabe 
mit verstärkter Seitenzahl bewusst als 
gleichzeitige Wochenzeitung herausge¬ 
geben, um den Freiverkauf bedienen zu 
können, und auch Abonnenten hatten 
stets die Wahl zwischen dem Tages- 
Abo und einem Abo nur der Freitag¬ 
ausgabe als „Wochenzeitung“. 

UZ: In den 90er Jahren erschien die UZ 
einige Jahre nur alle zwei Wochen. Ei¬ 
nige Genossinnen und Genossen in un¬ 
serer Partei meinen jetzt, es wäre besser, 
die UZ wieder nur alle zwei Wochen 
herauszugeben. Ein Argument ist, das 
würde Kosten sparen .... Andere verwei¬ 
sen darauf, es gäbe ja die Tageszeitung 
„junge Welt“ zur ausreichenden Infor¬ 
mation ... 

Rolf Priemer: Geschwächt von den in¬ 
nerparteilichen Auseinandersetzungen 
mit reformistischen Kräften, die in der 
DKP Mitte der 80er Jahren aufbran¬ 
deten, und in Folge der Krise und des 
Zusammenbruchs der sozialistischen 
Länder Osteuropas, musste die Tages¬ 
zeitung „Unsere Zeit“ Ende 1989 ein¬ 
gestellt werden. Viele Mitglieder hat¬ 
ten den Glauben an unsere gute kom¬ 
munistische Sache verloren. Schon im 
innerparteilichen Streit hatte die DKP 
viele Mitglieder verloren, und auch die 
UZ viele Leserinnen und Leser. 



1990 befand sich die DKP in einem 
steilen Sinkflug. Mehr als die Hälfte 
der Mitglieder verließen die Partei. 
Auch die Abonnentenzahlen gingen 
stark zurück. Die finanziellen Mittel 
schmolzen stark zusammen. Eine dra¬ 
matische Existenzkrise hatte die DKP 
erfasst. Die UZ wurde ab Januar umge¬ 
stellt auf wöchentliches Erscheinen. Ab 
Ende Mai waren wir zahlungsunfähig. 
Das Erscheinen musste eingestellt wer¬ 
den. Für einige Wochen gab es keine 
zentrale Zeitung der DKP mehr. Und 
das in einer Zeit, in der die Verbliebe¬ 
nen so viel erfahren wollten und Orien¬ 
tierung erwarteten. 

Im Spätsommer gelang es uns durch 
einen großartigen Solidaritätsbeweis 
der Kommunistischen Partei Luxem¬ 
burgs, die unsere Zeitung in ihrer Dru¬ 
ckerei zu für uns günstigen Konditi¬ 
onen herstellte und vor allem durch 
den selbstlosen Einsatz einer kleinen 
Gruppe ehemaliger UZ-Redakteure, 
die erwerbslos geworden waren und 
nun ehrenamtlich Artikel, Beiträge 
und Kommentare lieferten, die Zei¬ 
tung 14-täglich wieder erscheinen zu 
lassen. Wir waren stolz darauf. Denn 


um uns herum gaben Kommunistische 
Parteien und ihre Zeitungen auf. Erst 
ab 1994 zeichnete sich bei uns eine ge¬ 
wisse Konsolidierung ab. Wir nahmen 
Kurs auf die wöchentliche Herausga¬ 
be der Zeitung. Im Juli 1996 starteten 
wir das Projekt „UZ-Wochenzeitung“. 
Start und Konzept wurden vom Partei¬ 
tag 1996 beschlossen. 

Daraus schöpften viele Mitglieder der 
DKP neue Hoffnungen und sogar in 
unserem zweifellos kleiner geworde¬ 
nen Umfeld verspürten wir neuen Zu¬ 
spruch. 

Natürlich ist eine Zweiwochenschrift 
zwischen Daumen und Zeigefinger 
billiger, aber wöchentliche Argumen¬ 
te sind viel kostbarer, notwendiger und 
wirksamer. Mit der UZ haben wir also 
ein wichtiges Mittel zur bundesweiten, 
einheitlichen Information und Anlei¬ 
tung der Mitglieder der DKP und der 
Orientierung für ein einheitliches Auf¬ 
treten und Handeln der Kommunis¬ 
tinnen und Kommunisten sowie auch 
unserer Freunde und Anhänger. Und 
die Verbreitung kommunistischer Posi¬ 
tionen, der Originalton der DKP, wird 
durch niemanden authentisch ersetzt - 
auch nicht durch die Tageszeitung „jun¬ 
ge Welt“, mit der wir freundschaftlich 
Zusammenarbeiten. 

Gerd Deumlich: Die Zurücknahme auf 
ein 14-tägiges Erscheinen war durch 
die schwierige Lage nach der Kon¬ 
terrevolution von 1989/90 erzwungen. 
Das zu wiederholen würde keine Kos¬ 
ten sparen, sondern nur die politische 
Wirksamkeit der Zeitung schmälern 
und damit die wirtschaftlichen Proble¬ 
me vergrößern. Es ist schon mit einer 
Wochenzeitung schwierig, an den Pro¬ 
blemen der politischen, wirtschaftliche- 
nusw. Entwicklung „dran zu bleiben“ - 
ein 14-tägiges Erscheinen ist immer 
eine Krampflösung, brächte die UZ 
um Aktualität. Dass es die „junge weit“ 
gibt, ist ein großer Gewinn für die lin¬ 
ken Kräfte. Aber ist das ein Argument 
gegen die UZ als Wochenzeitung? Nur 
wenn man meint, die DKP könnte auf 
eine politische Zeitung verzichten, die 
auf eine breite Öffentlichkeit zielt, sich 
stattdessen auf ein „Vereinsblatt“ be¬ 
schränken. 

Georg Polikeit: Wenn wir es uns finan¬ 
ziell und kräftemäßig leisten können, 
sollten wir das Erscheinen als Wochen¬ 
zeitung beibehalten. Lenin hat mal ge¬ 
sagt: „Die Gründung der Partei bleibt, 
wenn nicht eine richtige Vertretung 
dieser Partei in einer bestimmten Zei¬ 
tung organisiert wird, zu einem bedeu¬ 
tenden Teil ein leeres Wort“. Das war 
1899 in dem Artikel „Unsere nächste 
Aufgabe“. 

Sicher, wir leben heute nicht unter den 
Verhältnissen von 1899 in Russland, 
die politischen und medialen Voraus¬ 
setzungen sind heute ganz andere. Aber 
solange wir der drückenden Dominanz 
des bürgerlichen Medienapparats aus¬ 
gesetzt sind, ist meiner Ansicht nach 
über die Rolle einer Zeitung der Partei 
im Sinn der Leninschen Vorstellungen 
als Instrument der öffentlichen Selbst¬ 
darstellung und als organisierender 
Faktor für den Zusammenhalt und die 
Entwicklung der eigenen Partei nach¬ 
zudenken. Ich halte sie in diesem Sinn 
für unersetzlich. 

Die „junge weit“ ist als aktuelles In¬ 
formationsmedium für deutsche Lin¬ 
ke sicher wichtig und auch wertvoll. 
Aber es ist nicht zu übersehen, dass sie 
eine „pluralistische“ linke Zeitung ist, 
in der unterschiedliche und manchmal 
auch gegensätzliche linke Kräfte zu 
Wort kommen. Wenn wir der DKP als 
eigenständiger Partei, die sich gemäß 
ihrem Parteiprogramm an der Theo¬ 
rie von Marx, Engels, Lenin orientiert, 
weiterhin eine eigenständige Rolle und 
Aufgabe in den politischen und ideolo¬ 
gischen Auseinandersetzungen beimes¬ 
sen, braucht sie auch eine eigene Zei¬ 
tung. Meiner Ansicht nach wird eher 
umgekehrt ein Schuh daraus: lsassen 
sich im Zeichen der kapitalistischen 
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Foto oben: Mit dem Zitat aus Bertolt Brechts Gedicht „An die Kämpfer in den 
Konzentrationslagern“ erinnert das Denkmal an die Geschichte des in den 
Jahren 1928 bis 1930 in unzähligen Arbeitsstunden von Arbeitern errichteten 
Volkshauses und das Schicksal seiner Erbauer. Viele der damaligen Bauarbei¬ 
ter - es waren sehr viele Kommunisten dabei - wurden in Konzentrationslager 
verschleppt und ermordet. 

Foto oben rechts: Das alte Mörfelder Volkshaus - Eröffnet am 19. April 1930. 
Die Arbeiterwohngemeinde Mörfelden („Das rote Mörfelden“) hatte damals 
ca. 4 500 Einwohner. 

Mörfelden war die einzige Gemeinde im Volksstaat Hessen mit einem kom¬ 
munistischen Bürgermeister. Die Wahlergebnisse in Mörfelden waren damals 
(Reichstagswahl, 14.9.1930): KPD: 52,7%, SPD 31,5%, NSDAP 6,6%. 

Foto unten: Wahlkampf in Mörfelden zur Reichstagswahl 1928 




Foto oben: Aktion der DKP Mörfelden-Walldorf gegen den „Schutzschirm“ 
Foto unten: Gerd Schulmeyer beim Verteilen von Flugblättern gegen den 
Bundeswehrstand an der Bertha-von-Suttner-Schule im Oktober 2010 
Quelle aller Fotos: Rudi Hechler / DKP Mörfelden-Walldorf 



Mörfelden-Walldorf 

Im Zeichen von Krise und Klassenkampf 


N ach der Umstellung der 
städtischen Haushaltsfüh¬ 
rung auf die kaufmänni¬ 
sche Doppik und mit fortdauern¬ 
der Krise ist die Verschuldung 
der Kreise, Städte und Gemein¬ 
den rapide gestiegen. Seit Jahren 
wird mit „Schuldenbremsen“ und 
„Schutzschirm“-Angeboten die 
Kommunale Selbstverwaltung an¬ 
gegriffen. Auch in Mörfelden-Wall¬ 
dorf haben SPD und Grüne (mit 
einer Ausnahme) dem Druck der 
CDU nachgegeben und sind unter 
den Schutzschirm des Landes ge¬ 
krochen. 

Die DKP/Linke Liste lehnt das 
strikt ab, weil die schon beschlos¬ 
senen und angekündigten „Spar¬ 
maßnahmen“ und Erhöhungen 
von Beiträgen und Steuern vor al¬ 
lem die Arbeiter, Angestellten und 
ihre Familien treffen. Deshalb ist 
der „Schutzschirm“ Hauptthema 
im Bürgermeisterwahlkampf der 
DKP/Linke Liste. 

Nicht nur ihrem Inhalt nach ist die¬ 
sen „Sparmaßnahmen“ Widerstand 
zu leisten, auch die Art und Weise 
ihrer Realisierung und das dahinter 
steckende Demokratie Verständnis 
geben jede Menge Anlass aktiv zu 
werden: „Im Hauruckverfahren ha¬ 
ben SPD und Grüne gemeinsam 
mit CDU und FDP unsere Stadt 
unter den ,Schutzschirm’ der CDU/ 
FDP-Landesregierung manövriert. 
Bürgerbeteiligung fand nicht statt. 

Es gab eine ,Informationsveran- 
staltung’, in der Bürgermeister und 
Erster Stadtrat ihre Entscheidung 
mitteilten. 

Auch die Kolleginnen und Kollegen 
der Verwaltung und der städtischen 
Einrichtungen wurden ,von oben he¬ 
rab’ darüber informiert, was auf sie 
zukommt.“ So ein Auszug aus einem 
Wahlflugblatt der DKP/Linke Liste. 
Inzwischen ist der Schutzschirm-Ver¬ 
trag unterschrieben. SPD und Grüne 


eht 


Es gern 

auch 

anders 



Gerd Schulmeyer 
Bürgermeisterkandidat der 
DKP/Linke Liste 


Stadtbekannt: Gerd Schulmeyer 
geboren in Mörfelden, 61 Jahre alt, erlernter 
Beruf: Lagerist, seit 1971 Mitglied der DKP, seit 
1992 Stadtverordneter in Mörfelden-Walldorf, 
Fraktionsvorsitzender der DKP/Linke Liste 


in Mörfelden-Walldorf sind bis auf wei¬ 
teres als „Trittbrettfahrer“ der CDU/ 
FDP-Landesregierung und ihrer neo¬ 
liberalen, Demokratie untergrabenden 
Politik unterwegs. Ob ihre Wählerinnen 
und Wähler, die dafür bezahlen müs¬ 
sen, das so ohne weiteres mitmachen, 
wird sich zeigen. 


Welche Mehrbelas¬ 
tungen umfassen die 
„Sparmaßnahmen“? 

Einige Beispiele: 

- Die Grundsteuer B wird bis 2017 
um fast 40 Prozent angehoben. Bei 
11 201 Zahlungspflichtigen heißt 
das: Mehrbelastung im Durch¬ 
schnitt 120 Euro im Jahr. 

- 4 Millionen Euro sollen jedes Jahr 
bei „Sach- und Dienstleistungen“ 
eingespart werden. 

- 460 000 Euro werden ab dem 
nächsten Jahr bei den Instandhal¬ 
tungen in städtischen Wohnungen 
eingespart. 

- 150 000 Euro mindestens sollen 
auf den Wasserpreis geschlagen 
werden. 

- Bis 2015 sollen die Bestattungsge¬ 
bühren 250 000 Euro mehr im Jahr 
einbringen. Bei ca. 300 Bestattun¬ 
gen im Jahr heißt das eine durch¬ 
schnittliche Kostensteigerung für 
die Hinterbliebenen von 833 Euro. 

Was tun?- 

DKP/Linke Liste wählen! 

Wer damit nicht einverstanden ist, 
kann bei der Bürgermeisterwahl 
ein deutliches Signal setzen. Wem 
es nicht egal ist, ob er von Heinz 
Peter Becker (SPD) oder von Kirs¬ 
ten Schork (CDU) „rasiert“ wird, 
der hat die Möglichkeit, die Bürger¬ 
meisterwahl zum „Bürgerbegeh¬ 
ren“ gegen die Kandidaten zu ma¬ 
chen, die allesamt „Ja zum Schutz¬ 
schirm“ sagen. 

Gerd Schulmeyer, der Bürgermeis¬ 
terkandidat der DKP/Linke Lis¬ 
te sagt: „Es geht auch anders“. Er 
sagt auch weiterhin „Nein zum Schutz¬ 
schirm“ und lehnt den Haushaltsaus¬ 
gleich auf Kosten der Einwohnerinnen 
und Einwohner, der Eltern und Vereine 
und der Kolleginnen und Kollegen der 
Verwaltung und der städtischen Ein¬ 
richtungen ab. 


Forderungen und Themen der DKP/Linke 
Liste im Bürgermeisterwahlkampf: 

★ Nein zum so genannten „Schutzschirm“ - Rücknahme der Kürzungen 
im kommunalen Finanzausgleich und Sicherstellung der kommunalen 
Handlungsfähigkeit und Selbstverwaltung durch einen erhöhten Anteil 
an den Steuereinnahmen 

★ Vollständige Entschuldungder Kommunen mit Hilfe des Landendes Bun¬ 
des und der Banken ohne die Bevölkerung weiter finanziell zu belasten 

★ Soziales und Vereine haben Vorrang vor Wirtschaftsförderung - eine 
Stadt ist kein Konzern, sie gehört den Bürgerinnen 

★ Bürgerbeteiligung muss selbstverständlich sein - die Einwohnerinnen 
sind in Entscheidungen einzubeziehen 

★ Kitas müssen als Bildungseinrichtungen wie Schulen beitragsfrei sein 

★ Fürdas Nachtflugverbot von 22 Uhr-6 Uhr,füreine Begrenzungder Flug¬ 
bewegungen auf 380 000 und gegen jeden weiteren Flughafenausbau - 
Fluglärm macht krank, dem Flughafen müssen Grenzen gesetzt werden 

★ Keine Werbung für die Bundeswehr in der Bertha-von-Suttner-Schule 
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Zur Aktualität des Reichstagsbrandes 


Von Alexander Bahar und Wilfried Kugel* 


D as am Abend des 27. Februar 1933 brennen¬ 
de Reichstagsgebäude gehört zu jenen ge¬ 
schichtsmächtigen Bildern, die unsere Vor¬ 
stellung vom Beginn des „Dritten Reichs“ bis heu¬ 
te prägen. Wie unter einem Brennglas bündelt sich 
darin der Anbruch einer neuen, barbarischen Zeit. 
Einig sind sich die Historiker bis heute allein da¬ 
rin, dass Brandstiftung im Spiel war und dass die 
Regierung unter Adolf Hitler, dem Reichspräsi¬ 
dent Paul von Hindenburg, bedrängt von einfluss¬ 
reichen Kreisen aus Wirtschaft, Banken, Politik 
und Militär, am 30. Januar 1933 die Kanzlerschaft 
übertragen hatte, den Brand skrupellos benutz¬ 
te, um ihre politischen Gegner auszuschalten und 
die parlamentarische Demokratie vollends abzu¬ 
schaffen. 

Ohne jegliche Beweise schob die Hitler-Regie¬ 
rung die Reichstagsbrandstiftung sofort den 
Kommunisten in die Schuhe und erklärte sie zum 
Signal für einen angeblich unmittelbar bevorste¬ 
henden kommunistischen Aufstand. So jedenfalls 
lautete die offizielle Rechtfertigung für die nur 
einen Tag später „zur Abwehr kommunistischer 
staatsgefährdender Gewaltakte“ erlassene „Ver¬ 
ordnung zum Schutz von Volk und Staat“, mit 
der die wesentlichen Grundrechte der Weimarer 
Verfassung - wie insbesondere die persönlichen 
Freiheitsrechte, das Recht der freien Meinungs¬ 
äußerung, die Pressefreiheit sowie die Versamm- 
lungs- und Organisationsfreiheit - über Nacht au¬ 
ßer Kraft gesetzt wurden. Bereits am Vortag war 
vom Kabinett die „Verordnung gegen Verrat am 
deutschen Volke und hochverräterische Umtrie¬ 
be“ verabschiedet worden. Die beiden „Brandver¬ 
ordnungen“ bildeten die legalistische Grundlage 
für die gesamte NS-Diktatur. 

Unter diesen Voraussetzungen und mittels der 
propagandistischen Ausschlachtung des Reichs¬ 
tagsbrandes, flankiert vom Terror der bereits Mit¬ 
te Februar zur Hilfspolizei ernannten SA und SS, 
war es der NSDAP und ihren deutsch-nationalen 
Verbündeten möglich, bei den Reichstagswahlen 
am 5. März 1933 eine knappe Mehrheit zu erlan¬ 
gen. Die Verfolgung von Andersdenkenden wurde 
daraufhin noch erheblich verschärft, und der tota¬ 
litäre Staat entstand: der KPD wurden ihre trotz 
des gegen sie gerichteten Terrors errungenen 81 
Reichstagsmandate aberkannt; die Länder wur¬ 
den mittels der Einsetzung von Reichskommissa¬ 
ren gleichgeschaltet. Am 23. März 1933 schließ¬ 
lich beschloß der Reichstag durch das „Ermäch¬ 
tigungsgesetz“ seine Selbstentmachtung. 

So unstrittig feststeht, dass die Nationalsozialis¬ 
ten vom Reichstagsbrand profitierten und ihn ge¬ 
schickt zur Errichtung ihrer Diktatur benutzten, 
so geteilt ist bis heute die Meinung bei der Frage 
nach den Tätern. 

Im Zuge der von der Hitler-Regierung general¬ 
stabsmäßig inszenierten Propaganda gegen den 
internationalen Kommunismus wurden der im 
Reichstagsgebäude festgenommene Marinus van 
der Lubbe und seine angeblichen Mittäter (da¬ 
runter der Komintern-Funktionär und spätere 
bulgarische Ministerpräsident Georgi Dimitroff 
sowie der Vorsitzende der KPD-Reichstagsfrakti- 
on Ernst Torgier) im Reichstagsbrandprozeß vor 
dem Leipziger Reichsgericht der gemeinschaftlich 
begangenen Brandstiftung und des Hochverrats 
angeklagt. 

In dem Verfahren, das von Anfang an einseitig 
verlief und in dem Gericht und Reichsanwalt¬ 
schaft kaum noch den Schein von Rechtsstaat¬ 
lichkeit wahrten, mussten die kommunistischen 
Angeklagten „mangels Beweisen“ freigesprochen 
werden. 

Eine Alleintäterschaft van der Lübbes schlos¬ 
sen die vom Gericht bestellten Sachverständigen 
aus, selbst die direkte Täterschaft des Holländers 
stellten sie in Frage. Dennoch wurde Marinus 
van der Lubbe am 23. Dezember 1933 als einzi¬ 
ger Brandstifter vom Leipziger Reichsgericht auf 
der Grundlage eines rückwirkend angewandten 
Gesetzes zum Tode verurteilt und am 10. Januar 
1934 unter der Guillotine hingerichtet. 

Am 6. Dezember 2007, beinahe 74 Jahre nach die¬ 
sem Justizmord, hob die Bundesanwaltschaft in 
Karlsruhe das Todesurteil gegen van der Lubbe 
überraschend „von Amts wegen“ 1 auf. Grundla¬ 
ge für diesen förmlichen Akt, den der Berliner 
Rechtsanwalt Reinhard Hillebrand angeregt ha¬ 
ben soll, war das Gesetz „zur Aufhebung national¬ 
sozialistischer Unrechtsurteile in der Strafrechts¬ 
pflege“ 2 vom 25. August 1998. 

Die Rechtsfolgen 

des Aufhebungsbeschlusses von 2007 

Die Aufhebung des Urteils gegen van der Lub¬ 
be begründete die Generalbundesanwaltschaft 
damit, dass es auf der Grundlage zweier NS-Un- 
rechtsvorschriften zur Durchsetzung der Nazi¬ 
herrschaft zustande gekommen war. Zum einen 
hatte das Hitlerkabinett am Tag nach der Fest¬ 
nahme van der Lübbes im brennenden Reichs¬ 





tagsgebäude die Notverordnung „zum Schutz von 
Volk und Staat“ („Reichstagsbrandverordnung“) 
erlassen. Sie legte in Paragraph 5 fest, dass eine 
Reihe von Verbrechen, darunter Hochverrat und 
Brandstiftung, die bis dahin mit lebenslangem 
Zuchthaus bedroht waren, fortan mit dem Tode 
zu bestrafen seien. Um van der Lubbe zum Tode 
verurteilen zu können, hatte die Hitlerregierung 
am 29. März 1933 ein weiteres Gesetz erlassen, das 
sogenannte Gesetz über die Verhängung und den 
Vollzug der Todesstrafe, auch „Lex 
van der Lubbe“ genannt, weil es 
ausschließlich auf den Hofländer 
zielte. Danach waren die Strafver¬ 
schärfungen aus der Reichstags¬ 
brandverordnung auch auf Taten 
anzuwenden, die zwischen dem 
30. Januar und dem 28. Februar 
1933 begangen worden waren. 

Die „Lex van der Lubbe“ war 
das erste Gesetz, das die Hitler¬ 
regierung nach den Regeln des 
„Ermächtigungsgesetzes“ vom 
23. März 1933 ohne Zustimmung 
des Reichstages erließ. Es verstieß 
gleich in zweifacher Hinsicht ge¬ 
gen rechtsstaatliche Prinzipien: 
einmal gegen das Rückwirkungs¬ 
verbot („nulla poena sine lege“), 
zum anderen gegen den Grund¬ 
satz, dass Gesetze allgemeingül¬ 
tig sein müssen. Dieses Gesetz je¬ 
doch zielte ausschließlich auf van 
der Lubbe. 

Mit der formalen Aufhebung des 
Todesurteils gegen Marinus van 
der Lubbe hat die höchste deut¬ 
sche Anklagebehörde die Akte 
Reichstagsbrand nach der über¬ 
einstimmenden Ansicht von Straf¬ 
rechtlern endgültig geschlossen. 

Dagegen wäre im Prinzip, so könn¬ 
te man meinen, nichts einzuwen¬ 
den, wurde auf diese Weise doch 
ein NS-Unrechtsurteil aus der 
Welt geschafft! Doch leider ist 
die Angelegenheit etwas kom¬ 
plizierter: Der Aufhebungsbe- 
Schluss bedeutet keineswegs 
einen rückwirkenden Frei- §»«§3, 

Spruch für Marinus van der 4,^ 

Lubbe. Es gilt nach wie vor 
das Urteil des Landgerichts 


Berlin vom 21. April 1967, 
nach dem van der Lubbe 
als Brandstifter postum 


zu 8 Jahren Zuchthaus ver¬ 
urteilt wurde. Gerade die Täterschaft 
van der Lübbes war aber im Reichstagsbrandpro¬ 
zeß keineswegs bewiesen worden. Zudem hatte 
der Prozeß in vielen Punkten gegen rechtsstaat¬ 
liche Standards verstoßen: Beweismittel waren 
manipuliert, Zeugen waren bestellt, genötigt und 
sogar aus Konzentrationslagern vorgeführt wor¬ 
den. Es bestand auch der begründete Verdacht, 
dass van der Lubbe, der während der Verhand¬ 
lung stark sediert wirkte, unter Drogen gesetzt 
worden war. 

2001 forderten die Autoren deshalb ein Wieder¬ 
aufnahmeverfahren sowie damit verbunden eine 
Exhumierung der Leiche van der Lübbes, die in 
Leipzig begraben liegt. Der Aufhebungsbeschluss 
nahm aber nun leider die Möglichkeit einer Ex¬ 
humierung, denn eine solche ist nur im Rahmen 
eines Strafverfahrens möglich. Ein Wiederauf¬ 
nahmeverfahren ist jedoch durch den Beschluss 
der Generalbundesanwaltschaft nach überein¬ 
stimmender Ansicht von Juristen ausgeschlossen. 

Die Frage nach den Tätern 

Ein Wiederaufnahmeverfahren des Reichstags¬ 
brandprozesses hätte unweigerlich zu neuen Er¬ 
mittlungen hinsichtlich der Täter geführt, und das 
wäre auch sinnvoll gewesen. 

Bereits 1933, kurz nach dem Reichstagsbrand, 
wurde im Ausland allgemein angenommen, dass 
die Nationalsozialisten, an der Spitze Göring, die 
Urheber der Brandstiftung seien. Bis 1949 zweifel¬ 
te außerhalb Deutschlands kaum jemand an die¬ 
ser Annahme, die allerdings nicht bewiesen war. 
Auch in Deutschland nahmen die Historiker bis in 
die 1950er Jahre allgemein an, dass die National¬ 
sozialisten selbst den Brand gelegt hatten. Diese 
Einschätzung änderte sich erst mit dem Erschei¬ 
nen einer Serie im „Spiegel“ 1959/60, in der ein 
bis dahin der Öffentlichkeit unbekannter Verfas¬ 
sungsschutzbeamter namens Fritz Tobias behaup¬ 
tete, zweifelsfrei beweisen zu können, dass van 
der Lubbe den Reichstag allein angezündet habe. 
Die NS-Machthaber seien von dem Ereignis völlig 
überrascht worden und hätten ehrlich an ein kom¬ 
munistisches Attentat geglaubt. Die bis dahin all¬ 
gemein vertretene Meinung einer NS-Täterschaft 


wies Tobias als kommunistische Propagandalüge 
zurück. Sein offen erklärtes Ziel war die Revision 
der seiner Ansicht nach von Kommunisten beein¬ 
flussten Geschichtsschreibung. 

Bezeichnend war, dass sich Tobias in seiner Dar¬ 
stellung einseitig auf voreingenommene Zeugen 
stützte, nämlich auf Kriminalbeamte der ehemals 
von Göring eingesetzten Reichstagsbrandkom¬ 
mission, die später im Dritten Reich Karriere 
machten und nach dem Krieg auch im Polizei- 





und Verwaltungs¬ 
apparat der Bundes¬ 
republik wieder Ver- 


etwa hieß, dass „ein blin¬ 
der Zufall, ein Irrtum eine 
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Revolution“ ausgelöst habe, 
und „aus dem zivilen Reichs¬ 
kanzler [...] damals für- 
wahr in einer Sternstunde der 
Menschheit im flammenlodern- 
Symbol des besiegten Weimarer 
Staates der machtberauschte, sendungsbewußte 
Diktator Adolf Hitler wurde“. Letztlich läuft diese 
Sicht der Geschichte darauf hinaus, dem National¬ 
sozialismus die Stringenz, den religiös-fanatischen 
Machtwillen und seinen führenden Protagonisten 
die langfristige Planung abzusprechen. Zugleich 
entlastet sie diejenigen politischen Kräfte, welche 
die Nazis an die Macht brachten und ihnen dann 
deren uneingeschränkte Ausübung ermöglichten. 
Während die offizielle bundesdeutsche Ge¬ 
schichtswissenschaft nach anfänglichem Wider¬ 
stand vor der Meinungsmacht des Hamburger 
Nachrichtenmagazins „Der Spiegel“ und einem 


\*J*“4*y* ut * 


Tobias gefälligen Gutachten des heute renom¬ 
mierten Historikers Hans Mommsen kapitulier¬ 
te, unternahm eine Gruppe von Wissenschaft¬ 
lern (u.a. als Sachverständiger Prof. Karl Stephan 
vom Thermodynamischen Institut der TU Berlin) 
unter Leitung des Schweizer Historikers Prof. 
Walther Hofer in den 1970er Jahren den Versuch, 
die Alleintäterlegende zu widerlegen. Heftige Re¬ 
aktionen und Fälschungsvorwürfe des „Spiegel“, 
dem sich bald auch die Hamburger Wochenzei¬ 
tung „Die Zeit“ anschloss, waren die Folge. 

Der interessierte Leser mag einwenden: Ist es 
nicht gleichgültig, ob die Nazis selbst den Brand 
gelegt, oder ob sie diesen nur geschickt für ihre 
Zwecke genutzt haben? Wozu der jahrzehnte¬ 
lange, bis heute währende erbitterte Streit? Sind 
nicht allein die politischen Folgen des Reichstags¬ 
brandes maßgebend? Dieser Einwand ist natür¬ 
lich berechtigt. Dennoch ist die Beantwortung der 
Frage nach den Tätern nicht gleichgültig. Für die 
historische Beurteilung der NS-Machtübernah- 
me ist es durchaus von Bedeutung, ob die Nazis 
den Reichstagsbrand selbst inszeniert haben, um 
damit einen Vorwand für die Ausschaltung ihrer 
politischen Gegner zu schaffen, oder ob sie nur 
auf die Zufallstat eines politischen Wirrkopfs re¬ 
agierten. Waren die politischen Folgen des Bran¬ 
des lediglich das Ergebnis von Zufall und Impro¬ 
visation? Oder waren sie das Resultat zielgerich¬ 
teter Planung? 

Hinter dieser Frage steht die viel weiterreichende- 
re nach dem Mechanismus der NS-Machterobe- 
rung. Es geht darum, das Exemplarische, Muster¬ 
hafte dieser politischen Provokation zu verstehen. 
Gerade der Reichstagsbrand und die Art und 
Weise, wie die Nazis ihn politisch ausgenutzt und 
funktionalisiert haben, um den permanenten Aus¬ 
nahmezustand zu legitimieren, widerlege die ra¬ 
tionalisierende Behauptung jener Mitläufer und 
Exkulpatoren, „man habe die Absichten der Nazis 
und ihre Art der systematischen Repression und 
Feinderklärung zu Beginn noch nicht erkennen 
können“, befand Dieter Deiseroth 2008. Darum 
sei „der Reichstagsbrand noch heute ein histori¬ 
scher Lernort“ 43 

Der Reichstagsbrand steht überdies in einer Reihe 
von NS-Provokationen (heute würde man sagen 
,,False-Flag“-Manövern), die über die „Reichs- 
kristallnacht“ vom November 1938 bis hin zu dem 
fingierten Überfall auf den Sender Gleiwitz im 
September 1939 reichen, mit dem der deutsche 
Überfall auf Polen begründet wurde. Die künst¬ 
liche Schaffung von Vorwänden für Krieg, Terror 
und die Suspendierung von Menschen- und Bür¬ 
gerrechten sind indes keine Besonderheit der Na¬ 
zis, sondern finden sich auch in jüngerer und selbst 
in jüngster Zeit. 

1 Pressemitteilung 2/2008 der Generalbundesanwalt¬ 
schaft 10.01.2008. 

2 „Gesetz zur Aufhebung nationalsozialistischer Un¬ 
rechtsurteile in der Strafrechtspflege vom 25. August 
1998 (BGBl. I S. 2501), geändert durch Artikel i des Ge¬ 
setzes vom 23. Juli 2002 (BGBl. I S. 2714)“. 

3 Deiseroth, Zitat 112. 

* Nachdruck mit freundlicher Genehmigung des 
PapyRossa-Verlages, Köln. 

Alexander Bahar, Wilfried Kugel, Der Reichtags¬ 
brand - Geschichte einer Provokation, PapyRossa- 
Verlag 2013,360 Seiten, 17,90 Euro 


Die Intention des vorliegenden Buches liegt nicht in der Darstellung eines „Historikerstreits“, sondern 
in einer möglichst präzisen Rekonstruktion der Reichstagsbrandstiftung, dem Dingfestmachen der 
Täter und einer Bewertung der politischen Folgen. Die Autoren haben bereits seit 1995 in einer Reihe 
von Aufsätzen und Beiträgen in Zeitungen und Fachzeitschriften darauf hingewiesen, dass eine Al¬ 
leintäterschaft van der Lübbes aus den verschiedensten Gründen auszuschließen ist und zahlreiche 
gewichtige Indizien für eine nationalsozialistische Brandstiftung sprechen. Sie stützen sich in ihrer 
Beweisführung weitgehend auf in öffentlichen Archiven lagernde, bisher nicht oder selten ausge¬ 
wertete Originaldokumente. Das Buch widerspricht dabei in vielen Punkten bisher veröffentlichten 
Forschungsberichten zum Reichstagsbrand, wobei die Autoren zugleich den Anspruch erheben, alle 
heute verfügbaren relevanten Quellen gründlich ausgewertet und insbesondere alle, auch neueren, 
naturwissenschaftlich-technischen Gutachten und Expertisen umfassend berücksichtigt zu haben. 
Die Rekonstruktion der Ereignisse ergab unter anderem, dass die Nationalsozialisten die Verhaf¬ 
tungsaktion in der Brandnacht bereits seit längerem vorbereitet hatten, dass Göring viel zu früh im 
brennenden Reichstagsgebäude erschien, was bedeutet, dass der damalige Reichstagspräsident und 
kommissarische Preußische Innenminister bereits vor Ausbruch des Brandes über diesen informiert 
gewesen sein muss. Wie eine Analyse von Görings Verlautbarungen nach dem Brand und seiner 
Aussagen vordem Leipziger Reichsgericht zeigt, verfügte der damalige zweite Mann in der NS-Hier- 
archie offenbar überein umfassendes „Täterwissen“. Weiterhin sind, wie sich ebenfalls nachweisen 
läßt, eine Reihe von wichtigen, die Nationalsozialisten mutmaßlich schwer belastende Dokumente 
bereits während der Nazizeit verschwunden, so insbesondere das Aussageprotokoll des Adolf Rail 
mit detaillierten Angaben über ein SA-Sonderkommando zur Brandstiftung sowie der unmittelbar 
nach dem Brand verfasste „Bericht der Berliner Feuerwehr“. Die Autoren konnten 2001 nach jahrelan¬ 
ger Arbeit eine umfängliche Indizienkette vorlegen und schließlich in dem „politischen Kriminalfall 
Reichstagsbrand“ die Täter benennen. 

Mit der vorliegenden Dokumentation legen die Autoren eine gekürzte, fehlerbereinigte, aber auch 
nach dem neuesten Forschungsstand aktualisierte Neufassung ihrer Dokumentation von 2001 vor. 
Sie hoffen, mit der kompakteren Darstellung der historischen Originalquellen einer breiteren Öffent¬ 
lichkeit den Zugang zum Thema Reichstagsbrand leichter zu machen. 
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Das Sternbild des Krans 

Zum 40. Todestag Brigitte Reimanns am 20. Februar 2013 


A m 20. Februar 2013 versammel¬ 
ten sich Freunde und Bekannte, 
Leser und Bewunderer am Gra¬ 
be Brigitte Reimanns in Oranienbaum. 
Die bedeutende Schriftstellerin ist 
1973, nicht einmal vierzigjährig, in Ber¬ 
lin gestorben, wurde zunächst in Burg 
bei Magdeburg beigesetzt und 1991 in 
die Grabstätte ihrer Eltern umgebet¬ 
tet. Man gedachte einer Autorin, die 
frühvollendet schien, sich in ein Leben 
mit Schönheiten und Widersprüchen 
stürzte, es mit allen Freu¬ 
den und Ängsten lebte und 
jung starb, ein unvollende¬ 
tes Werk hinterlassend. 

Das Gedenken am Grab 
war der Auftakt zu einem 
Brigitte-Reimann-Jahr, 
das 2013 in Burg bei Mag¬ 
deburg stattfindet. Vorge¬ 
sehen sind Lesungen und 
Filme, Ausstellungen und 
Kolloquien; am Ende die¬ 
ses Jahres stehen die Ver¬ 
leihung des Brigitte-Rei- 
mann-Kulturpreises und 
eine Anthologie „Ich ster¬ 
be, wenn ich nicht schrei¬ 
be“. Schon vor Jahren 
hatte das Literaturzent¬ 
rum Neubrandenburg der 
Schriftstellerin gedacht, 
die wie kaum eine andere 
die Besonderheit des lite¬ 
rarischen Schaffens in der 
DDR repräsentiert: Ein 
Schaffen zwischen Förde¬ 
rung und Schwierigkeit, 
Problembewusstsein und 
Lösungssuche. 

Brigitte Reimann gab mit 
ihrer Erzählung „Ankunft 
im Alltag“ (1961) einem li¬ 
terarischen Abschnitt der 
jungen sozialistischen Literatur in der 
DDR einen zentralen Begriff; es war 
eine Literatur, die auch von Christa 
Wolf, Hermann Kant und Erik Neutsch 
geschrieben wurde, eine Literatur, die 
sich bisher unbekannten moralischen 
Fragen, weltanschaulichen Widersprü¬ 
chen und gleichermaßen Glück und 
Leid in einem neuartigen gesellschaft¬ 
lichen Prozess widmete. Brigitte Rei¬ 
mann zog diesem Alltag, diesem Pro¬ 
zess immer hinterher, nach Hoyers¬ 


werda zu Braunkohle und Neubauten, 
nach Neubrandenburg. Sie gehört mit 
ihrem Werk im besten Sinne des Wor¬ 
tes zum Bitterfelder Weg. Von der „An¬ 
kunft im Alltag“ bis zum Fragment ge¬ 
bliebenen Roman „Franziska Linker¬ 
hand“ suchte sie die Menschen an ihren 
Arbeitsstellen auf, in ihren Wohnun¬ 
gen. Neubaustädte und Großbetriebe, 
mit Kränen vollgestellte Landschaften 
und die Herrschaft des Betons waren 
ihre Themen; sie konzentrierten sich 


in ihrem Begriff von der „sozialisti¬ 
schen Wohnstadt“, die ein großes Ziel 
war und in vielen Fällen klein geriet 
und in der ethische und künstlerische 
Werte entwickelt werden sollten. Mög¬ 
lichkeiten und Mittel gaben nichts an¬ 
deres als reduzierte Ideale her. „Fran¬ 
ziska Linkerhand“ spielt 1962 in der 
Blütezeit der Bitterfelder Ideen. Die 
Mängel der neuen Stadt bestehen dar¬ 
in, dass sie zwar Wohn- und Schlafstät¬ 
te bietet, nicht aber Ausdruck einer 


menschlichen Gemeinschaft ist. Fran¬ 
ziska Linkerhand bemüht sich deshalb 
unermüdlich um einen Jugendclub, 
will Hoffnungen vermitteln und Wi¬ 
derstände beseitigen. Utopie und Rea¬ 
lität stoßen zerstörerisch aufeinander. 
Bis in die letzten Tage ihrer tödlichen 
Krankheit hat sich Brigitte Reimann 
mit diesem Konflikt ihres Romans be¬ 
schäftigt. Letztlich war es dieser Kon¬ 
flikt, den Brigitte Reimann seit 1963 
öffentlich machte und der sie 1968 von 


Hoyerswerda nach Neubrandenburg 
trieb. Der Konflikt zwischen Entwurf 
und Wirklichkeit einer Neubaustadt ist 
neben einer Liebesgeschichte zwischen 
Franziska und Ben konstituierend für 
den Roman. 

Brigitte Reimann hatte zu Beginn der 
Zeit in Hoyerswerda intensive und gute 
Beziehungen zu einem Zirkel schrei¬ 
bender Arbeiter und zu Brigaden. Die 
Betreuung des Zirkels war nicht, wie 
Margret Gottlieb in ihrer fragwürdi¬ 


gen und ahnungslosen Reimann-Bio- 
grafie meint, die „Gegenleistung für 
ihr Gehalt“; es war auch nicht nur „Ge¬ 
schwätz“, was zwischen der Reimann 
und der Klubleitung stattfand. Aber 
wer Bitterfeld als „Ort zwischen Hoy¬ 
erswerda und Spremberg“ beschreibt, 
von dem ist nichts anderes zu erwarten. 
Brigitte Reimann und ihr zweiter Ehe¬ 
mann Siegfried Pitschmann gingen den 
„Bitterfelder Weg“ bewusst; er führte 
sie nach Hoyerswerda. Für Brigitte 
Reimann bedeutete das 
auch, ihre Spontaneität in 
einer widersprüchlichen 
Umgebung ausleben zu 
können. Enttäuschungen 
und Höhepunkte, eupho¬ 
rische Übertreibungen 
und schmerzliche Zusam¬ 
menbrüche standen ne¬ 
beneinander, bedingten 
sich und machten Brigit¬ 
te Reimanns besonderes 
Leben aus. Die wegen der 
gigantischen Produktions¬ 
anlagen völlig neu organi¬ 
sierte Landschaft um Ho¬ 
yerswerda erschien dafür 
der geeignete Ort. Pitsch¬ 
mann und sie ahnten, was 
sie erwartete und wohin 
sie kamen. Wer Brigit¬ 
te Reimann gut kannte, 
kannte die Bedeutung 
des Aufenthaltes in Ho¬ 
yerswerda: Ihre Freun¬ 
de und Schriftstellerkol¬ 
legen wussten, dass es 
Brigitte Reimann in die 
Zentren der Produktion 
drängte, dass sie die Men¬ 
schen bei der Arbeit auf¬ 
suchte und selbst mitarbei- 
ten wollte. So verstand sie 
auch ihre Tätigkeit im Zirkel schrei¬ 
bender Arbeiter. Siegfried Pitschmann 
beschrieb seine Frau in Hoyerswer¬ 
da so, ihren Titel von der Ankunft im 
Alltag dabei variierend: „....sie fing 
einfach an, anzukommen. Alltag zum 
Beispiel, ganz normal, zwischen dicken 
Kondensatrohren, Stahlflaschen und 
den groben, gutmütigen Zurufen der 
Schweißer, zwischen denen sie umher¬ 
stolperte, unbehilflich ohne Brille, als 
Gast, als Freund, als Kumpel, der sich 


langsam auskennt.“ Die Landschaft in 
der Lausitz war in einem Aufbruch in 
die Urbanisierung und Technisierung, 
die dorthin verschlagenen Menschen 
in geringerer friedfertiger Verfassung 
wie sonst im Land, vergleichbar der Si¬ 
tuation der Wismut zehn Jahre früher 
in Erzgebirge und Vogtland, über die 
Werner Bräunig seinen ebenfalls Frag¬ 
ment gebliebenen Roman „Rummel¬ 
platz“ geschrieben hat, der dem Roman 
„Franziska Linkerhand“ vergleichbar, 
in vielem sehr ähnlich ist. 

Der Zirkel schreibender Arbeiter des 
VEB „Schwarze Pumpe“ in Hoyers¬ 
werda wurde für Brigitte Reimann 
wichtig: Dort lernte sie das Zirkelmit¬ 
glied Hans K. kennen, der zum Ben im 
Roman „Franziska Linkerhand“ wurde. 
Für seinen komplizierten und mehrfach 
gebrochenen Lebenslauf gab es unter 
schreibenden Arbeitern mehr Paralle¬ 
len als sonst. Es war nicht selten, dass 
Menschen, die in Konflikt mit der Ge¬ 
sellschaft geraten waren oder auf ihre 
Fragen keine befriedigenden Antwor¬ 
ten bekamen, in die Zirkel kamen, um 
dort eine geistige Heimat zu finden. 
Der Zirkel, Anfang Februar 1960 ge¬ 
gründet, wurde für die literarische Ent¬ 
wicklung der Schriftstellerin wichtig. 
Die Arbeit an der Erzählung „Ankunft 
im Alltag“ verband sich unmittelbar 
mit Zirkel und Brigade. Die Reimann 
wollte beide erleben, um ihre literari¬ 
schen Figuren führen zu können. Mit 
diesem Konzept lebte sie, immer auf 
der Suche nach Neuem, oft spontan 
entscheidend, mit diesem Konzept 
schrieb sie und hinterließ ein Werk, das 
im Umfang nicht groß ist, aber das in 
seinen Ansprüchen nach einer Leser¬ 
schaft suchte, die sich erst bildete und 
nicht entmutigen ließ. Deshalb bewah¬ 
ren ihren Werke, besonders „Franziska 
Linkerhand“, bis heute sowohl die Ent¬ 
würfe als auch die reduzierte Verwirk¬ 
lichung. Bei Brigade und Zirkel fühlte 
sich Brigitte Reimann wohl, erkannte 
sie doch dort „eine längst nicht ausge¬ 
schöpfte Kraft“. Diese Kraft steckt in 
ihren Werken und kann immer wieder 
begeistern. Das Brigitte-Reimann-Jahr 
in Burg gibt zusätzliche Gelegenheit, 
sich mit ihrem Werk zu beschäftigen. 

Rüdiger Bernhardt 



Brigitte Reimann 


„Zum Abreagieren sentimentaler Stimmungen“ 

Hanns Eislers Briefe an vier Frauen, szenisch-musikalisch aus Zürich zugestellt 


Vier Berliner Februar-Abende „Von 
Hollywood nach Pankow - Hanns Eis¬ 
ler und die Frauen“ waren Zugnum¬ 
mern im Friedrichshainer Clavier-Ca- 
binett und in der Schwartzschen Villa 
Steglitz. Christoph Keller, internatio¬ 
nal geschätzter Eisler-Pianist und lang¬ 
jähriger Musikproduzent des Schwei¬ 
zer Radios, rückte nach der ersten 
Auftrittsserie im Zürcher „Cabaret 
Voltaire“ mit sängerdarstellerischem 
Trio und einem Instrumentalisten den 
„unbekannten“ Eisler ins Rampen¬ 
licht. Musikauswahl und Szene ranken 
sich um private Eisler-Briefe aus den 
1940er und 1950er Jahren, die Keller 
zusammen mit Maren Köster aus der 
bei Breitkopf und Härtel erscheinen¬ 
den Hanns-Eisler-Gesamtausgabe zu¬ 
sammenstellte. Die klingenden Zutaten 
stammen aus reflexiven Exil-Werken 
„für die Schublade“, vom elegischen 
„Hollywood-Liederbuch“ und der 
meisterhaften 3. Klaviersonate bis zur 
„Römischen Kantate“, Dänemark 1937. 
Für das erste DDR-Jahrzehnt steht 
nicht das populäre Brechtlieder-Reper¬ 
toire, wie es Ernst Busch, Irmgard Ar¬ 
nold oder Gisela May direkt mit Eisler 
erarbeiteten, sondern der scharf ausge¬ 
stellte Kontrast zwischen Eislers kurz¬ 
lebigen Radio-Tagesliedern und sei¬ 
nem Credo in den „Ernsten Gesängen“. 
Als Eisler brillierte der singende 
Schauspieler Helmut Vogel mit Wie¬ 
ner Charme und Dialekt im Focus kri¬ 
tisch-nachsichtiger Frauen (in den Rol¬ 
len Graziella Rossi, Anna von Schrot¬ 
tenberg). 


Lotta - Hedi - Lou - Steffy. Frauen in 
Hanns Eislers drei Ehen, oder - Hed¬ 
wig Gutmann - aus zeitweiliger Part¬ 
nerschaft während der Kampfmu¬ 
sikzeit in Berlin. Jede von ihnen teil¬ 
te die festen Überzeugungen, meist 
auch die Ruhelosigkeit des geschei¬ 
ten Marxisten, streitbaren Komponis¬ 
ten, sanften Skeptikers. Sie begleiteten 
unterschiedliche Lebens- und Schaf¬ 
fensperioden: die Wiener Jugend im 
Schönberg-Kreis eingangs der zwanzi¬ 
ger Jahre (Charlotte geb. Demant), die 
produktive, exilerprobte Autorenge¬ 
meinschaft mit Brecht und Eislers Ar¬ 
beit am originären Filmmusikprojekt 
in den USA (Louise Anna geb. Gosz- 
tonyi von Abalechota), die spät be¬ 
ginnende Weitergabe von kollektivem 
und eigenständigem künstlerisch-äs¬ 
thetischem Vermächtnis in der DDR, 
am Lebensende 1958-1962 (Stephanie 
geb. Peschei). 

Der Kampf gegen Faschismus und 
Krieg verschlug sie alle an jeweils 
wechselnde, weit auseinanderliegen¬ 
de Orte in der Welt. Steffy, die Jüngste 
(Jahrgang 1919), wurde mit ihrem ers¬ 
ten Mann Otto Wolf sogar in der fran¬ 
zösischen Resistance aktiv. Lotta, die 
Älteste (geb. 1894) war 1934 mit dem 
gemeinsamen Sohn Georg vor den Aus- 
trofaschisten nach Bratislava emigriert, 
half anderen politischen Flüchtlingen, 
bevor ihr Moskau 1937/38 befristeten 
Aufenthalt gewährte. Aus London, wo¬ 
hin sie dann über Prag floh, schrieb sie 
Hanns am 15. Mai 1938 nach Svend- 
borg: „Hedi ist jetzt dort (in Moskau) 


sehr einsam, schreibt ihr nicht, bevor 
sie nicht selbst geschrieben hat.“ Hed¬ 
wig war nach einem gemeinsamen Ar¬ 
beitsaufenthalt mit Hanns (1932) ein¬ 
gebürgert. 

Sie arbeitete beim deutschsprachigen 
Dienst von Radio Moskau, ab 1934 
beim Marx-Engels-Institut mit, war 
Deutschlehrerin und geriet aufgrund 
von Verdächtigungen in stalinistische 
Massenrepressalien. Im Mai 1941, nur 
Tage vor ihrer Verhaftung am 23. Juni, 
traf auch Brecht Hedi in Moskau und 
signalisierte Eisler auf der Weiterrei¬ 
se ins USA-Exil: „Sie arbeitet schwer.“ 
Dass Hedi 14 Gulag-Jahre in Sibirien 
überlebte, erfuhren Eisler und Brecht 
1955 in Berlin. Eisler unternahm so¬ 
fort Schritte, um ihr die Rückkehr nach 
Pankow zu ermöglichen. Dort pflegten 
seine Frau Steffy und Hedi bald enge 
Freundschaft. 

Es heißt, Lous prägender Einfluß auf 
Eisler sei dem von Brecht oder Schön¬ 
berg nahegekommen. Die Publizis¬ 
tin war mit Eisler in zweiter Ehe von 
1937 bis 1955 verheiratet und lebte, 
die entscheidenden Exiljahre einge¬ 
schlossen, am längsten mit ihm zusam¬ 
men. Ab 1933 blieb sie an Eislers Seite, 
quer durch Europa, von der Ost- an die 
Westküste der USA, erledigte als des¬ 
sen (fremdsprachige) Sekretärin Korre¬ 
spondenzen, assistierte, lektorierte und 
organisierte. Schließlich durchlebte sie 
mit Eisler den dramatischen Kampf 
und die Solidarität gegen seine Aus¬ 
weisung aus den USA, ergangen 1948 
unter McCarthy. 


New York, Sommer 1942. Sichtlich ge¬ 
nervt in einer Warteposition auf Ab¬ 
ruf, erwartet Lou beinahe täglich hoff- 
nungs- und womöglich liebevolle Zei¬ 
len von Hanns dem Quartiermacher 
im kalifornischen „Paradies“. Der lässt 
sich nur vage über Langweiler aus, er¬ 
spart ihr, wie chancenlos vorerst der 
broterwerbssichernde Einstieg in die 
Filmbranche beim täglichen nutzlo¬ 
sen „Klinkenputzen“ erscheint. In die¬ 
ser Situation geraten ihm die von Lou 
geforderten Liebesbriefe karg, nüch¬ 
tern - oder gar nicht. Im abgewandel¬ 
ten Schiller-Zitat wünscht er sich ein¬ 
mal „Unter Larven die fühlende Brust“, 
in einem absurden Spiegelkabinett also 
die Nähe seiner „Katze“: das Äußerste 
eines abverlangten Zu-Geständnisses. 
Auch als Komponist wollte Eisler 
nichts schreiben, was individuell nur ei¬ 
nen begrenzten Sinn hat oder sich pa¬ 
thetisch gibt. Die „Kleine Musik zum 
Abreagieren sentimentaler Stimmun¬ 
gen“, die der Hanns 1930 seiner Hedi 
widmete, kündigte Christoph Keller 
witzig im Agitprop-Stil an, trug aber 
ernsthaftem Ausdruck Rechnung. Tat¬ 
sächlich sah sich Eisler stets als Boten, 
der im Auftrag der Arbeiterbewegung 
etwas Nützliches abzuliefern habe. Er 
hoffte schon deswegen auf einen gesell¬ 
schaftlichen Sieg der Vernunft über die 
in Europa vorherrschende faschistische 
Demagogie, über die in Klischees ge¬ 
ronnene Musik-Sentimentalität der 
Hollywoodstudios, damit es vom äs¬ 
thetischen, gefühlsbereinigten Kultur¬ 
verständnis der neuen, aufsteigenden 


Klasse aus eines Tages wieder mög¬ 
lich werde, „angewandte“ und zugleich 
kunstvolle Musik zu machen. 

Öfter als die Schuhe die Länder wech¬ 
selnd: Geradezu leitmotivisch hatte der 
Abend mit zwei Versionen von Brecht/ 
Eislers Bitte um Nachsicht „An die 
Nachgeborenen“ begonnen. Die schön- 
bergisch geschärfte Erstvertonung aus 
dem Exiljahr 1937 hat gegenüber der 
volkstümlicheren Fassung für Ernst 
Busch von 1955 den haftenden Reiz 
des scheinbar „Neuen“. In übergrei¬ 
fenden Programmblöcken machte es 
Sinn, dass die gleiche Sängerin Anna 
von Schrottenberg Eislers „Botenauf¬ 
trag“ zur „Botschaft“ hin weiterführte. 
Die ebenfalls 1937 entstandene „Römi¬ 
sche Kantate“ nach Ignazio Silone, die 
semantisch auch als „Moskauer Kan¬ 
tate“ gehört werden kann, thematisiert 
die um sich greifende fanatische Will¬ 
kür gegen „Volksfeinde“ und erklärt 
sie aus einer pathologischen Angst he¬ 
raus. Mit dem Ethos eines verheißenen 
künftigen Glücks, nämlich „leben ohne 
Angst zu haben“, angefüllt mit Hoff¬ 
nungen nach dem „XX. Parteitag“, setz¬ 
te sich Eisler 1962 im letzten vollende¬ 
ten Hauptwerk, den „Ernsten Gesän¬ 
gen“, auseinander. Oft erinnerte seine 
Frau Steffy, der er diese vier Orchester¬ 
lieder widmete, an die im Opus nieder¬ 
gelegte Lebensbilanz, den Hölderlin- 
Gesang „Komm ins Offene Freund“: 
„Möge der Zimmermann vom Gipfel 
des Daches den Spruch tun,/Wir, so gut 
es gelang, haben das Unsre getan.“ 

Hilmar Franz 
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Ausstieg aus der „Energiewende“ 

Die Renaissance der fossilen Energieträger 



Typisches Auffangbecken für hochbelastete Fracking-Rückstände in den USA. 


I n der Strategie der Industrie- und 
Energiekonzerne der imperialisti¬ 
schen Staaten wird derzeit ein neu¬ 
es Kapitel aufgeschlagen, das weitrei¬ 
chende Folgen für die gesamte energe¬ 
tische Basis der hochindustrialisierten 
Länder - mit enormen strategischen 
Konsequenzen - haben wird. 

Zum einen hat der weltweit durch die 
Krise vorübergehend etwas abgebrems¬ 
te Energiekonsum längst wieder ange¬ 
zogen. Der Welt verbrauch von Energie 
war 2009 infolge der globalen Rezessi¬ 
on zum ersten Mal seit 1982 gesunken 
(-1,1 Prozent). Der Primärenergiever¬ 
brauch stieg infolge der wieder ange¬ 
sprungenen Weltkonjunktur nach An¬ 
gaben von British Petrol schon im Jahr 
2010 um 5,6 Prozent auf 12 002,4 Mio. 
Tonnen Öleinheiten an. Das war deut¬ 
lich stärker als während der Periode 
2005-08 (2008: 1,7 Prozent, 2007 und 
2006: je 2,4 Prozent, 2005:3,2 Prozent). 
Der Verbrauchszuwachs wurde dabei 
zu 93 Prozent durch Nicht-OECD- 
Staaten getragen (vor allem VR China 
und Indien), während der Energiebe¬ 
darf der OECD-Länder durch die Ent¬ 
koppelung von Wirtschaftswachstum 
und Energieverbrauch bis zum Jahr 
2035 nur sehr langsam steigt. 

Die VR China hat die USA 2010 als 
größten Energieverbraucher abgelöst. 
Der Zuwachs betrug zwischen 2000-10 
fast 134 Prozent und war damit doppelt 
so stark wie in der vorhergehenden De¬ 
kade. In den USA erreichte der Ener¬ 
gieverbrauch 2010 dagegen ein nied¬ 
rigeres Niveau als im Jahr 2000. Beim 
Pro-Kopf-Verbrauch lagen die USA 
2010 mit 7,31 Öleinheiten jedoch deut¬ 
lich vor der VR China, die mit 1,81 erst¬ 
mals über dem Weltdurchschnitt von 
1,7 t Öleinheiten lag. 

Unter Berücksichtigung aller geplan¬ 
ten relevanten Energiemaßnahmen 
kam die Internationale Energie-Agen- 
tur (IEA) 2011 in ihrem „Szenario der 
neuen energiepolitischen Maßnah¬ 
men“ zu dem Schluss, dass der globa¬ 
le Primärenergieverbrauch zwischen 
2008 und 2035 um 1,2 Prozent pro Jahr 
zunehmen (Durchschnitt der vorange¬ 
gangenen 27 Jahre: 2,2 %) und bis 2035 
mit 16 700 Mio. Tonnen Öleinheiten um 
36 Prozent über dem Niveau von 2008 
hegen werde. (Alle Angaben nach Fi¬ 
scher Weltalmanach 2012). 

Doch diese Prognosen sind mittler¬ 
weile weit überholt, denn die gesamte 
Energiestruktur steht vor einer neuen 
„Revolution.“ 

Eine neue 

Energie-„Revolution“ 

Wir stehen inmitten oder unmittelbar 
vor einer gigantischen Umstrukturie¬ 
rung der energetischen Basis, der von 
einer weltweiten Renaissance der fos¬ 
silen Energieträger geprägt ist. 

Schien bis vor kurzer Zeit die Zu¬ 
kunft den „alternativen Energien“ zu 
gehören und war der Ausstieg aus der 
„fossilen Energie“ aber auch aus der 
Atomenergie das Markenzeichen für 
eine vom technologischen Fortschritt 
zeugenden „modernen“ Energiebasis 
in den hochindustralisierten kapitalisti¬ 
schen Staaten, so scheint sich das Blatt 
wieder zu wenden. 

Das ist der eigentliche Hintergrund 
dafür, dass in der BRD mittlerweile 
die vor zwei Jahren feierlich erklärte 
„Energiewende“ gerade zur Makulatur 
wird. Durch die vor allem in den USA 
und in Kanada weit vorangetriebenen 
Pläne und in ersten Großprojekten be¬ 
reits realisierte Methode des umwelt- 
feindlichen „Fracking“ zur Ausbeutung 
der bislang ungenutzten gigantischen in 
Schiefer eingeschlossenen Gasvorräte 
erhöht sich das Gewicht von Gas und 
Öl in rasantem Tempo. 

Von einem „neuen Goldrausch“ in den 
USA, der durch das „Zauberwort Fra¬ 
cking“ ausgelöst worden sei und vor 
dem alle umwehzerstörenden und ge¬ 
sundheitlich riskanten Folgen verblas¬ 
sen, ist die Rede. Die Parole von der 
„Energieunabhängigkeit“, von den als 
„unsicher“ eingeschätzten großen ara¬ 
bischen Lieferstaaten oder Venezuela 
scheint dort alle Gesundheits- und Um¬ 


wehbedenken niederwalzen zu können. 
Die in Schiefer gebundenen Gasvorrä¬ 
te der USA sollen sogar die riesigen 
russischen Gasreserven übertreffen. 
Die USA könnten weltweit der „Gas¬ 
produzent Nr. 1“ werden, so wird in 
den Konzernetagen - und militärischen 
Planungszentren geschwärmt. Nimmt 
man noch die riesigen Ölvorräte Alas¬ 
kas oder die in kanadischen Ölsänden 
gebundenen Vorräte - allein in der Pro¬ 
vinz Alberta werden 1,8 Billionen Bar¬ 
rel Öl vermutet; wobei für 1 Barrel Öl, 
das sind ca. 160 Liter, etwa 4 Tonnen 
Ölsand bewegt werden müssen - hinzu, 
so erlebt Nordamerika eine regelrechte 
„Renaissance“ der fossilen Energieträ¬ 
ger. Doch das ist erst der Beginn. 

Fidel Castro hatte vor einigen Monaten 
in einer seiner „Reflexionen“ vor zwei 
schicksalshaften Gefahren für die Gat¬ 
tung Mensch gewarnt: den Krieg und 
die Folgen des Klimawandels. In die¬ 
sem Zusammenhang betonte er auch 
die unabsehbaren Risiken des „Fra¬ 
cking.“ „Die britische Gruppe BP hat 
berichtet..., dass „die nachgewiesenen 
Vorräte an konventionellem oder tradi¬ 
tionellem Gas des Planeten insgesamt 
6 608 Billionen (Million Millionen) 
Kubikfuß betragen, zirka 187 Billio¬ 
nen Kubikmeter, [...] und die größten 
Reservoire befinden sich in Russland 
(1 580 TCF - (= Trillion Cubic Feet), 
Iran (1 045), Katar (894), und Saudi- 
Arabien und Turkmenistan, mit je 283 
TCF.“ 

Ob der Daten kann einen der Schwin¬ 
del befallen. Castro verwies auf eine im 
April 2011 veröffentlichte Studie der 
EIA, das ist eine US-Regierungsagen- 
tur für Energie. Diese hatte praktisch 
dasselbe Volumen (6 620 TCF oder 
187,4 Billionen Kubikmeter) von rück¬ 
gewinnbarem Shale Gas (Schiefergas) 
in knapp 32 Ländern vorgefunden und 
die Riesen sind: China (1 275 TCF), 
Vereinigte Staaten (862), Argentinien 
(774), Mexiko (681), Südafrika (485) 
und Australien (396 TCF). 

Argentinien und Mexiko verfügen also 
über fast so große Vorräte wie die Ver¬ 
einigten Staaten. China besitzt mit den 
größten Vorkommen fast das Doppelte 
an deren Vorräten und 40 Prozent mehr 
als die Vereinigten Staaten. (Vgl. Refle¬ 
xionen des Genossen Fidel, „ So wird in 
den Abgrund gerannt“ Granma Inter¬ 
national 9. Januar 2012) 

Geostrategische Konsequenzen 

Die bisher von ausländischen Liefe¬ 
ranten abhängigen Länder würden 
von Gasimporten unabhängig - dar¬ 
unter auch die deutschen Anliegerstaa¬ 
ten Frankreich und Polen, die bislang 
98 bzw. 64 Prozent des von ihnen ver¬ 
brauchten Gases importieren, und die 
jeweils einen Vorrat an Schiefergestein 
oder Tonschiefer von über 180 TCF be¬ 


sitzen. Es geht also um viel, viel mehr 
als nur um einen Wechsel in der künf¬ 
tigen Energiestruktur. 

Zum einen verschieben sich noch ein¬ 
mal die Gewichte zwischen den tradi¬ 
tionellen „harten“ und den „sanften“ 
Energien. Die Erschließung immer 
neuer umweltriskanter Öl- und Gasvor¬ 
räte - und nicht etwa die Debatte um 
die Senkung oder Erhöhung der „Zu¬ 
schüsse“ für die nicht-fossilen Energie¬ 
träger - wird deren Entwicklung und 
Ausbau künftig weltweit bestimmen. 
Die „WELT“ vom 18. 02. 13 schreibt 
gerade zu triumphierend „Billiges Gas 
bremst die Energie wende aus.“ Auch in 
Europa und in den Konzernzentralen 
Europas hat sich der neue Gasboom 
längst herumgesprochen. 

Der Präsident des französischen Ener¬ 
giekonzerns „Total“, Christoph de Mar- 
gerie, geriet ob der neuen Zukunftsaus¬ 
sichten der „Fossilen“ regelrecht ins 
Schwärmen. „Der ,Peak OiT, der Zeit¬ 
punkt von dem an die Produktion zu¬ 
rückgeht, weil das Maximum der För¬ 
derung erreicht ist, ist ein Begriff der 
Vergangenheit. Ich habe ihn früher 
selbst verteidigt. Aber jetzt können Sie 


den Begriff einfach aus Ihrem Vokabu¬ 
lar streichen.“ Das erklärte er in einem 
großen Interview am 4. Februar in der 
„Süddeutschen Zeitung“. 

Und das Springer-Blatt „WELT“ ließ in 
einer Analyse eines ihres bekannteren 
Kommentators, Michel Stürmer, sogar 
eine Art neues Zeitalter ausrufen. Das 


dabei gezeichnete weltpolitische Sze¬ 
nario mag man auf den ersten Blick als 
übertrieben ansehen. Aber bei genau¬ 
erer Betrachtung hat das Ganze sehr 
handfeste Grundlagen. 

Unter der Überschrift „Schicksals¬ 
macht Energie“ schreibt Stürmer: 
„Damit entsteht nicht nur erstmals 
ein Weltmarkt für Erdgas; unabhän¬ 
gig von Rohrleitungen, sondern es 
wird auch die traditionelle Bindung 
des Erdgaspreises an das Erdöl aufge¬ 
hoben.“ Damit bekomme die weltwei¬ 
te Konjunktur einen enormen Schub, 
„der die Nachwirkungen der globalen 
Krise überwinden hilft und auch der 
gemeinsamen Währung der Europäer 
Auftrieb gibt“. 

Hauptgewinner würden die USA sein. 
„Die gesicherten Vorräte sollen für ein 
Jahrhundert ausreichen. Es wird auch 
nicht mehr lange dauern, dann werden 
die USA zum Exporteur für Energie. 
Ihr Blick auf den Globus wird sich 
gleichzeitig ändern. Jene Erdölallianz, 
die seit einem Dreivierteljahrhundert 
die Amerikaner mit dem Persischen 
Golf verband, zum Guten wie zum Bö¬ 
sen wird weniger zwingend sein. Ame¬ 


rika gewinnt an weltpolitischer Hand¬ 
lungsfreiheit, schon heute zu besichti¬ 
gen am Persischen Golf...“ 

Während Russland zu den Verlierern 
zähle, werde China dank der weltweit 
größten Schiefergasvorräte womög¬ 
lich angesichts des neuen Reichtums 
zu „Experimenten in Machtpolitik“ 


verführt, „die den Erdkreis erschüt¬ 
tern.“ („WELT“ vom 14.2.13, S. 3). Es 
ist dringend nötig, dass auch Marxisten 
und Kommunisten diese Konsequen¬ 
zen analysieren. 

Zerstörte Umwelt, Gefahr 
für Mensch und Tier 

Eins ist aber schon jetzt klar: mit die¬ 
ser Technologie nehmen die Belastun¬ 
gen und die Risiken für das Leben auf 
diesem Planeten enorm zu. Um das 
Gas aus dem Tonschiefer zu gewin¬ 
nen wird mit hohem Druck eine große 
Wassermenge gemischt mit Sand und 
chemischen Zusatzmitteln in die gas¬ 
führenden Schichten geschossen. Die 
Erdkruste wird regelrecht bombardiert. 
Unter den zahlreichen chemischen 
Substanzen, die zur Gewinnung dieses 
Gases gemeinsam mit dem Wasser ein¬ 
gespritzt werden, befinden sich Benzol 
und Toluol, die in hohem Grade krebs¬ 
erregend sind. 

Aber erst Ende 2014 will die oberste 
US-Umweltbehörde, die „Environ¬ 
mental Protection Agency“, eine Studie 
zu den Gefahren des „Fracking“ vor¬ 
legen. Dabei soll aber nur ein Aspekt 
thematisiert werden: die Auswirkungen 
auf die Wasserversorgung. Bisher for¬ 
miert sich der Widerstand nur auf lo¬ 
kaler Ebene. 

„Dass Frankreich das hydraulische 
Aufbrechen von Felsschichten zur 
Gasförderung als erste Nation verbo¬ 
ten hat, lässt Amerika naturgemäß kalt 
und könnte sie gar zum Gegenteil ins¬ 
pirieren.“ So lautet das resignative Fa¬ 
zit eines ungewöhnlich kritischen Bei¬ 
trags in der „Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung“. 

Eine Kommission aus CDU und FDP 
will nun Druck dafür machen., dass 
auch hierzulande die bislang nur zö¬ 
gerlich anlaufenden Erprobungsboh¬ 
rungen z.B. in Nordrhein-Westfalen 
schneller und ungestörter von behörd¬ 
lichen Auflagen durchgeführt werden. 
Die Frage nach der künftigen Ener¬ 
giestruktur stellt sich also auch für 
uns in einem ganz neuen bedrohli¬ 
chen Licht. 

Erste Stimmen werden laut, dass die 
EU angesichts dieser neuen Entwick¬ 
lung jetzt offiziell das von ihr verkün¬ 
dete Ziel, bis 2050 den weltweiten Tem¬ 
peratur-Anstieg um 2 Grad Celsius zu 
begrenzen aufgeben solle. Angesichts 
der sich ankündigenden „Energiere¬ 
volution“ sei das ohnehin unrealistisch 
und der Industrie- und Energiestand¬ 



ort Deutschland habe gar keine Chan¬ 
ce sich dem zu entziehen. 

Ein Szenario, bei dem man das kalte 
Grausen bekommen kann. Gegenkon¬ 
zepte und -maßnahmen sind dringend 
erforderlich. Auch von uns Kommunis¬ 
tinnen und Kommunisten. 

Hans-Peter Brenner 



Proteste gegen Fracking am 14. Dezember 2012 vor dem Bundesrat in Berlin. 
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Washingtons Offensive im asiatisch-pazifischen Raum 

Friedensnobelpreisträger Obama auf Konfrontationskurs • Von Hellmut Kapfenberger 


I ndochina, speziell Vietnam im Verein 
mit Laos, war einst dazu auserkoren, 
nicht einfach erste antikommunis¬ 
tische Bastion Washingtons auf dem 
asiatischen Festland, sondern konkret 
auch Bollwerk als Drohkulisse unmit¬ 
telbar an der Südflanke der kommunis¬ 
tisch regierten Volksrepublik China zu 
sein. Jahrelanger Aggressionskrieg hat¬ 
te diesem Ziel zu dienen. Den Garaus 
machte dem das Pariser Friedensab¬ 
kommen vom 27. Januar 1973. Auch das 
intensive Mühen, danach wenigstens im 
Süden Vietnams unter welchem Aus¬ 
hängeschild auch immer massiv präsent 
bleiben zu können, misslang bekannt¬ 
lich gründlich. Die Erinnerung daran 
ist durchaus aktuell. Obwohl man sich 
damals in Südostasien gehörig die Fin¬ 
ger verbrannt hat, streckt Washington 
in jüngster Zeit seine von Politikern 
und Militärs geführte machtgierige 
Hand wieder in dessen Umfeld und 
nach Ostasien aus. Nachdem es gelun¬ 
gen ist, dank des Umsturzes im Irak ein 
Machtzentrum im Nahen Osten zu eta¬ 
blieren, bläst man am Potomac zur Of¬ 
fensive im asiatisch-pazifischen Raum. 
Es unterliegt keinem Zweifel, dass dies 
mit Blick auf China geschieht, hatte 
doch Barack Obama jüngst im Wahl¬ 
kampf gegen Herausforderer Romney 
den asiatischen Konkurrenten als „Ad- 
versary“ (Gegner) qualifiziert. 

Mitte November 2011 war der Prä¬ 
sident in einer Rede vor dem austra¬ 
lischen Parlament in Canberra sehr 
deutlich geworden. Äußerer Anlass sei¬ 



Die US-Marine ist Teil der Klammer, die um China gelegt wird. Bild: flickr.com (CC BY 2.0) 



Gegen die Besetzung einer Insel durch Japan, die nach Auffassung Pekings zu 
China gehört, entwickelte sich breiter Protest. 


nes Auftritts war der 60. Jahrestag des 
im September 1951 von den USA mit 
Australien und Neuseeland geschlosse¬ 
nen Militärpakts, der als ANZUS- oder 
auch Pazifik-Pakt in die Geschichte ein¬ 
gegangen ist, gegen die UdSSR, China, 
Vietnam und Nordkorea gerichtet war 
und offiziell nie beerdigt wurde. Die 
USA würden künftig „eine größere 
und langfristigere Rolle in der Gestal¬ 
tung dieser Region und ihrer Zukunft 
spielen“, verkündete er. Ihre Präsenz im 
Asien-Pazifik-Raum habe oberste Pri¬ 
orität. Auf einer Reise durch das Land 
kündigte er in Darwin an der Nord¬ 
küste eine verstärkte militärische Zu¬ 
sammenarbeit mit Australien an. Wie 
zu vernehmen war, will Washington in 
den nächsten Jahren in Nordaustrali¬ 
en bis zu 2 500 Soldaten stationieren. 
Diese Stationierung habe jedoch „zu¬ 
nächst nur symbolischen Wert“, las man 
bei „Zeit.online“. „Von herausragender 
Bedeutung ist hingegen der zentral ge¬ 
legene Übungsplatz in Darwin für US- 
Marines und die Air Force.“ Es gehe 
Washington „um die Eindämmung der 
zuletzt für viele Pazifik-Anrainer be¬ 
drohlich gewordenen Militärpräsenz 
Chinas“. Nach und nach wolle Obama 
„tausende Soldaten, die zuletzt in den 
Kriegen in Irak und Afghanistan ge¬ 
kämpft haben, in gemeinsam mit den 
Regionalmächten betriebenen Militär¬ 
basen stationieren“. 

Peking reagierte postwendend. Es sei 
„unangemessen“ und „nicht im Inte¬ 
resse der Länder in der Region“, mi¬ 
litärische Allianzen zu intensivieren 
und auszuweiten, ließ man in Chinas 
Hauptstadt wissen. 

Im selben Geist agierte Präsident Ob¬ 
ama im Anschluss an seinen Australi¬ 
en-Aufenthalt auf Indonesiens Insel 


Bali als Gast eines Gipfeltreffens der 
Südostasiatischen Staatengemein¬ 
schaft (ASEAN). Am Rande dieser 
Konferenz, auf der er über eine neue 
US-amerikanische Militärstrategie 
referierte, sowie eines Treffens der 
ASEAN-Staaten mit Abgesandten 
Chinas, Japans, Indiens, Südkoreas, 
Australiens, Neuseelands und Russ¬ 
lands äußerte er sich über Washingtons 
heutige Ostasien-Ambitionen in einer 
Weise, die einen Zeitungskommentator 
anmerken ließ: „Es ist, als würden die 
Geister des Kalten Krieges wieder be¬ 
schworen.“ Im Visier ist wiederum un¬ 
verkennbar das zur regionalen Groß¬ 
macht herangewachsene, als direkte 
Bedrohung eigener Interessen emp¬ 
fundene China mit deutlichem politi¬ 
schem Einfluss weit über Asien hinaus, 
gewaltigen ökonomischen Potenzen 
und rapide zunehmender militärischer 
Stärke. Ihm schrieb Obama - verbun¬ 
den mit harscher Kritik - ins Stamm¬ 
buch, der Asien-Pazifik-Raum sei „eine 
Region von immenser strategischer 
Bedeutung“, und: „Wir sind hier, um 
zu bleiben.“ Seine Entourage ließ ge¬ 
genüber wissbegierigen Journalisten 
keinen Zweifel daran, dass das selbst¬ 
redend neben politischer auch militäri¬ 
sche Präsenz nicht etwa nur in Gestalt 
der 15 000 Marines auf der japanischen 
Insel Okinawa heißt. 

Die Erinnerung an Vietnam lebte auch 
wieder auf, als just zur selben Zeit Au¬ 
ßenministerin Hillary Clinton erstmals 
an Indochinas und Chinas Grenze, in 
dem noch unlängst geächteten Myan¬ 
mar (ehemals Burma), aufkreuzte, um 
die Wiederaufnahme diplomatischer 
Beziehungen vorzubereiten und - wie 
Zeitungsleute schrieben - „vor den To¬ 
ren des Rivalen China neue Allianzen 


zu schmieden“. Dem hat ohne Frage 
auch ihre vierstündige Visite Mitte Juli 
vergangenen Jahres im angrenzenden 
Laos mit dem artikulierten Wunsch 
nach „Partnerschaft“ anstelle „ehema¬ 
liger Konfrontation“ gedient. 

In einem Beitrag im amerikanischen 
Magazin „Foreign Policy“ unter dem 
Titel „Amerikas pazifisches Jahrhun¬ 
dert“ ließ Frau Clinton wissen, dass 
dies Präsenz und Dominanz der USA 
im asiatisch-pazifischen Raum in den 
nächsten 60 Jahren bedeute. Bei ei¬ 
nem Blitzbesuch am ersten Maitag 
vergangenen Jahres in Afghanistan, 
seiner dritten Kurzvisite im Land am 
Hindukusch, schloss Obama in die¬ 
sem Sinne mit Präsident Hamid Kar¬ 
sai ein Abkommen über strategische 
Partnerschaft beider Länder „nach 
dem Ende des NATO-Kampfeinsat- 
zes 2014“. Das Abkommen mit einer 
vereinbarten Laufzeit von zunächst 
10 Jahren fixiert, wie bekannt wurde, 
den Verbleib amerikanischer Truppen, 
auch Kampfeinheiten, in Afghanistan 
nach 2014, vorgeblich für die Ausbil¬ 
dung afghanischer Sicherheitskräfte 
wie auch für „Kampfeinsätze gegen 
Terroristen“ (dpa). USA-Regierungs¬ 
kreise brachten zunächst die Zahl 
von 20 000 verbleibenden Soldaten 
in Umlauf. 

Letzte Zweifel am Verbleib von US- 
Truppen wurden jüngst bei einem 
Besuch Karsais in Washington ausge¬ 
räumt. Auf einer gemeinsamen Pres¬ 
sekonferenz mit Obama stimmte der 
Gast am 11. Januar einer langfristigen 
Präsenz von USA-Truppen in Afgha¬ 
nistan zu, verbunden mit der Zusiche¬ 
rung, Washingtons Verlangen entspre¬ 
chend diesen Truppen auch über 2014 
hinaus völlige Straffreiheit bei Strafta¬ 
ten zu gewähren. Obama tat kund, „in 
den kommenden Monaten“ über die 
künftige Truppenstärke im Land ent¬ 
scheiden zu wollen. Unwidersprochen 
ist eine Information, dass Washington 
für die Laufzeit des Abkommens ab 
2015 voraussichtlich vier große Mili¬ 
tärstützpunkte in Afghanistan unter¬ 
halten wolle. 

Am Rande sei vermerkt, dass Wa¬ 
shington mittlerweile als tatkräftigen 
und eigene Kosten mindernden Bei¬ 
stand auch die gesamte NATO für die 
„Zeit danach“ wieder in das Afgha¬ 
nistan-Boot gezerrt hat. Nichts ande¬ 
res bedeutet der im Oktober von den 
Verteidigungsministern der 28 Mit¬ 
gliedstaaten des Militärpakts in Brüs¬ 
sel gefasste Beschluss, mit dem Ende 
des NATO-Kampfeinsatzes ausgangs 
des Jahres 2013 an die Stelle der bishe¬ 


rigen, International Security Assistance 
Force (ISAF) genannten kriegführen¬ 
den Einheiten eine International Trai¬ 
ning, Advisory and Assistance Mission 
(ITAM) - eine „Internationale Aus- 
bildungs-, Beratungs- und Unterstüt¬ 
zungsmission“- treten zu lassen. Deren 
Aufgabe soll es sein, afghanisches Mili¬ 
tär auszubilden und damit sicherzustel¬ 
len, „das Afghanistan nie wieder zum 
Hort von Terroristen wird“. NATO-Ge- 
neralsekretär Anders Fogh Rasmussen 
beteuerte zwar, es handle sich nicht um 
einen Kampfeinsatz, doch müssten die 
Ausbilder von „Kampfsoldaten“ be¬ 
schützt werden. Die zahlenmäßige 
Stärke der umbenannten Truppe wer¬ 
de „sehr stark von der Sicherheitslage 
2014 abhängen“. Dass dabei wiederum 
von einem „deutschen Kontingent“ die 
Rede ist, versteht sich von selbst. Wehr¬ 
beauftragter Hellmuth Königshaus 
sprach Anfang Januar von „mindes¬ 
tens 1000“ verbleibenden deutschen 
Soldaten 

Die Stoßrichtung China in den Aktivi¬ 
täten der USA manifestierte sich auch 
in der Ankündung von Verteidigungs¬ 
minister Leon Panetta Anfang Juni 
letzten Jahres auf einer „Sicherheits“- 
Konferenz in Singapur, bis zum Jahr 
2020 rund zwei Drittel der gesamten 
US-Kriegsmarine in der Region zu 
stationieren. Sechs von elf Flugzeug¬ 
trägern befänden sich bereits dort. Auf¬ 
horchen ließ schließlich, als USA-Ge- 
neralstabschef Martin Dempsey Mitte 
Juni in einem Interview mit der Bang¬ 
koker Zeitung The Nation Washingtons 
Absicht ausplauderte, Flughafen und 
Marinebasis Utapao am Golf von Thai¬ 
land in unmittelbarer Nachbarschaft 
Indochinas, die bereits intensiv für Ma¬ 
növer genutzt werden, „als bedeuten¬ 
de logistische Drehscheibe“ dauerhaft 
wieder mit Beschlag zu belegen. Von 
Utapao aus flogen einst strategische B- 
52-Bomber Angriffe auf Vietnam und 
Laos. Der General machte, wie es in ei¬ 
nem Pressebericht hieß, „keinen Hehl 
daraus, dass die Reaktivierung Utapaos 
keineswegs nur einen logistischen und 
humanitären Hintergrund hat, sondern 
Teil der Gesamtstrategie der USA ist, 
ihre Präsenz im pazifischen Raum aus¬ 
zubauen“. 

Vietnam ist im Ränkespiel gegen China 
sogar direkt wieder im Gespräch. Mit¬ 
te Juni vorigen Jahres resümierte die 
„Berliner Zeitung“: „Von Australien 
bis Indien kreisen die USA die neue 
Supermacht China immer stärker ein. 
Indonesien, die Philippinen, Taiwan, 
Thailand und sogar Vietnam sind tra¬ 
gende Pfeiler dieser Strategie.“ Minis¬ 


ter Panetta, Anfang Juni Gast seines 
vietnamesischen Amtskollegen Hung 
Quang Thanh, habe als erster hochran¬ 
giger Politiker der USA das südvietna¬ 
mesische Cam Ranh besucht, „im Viet¬ 
namkrieg wichtigster Umschlaghafen 
der USA für ihren militärischen Nach¬ 
schub“. Inzwischen gebe es eine „enge 
sicherheitspolitische Zusammenar¬ 
beit: 2008 eröffneten beide Seiten ei¬ 
nen strategischen Dialog, 2011 Unter¬ 
zeichneten sie ein ,Memorandum of 
Defence Cooperation 4 , vietnamesische 
Offiziere werden zum Teil in den USA 
ausgebildet, im April dieses Jahres fand 
die erste gemeinsame See-Übung statt“. 
Kaum anzunehmen ist, dass sich Wa¬ 
shington aus purer Freundschaft und 
ohne Hintergedanken solcherart von 
neuem in Vietnam engagiert. Die Füh¬ 
rung in Hanoi wiederum ist sich mit Si¬ 
cherheit dessen bewusst, dass für Viet¬ 
nam ein größtmögliches Maß an guter 
Nachbarschaft zu dem seit jeher un¬ 
geliebten und argwöhnisch beäugten, 
jetzt gerade mit Blick auf den heftigen 
Streit um Inseln im Südchinesischen 
Meer nicht eben als Freund geltenden 
Riesenreich im Norden lebenswichtig 
ist. 

Es verwundert schließlich nicht, dass 
Barack Obama in der zweiten Novem¬ 
berhälfte als Ziel seiner ersten Aus¬ 
landsreise nach seiner Wiederwahl 
Südostasien auserkoren hat. Nach 
einem Stopp im „wichtigen Verbün¬ 
deten“ Thailand begab er sich als ers¬ 
ter amtierender US-Präsident nach 
Myanmar. Kommentatoren nannten 
diesen Besuch den „zentralen Pro¬ 
grammpunkt“ der ganzen Reise, da 
Washington die „seltene Gelegen¬ 
heit“ sehe, „einen bisher treuen Vasal¬ 
len Chinas auf seine Seite zu ziehen“. 
Er sei „gekommen, um die Hand der 
Freundschaft zu reichen“, verkünde¬ 
te er in einer kurzen Rede vor Stu¬ 
denten der Universität zum Auftakt 
seines sechsstündigen Aufenthalts in 
der Landeshauptstadt Yangun (ehe¬ 
mals Rangun). In Kambodschas 
Hauptstadt Phnom Penh schließ¬ 
lich, der letzten Reisestation, hatte 
er sich wie vor Jahresfrist auf Bali als 
Gast einer Gipfelberatung der zehn 
ASEAN-Mitgliedstaaten und eines 
anschließenden Ostasien-Gipfels an¬ 
gesagt. Es war auch Gelegenheit für 
ein neuerliches Gespräch mit Chinas 
Ministerpräsidenten. Wenn Wen Jia- 
bao danach erklärte: „Wir werden den 
strategischen und wirtschaftlichen Di¬ 
alog stärken“, dann war neben gutem 
Willen wohl auch eine gehörige Por¬ 
tion Zweckoptimismus mit im Spiel. 
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Kabarett wird dann zur (nicht nur) moralischen Anstatt, wenn der Zu¬ 
schauer seine eigene Lage erkennt und - im Idealfall - praktische 
Konsequenzen daraus zieht (Dietrich Kittner) 

Die Widersprüche unserer Gesellschaft tragen auch das Lus¬ 
tige und Lächerliche in sich. Mit Spott überzeugen, mit Witz 
in den Klassenkampf eingreifen, mit politischen Analysen 
Kabarett machen - dafür stand wie kein anderer 

Dietrich Kittner 

*30.05.1935 f 15.02.2013 

Wir haben Tränen gelacht in seinen Vorstellungen und 
manchmal blieb uns das Lachen im Halse stecken. Im Fern¬ 
sehen durfte er nicht auftreten. Das wäre zu gefährlich ge¬ 
wesen. 

Ich habe meinen Mann, wir alle einen guten Freund, Kol¬ 
legen und Genossen verloren. Uns bleiben die Bücher und 
CD's, die Erinnerungen an Kabarett, gute Gespräche und 
gemütliche Jausen auf dem Hollerhof. 

Christel, 

Tina Alberth-Klose, Andreas Barthel, Annett Bart/ und Klaus Bartl mit 
Laura und Erik, Rolf Becker, Herbert Behrens, Anke Beins, Rüdiger 
Beins, Hermann Bieinroth, Giese/a Brandes-Steggewentz, Hubert 
Brodda, Han nah Butenschön, Rainer Butenschön, Birgit Carls, Diether 
Dehrn, Deutsches Kabarettarchiv Mainz, Falko Duhme, Susi Duhme, 
Eckhard Eichstädt, Detlev Fricke, Arno Grieger, Renate Grieger, Carola 
Hänisch, Helmut Häring, Rosemarie Häring, Heinrich Hannover, Werner 
Hiike, Ernest Kaltenegger, Jürgen Kessler, Alfred Klose, Herbert Knust, 
Jutta Kre/imann, Stephan Kru/i, Ingelott Kusche, Lothar Kusche, Hans 
Lehnert, Annette List, Kerstin List, Michael Maercks, Ulrike Maercks- 
Franzen, Christel Matthes, Max Matthes, Olaf Matthes, Thomas Mat¬ 
th es, Waltraud Meißner, Klaus Mücke, Dagmar Pfister, Thomas Pfister, 
Lothar Pollähne, Franzi Schneider, Heinz Schneider, Waltraud Schnei¬ 
der, Herbert Schui, Eckart Spoo, Lydia Spoo, Derk-Olaf Steggewentz, 
Dieter Steinwedel, Gerda Streich, Hannes Stütz, Jan de Vries, Hanne 
Weidler-List, Hartmut Weidier 

Die Beisetzung findet im engsten Familienkreis statt. 


Horst Wilhelms 

27.09.1934-24.02.2013 

Am Sonntag, 24. Februar ist ein großer Kommunist verstorben. 
Für uns alle war Horst Wilhelms tätiges Vorbild, kluger Lehrer, 
verlässlicher Freund und Genosse. 

Nicht nur unsere Kreisorganisation trauert um diesen hervor¬ 
ragenden Genossen, der bis zum Schluss in unseren Reihen ge¬ 
kämpft und gearbeitet hat. Schon in der FDJ und der KPD war 
er aktiv und wurde dafür 1956 von der Bundesrepublik zu 8 
Monaten Gefängnis verurteilt. Neben seiner unersetzlichen Ar¬ 
beit hier in unserer Kreisorganisation, war er lange Jahre der 
stellvertretende Leiter und unverzichtbare Organisator unserer 
Karl-Liebknecht-Schule, der zentralen Bildungseinrichtung der 
DKP in Leverkusen. Immer wieder mahnte Horst, eine Kommu¬ 
nistische Partei, die ihre eigenständige marxistische Bildungsar¬ 
beit aufgibt, gibt die eigene Existenzgrundlage auf. Bildung war 
seine Waffe im Klassenkampf! 

Wir sind unendlich traurig über diesen Verlust, der eine Lücke 
reißt, die so schnell nicht wieder geschlossen werden kann. Wer 
Horst kannte weiß, dass er kein großes Aufheben um seine Per¬ 
son gemacht hat. Aber wir wissen, wie schwer es fällt, ohne seine 
unerschöpfliche Erfahrung und seine klugen Ratschläge wei¬ 
terzumachen. Wir werden das, was wir bei Horst gelernt haben, 
weitertragen und ihm einen letzten Gefallen tun: Unsere Kraft 
einzusetzen wofür Horst sein Leben lang gekämpft hat: Den 
Erhalt und die Entwicklung unserer Partei auf Grundlage der 
einheitlichen Lehre von Marx, Engels und Lenin als Instrument 
zur letztendlichen Befreiung der Arbeiterklasse. 

Ein ehrendes Andenken unserem Genossen Horst Wilhelms 
und unser Mitgefühl für seine mitkämpfende Genossin und 
Ehefrau Hildegard, seine Tochter Nina mit ihrem Lothar und 
der Enkelin Lina, die neben der Partei das Wichtigste für Horst 
war. 


DKP Kreisorganisation Krefeld/Linker Niederrhein 
DKP Parteivorstand 

Die Trauerfeier findet am 8. März um 12 Uhr am Krematorium, 
Heideckstraße, Hauptfriedhof in Krefeld statt. 
Anschließend ist die Urnenbeisetzung. 


Rätsel 

Welche frischgebackenen 
Urgroßeltern 
sind in Hessen an 
vorderster Front aktiv? 
Einsendeschluss an die 
UZ: nach der Revolution 


Cöte d‘Azur 

Ferienhaus 
mit Meerblick 
4 Personen 
elke.mehner@gmx.de 
Tel. 02151 22292 


Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable FE.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Traumblick,Traumstrand,Traumurlaub... 

abseits von Touristenstrom in unserem Ferienhaus in Griechenland, das wir 
gerne günstig Genossinnen und Freundinnen überlassen, 
für 2-6 Personen, 2 Schlafzimmer, Wohnzimmer, Küche, Bad, Terrasse, Gar¬ 
ten, (ergänzbar durch ein weiteres Schlafzimmer und Bad), alles mit Blick 
aufs Meer, Waschmaschine, Internet, Fahrräder... 

Näheres unter http://villairini.wordpress.com/oder bei 
dieter@friedensnetz.de oder 0711 551 410. 


Er hat die kapitalistische ,Demokratie 1 
bis zur Kenntlichkeit demaskiert 

Wir trauern um unseren Genossen 

Dietrich Kittner 

30. Mai 1935-15. Februar 2013 
Kabarettist - Systemkritiker - Aufklärer 
Mitglied im Beirat des Deutschen Freidenker-Verbandes 

Klaus Hartmann Birgit Ludwig 

Bundesvorsitzender Vorsitzende DFV Bayern 

Freidenker 

Derutscher Freidenker-Verband 


Unsere Freundin und langjährige politische Wegbegleiterin, 
stete Mahnerin gegen Antisemitismus und Rassismus 

Angelika Eilers 

ist viel zu früh gestorben. 

Wir werden sie vermissen. 

Hartmut Drewes, Ulla Jaschke, Renate Linsen von Thenen 
mit Mareike, Jan und Rike, Erich Meurer, Hanne und Detlef 
Peikert, Rainald Schulte Eppendorf, Magda und Jörg Tau¬ 
fenbach 

Aachen, Bremen, Oldenburg, im Februar 2013 


Am 27. 2.13 wurde unser Genosse 

Julius Christiansen 
90 Jahre 

Moin Jule, wir gratulieren Dir aufs Herzlichste und wünschen 
Dir und Käthe noch viele gemeinsame Jahre. 

DKP-Gruppe Hamburg Dulsberg 
DKP-Bezirksvorstand Hamburg 


Unser Dieter wurde 
k~ M am 26. Februar 70! 

Dazu gratulieren wir ihm ganz herzlich und schicken ihm 
rote Grüße und Küsse! 

Deine Geli 
Katja, Thomas 


Veranstaltung zum 
Internationalen Frauentag 
2013 

„Zeit für Zeugen “ 

Leben und Wirken von Antifaschistinnen 

80 Jahre nach der Machtübertragung an die Nazis beinhaltet die¬ 
se Veranstaltung Würdigung und Bedeutung antifaschistischer 
Widerstandskämpferinnen. 

★ Würdigung von Käthe Limbach und Maria Röder, zwei saar¬ 
ländische Antifaschistinnen, die für viele weitere als Beispiel 
stehen. 

★ Film „Zeit für Zeugen“ über Leben und Wirken von Etti und 
Peter Gingold. Silvia Gingold und Alice Czyborra, die Töchter 
von Etti und Peter, sprechen danach mit uns über Aufgaben und 
Probleme des gegenwärtigen antifaschistischen Kampfes. 

Donnerstag, 7. März 2013,19.30Uhr 
Schauplatz im Filmhaus Saarbrücken, 

66111 Saarbrücken, Mainzerstraße 8 
Eintritt: 10.- Euro, erm. 6.- Euro 

Eine Veranstaltung der DKP Saarland 
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Superior 


IHM) 


Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße 1 
57392 Schmallenberg- 
Grafschaft 
Hochsauerland 


Tel.: 02972-9780-0 
Fax.: D2972-97BD97 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Ha us Prospekt 
anfordern 


r 


In unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke Alle Zimmer haben Bad. Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum, Im 
Hotel bereich befinden sich Uft, Sauna, Solarium, Nicht¬ 
raucherzimmer und Kamin, Kinderspielraum, Salat buffet, 
Frühstücksbüffet. Auch Senioren-Portionen. 
Lihcrnachtung/Frühstück30,-bis 53,- € p.P. 

HP 15,50 €p.P. • VP. 22,-£ p.P. 

Kostenlos Bus-und Bahn fahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


mail@gasthof-fieimes.de * www.gasthof-heimes.de 


Internationaler Frauentag 2013 

Frauen? Power! 



Gabriele Kentrup (Gesang) und Ute Körner (Piano) 

Freitag 8.März 19.30Uhr 

Wiener Hof, Offenbach-Bieber 
Langener Straße 23 
Eintritt: € 8,00 / 5,00(ermäßigt) 


Eine Veranstaltuna der DKP Offenbach 

Erzählcafe 

zum Internationalen Frauentag 

Ellen Weber und Ruth Malkomes 

(Frauen-)Leben in der 
Kommunistischen Bewegung 

Wir freuen uns auf interessante Gespräche 

Samstag, 9. März 2013 ab 14.00 Uhr 
DGB-Jugendclub,Wilhelm-Leuschner-Straße/Untermainkai 68 
Frankfurt/Main 

DKP Frankfurt/Main 

Wir freuen uns über Kuchenspenden, 

Kaffee und andere Getränke sind vorhanden. 

Kuratorium „Gedenkstätte Ernst Thälmann“ e.V. 

Tarpenbekstraße 66, Ecke Ernst-Thälmann-Platz, 
D-20251 Hamburg 

Mail: kuratorium@thaelmann-gedenkstaette.de Internet: 
www.thaelmann-gedenkstaette.de Bankverbindungen: 
Santander Bank Kt.-Nr.: 1180 328 700 (BLZ 200 101 11) 
Postbank Hamburg Kt.-Nr.: 1337 37 204 (BLZ 200 100 20) 

Die Geschichte unseres Lebens ist hart, 
deshalb fordert sie ganze Menschen. 
Du, ich und alle Mitkämpfer für unsere 
große Sache müssen alle stark, fest, 
kämpferisch und zukunftssicher sein 
Ernst Thälmann 

In Erinnerung an 

Jan Wienecke 

geb. am 7.4.1925 in Hamburg, 
der vor 10 Jahren 
am 27. Februar 2003 
unerwartet verstorben ist. 

Mit Jan Wienecke ist ein Kämpfer von uns gegangen, der eng und fest mit 
der Hamburger und internationalen Arbeiterbewegung verbunden war. 
Als junger Werftarbeiter und Gewerkschafter trat Jan nach 1945 in die 
KPD ein. Er kämpfte in der FD J unter schwierigen Bedingungen für das 
Recht der jungen Generation auf Bildung, soziale Sicherheit und Frieden. 
Er wurde von der politischen Gesinnungsjustiz Adenauers verfolgt und 
inhaftiert. Jan wurde nach der Neukonstituierung der DKP deren Mit¬ 
glied war jahrelang Vorsitzender der DKP-Bezirksorganisation Hamburg 
und Mitglied des Parteivorstandes. Er gehörte zum Herausgeberkreis 
der „Marxistischen Blätter“ und arbeitete einige Jahre in Frankfurt am 
Main. Nach seiner Rückkehr nach Hamburg wurde er Vorsitzender der 
„Gedenkstätte Ernst Thälmann“ e.V. Er wurde 1984 Stellvertretender 
Vorsitzender und 1990 deren Vorsitzender. 

Er hat mit großer Leidenschaft und Überzeugungskraft unermüdlich für 
den Erhalt der Gedenkstätte gekämpft und erreicht, dass die einzige Ge¬ 
denkstätte im Westen für den früheren Hamburger Bürgerschafts- und 
Reichstagsabgeordneten, den von den Faschisten ermordeten KPD-Vor- 
sitzenden Ernst Thälmann, erhalten geblieben ist und weiterentwickelt 
werden konnte. Durch sein Wirken und seine detaillierten Geschichts¬ 
kenntnisse erwarb er sich ein hohes Ansehen im Kuratorium und weit 
über den Kreis der Gedenkstätte hinaus. 

Er war zudem jahrelang Kreisvorsitzender und Mitglied des Hambur¬ 
ger Landesvorstands der VVN-Bund der Antifaschistinnen und Anti¬ 
faschisten. 

Den Mitgliedern des Kuratorium der „Gedenkstätte Ernst Thälmann“ 
wird unser Genosse Jan Wienecke unvergessen bleiben. 

Auch heute setzen wir die Arbeit, in seinem Sinne, mit aller Kraft zum 
Erhalt der Gedenkstätte fort. 

Am 2. März 2013 zeigen wir, aus Anlass des 80. Jahrestages der Verhaf¬ 
tung Ernst Thälmanns, gemeinsam mit dem Hamburger Bündnis gegen 
Rechts den Thälmann Film von 1986 Teil 1+2 ab 19 Uhr in der Gedenk¬ 
stätte. 

SPENDEN bitte auf eines der obigen Konten 

Kuratorium und Vorstand der „Gedenkstätte Emst Thälmann“ e.V. 
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CE 


unsere zeit 


45. Jahrgang der UZ 

Gespräch - Fortsetzung von Seite 8 


Krise nicht auch neue Frauen und Män¬ 
ner außerhalb unserer Partei, die sich 
deshalb Fragen stellen, dafür gewinnen, 
die UZ zu lesen? 

UZ: Es gibt zudem Genossinnen und 
Genossen, die meinen, die UZ wäre „ viel 
zu breit“ aufgestellt. In einem Wunsch¬ 
katalog für die UZ-Inhalte fehlt die Be¬ 
triebs- und Gewerkschaftsarbeit. Andere 
meinen, sie enthalte unnötige Analysen 
über andere Parteien. Halbseitige „Aus¬ 
schweifungen über reaktionäre Parteien“ 
und auch Positionen aus der Partei „Die 
Linke“gehörten nicht in die Zeitung der 
DKP. 

Gerd Deumlich: Das sind alles Absagen 
an eine wirkliche Zeitung, Plädoyers da¬ 
für, dass sich die Partei nur noch mit sich 
selbst beschäftigen und das den Inhalt 
der Zeitung bestimmen soll. 

Ist dies eine kommunistische, eine mar¬ 
xistisch-leninistische Konzeption, die 
die Partei zu einer Art Selbstzweck er¬ 
hebt? Welch ein enger Interessenshori¬ 
zont wird denn da den Kommunistinnen 
und Kommunisten und ihrem Umfeld 
unterstellt? 

Rolf Priemer: Die UZ ist einerseits Zei¬ 
tung der DKP und muss daher Informa¬ 
tionen liefern, die kurz und faktenreich 
eine Alternative zu den Informationen 
der bürgerlichen Medien sind. Sie muss 
für die Entwicklung des politischen Be¬ 
wusstseins von Kommunistinnen und 
Kommunisten in der DKP wirken. Sie 
muss eine Integrationsfunktion für Mit¬ 
glieder der DKP übernehmen und sie 
muss auf die Entwicklung betrieblicher 
Kämpfe, von Klassenbewusstsein und 
auf die Ausweitung außerparlamenta¬ 
rischer Bewegungen orientieren. 
Andererseits soll die UZ - auch weil 
ein großer Teil unserer Leserinnen 
und Leser gegenwärtig nicht Mitglie¬ 
der der DKP sind - über die Partei hin¬ 
aus wirken. Die Zeitung einer kommu¬ 
nistischen Partei ist eines ganz gewiss 
nicht: Es ist kein parteiinternes Blatt, 
kein Mitteilungsblatt für Parteimitglie¬ 
der schlechthin - dafür haben wir die 
DKP-Informationen, spezielle Reader 
und auch die Newsletter entwickelt. 
Eine Diskussion, die übrigens immer 
wieder auflebt. 

Es muss auch künftig Aufgabe der zen¬ 
tralen Zeitung sein, die Zeitung über 
die Parteireihen hinaus an andere Men¬ 
schen - insbesondere an politisch inte¬ 
ressierte Arbeiter und Angestellte, an 
fortschrittliche parteilose, sozialistische 
und sozialdemokratische Arbeiter- und 
Gewerkschaftsmitglieder, an Partner in 
Bündnissen und Initiativen heranzu¬ 
bringen. Gewiss werden sie uns nicht 
in allem zustimmen. Sie werden unsere 
Politik, und damit den politischen Inhalt 
der Zeitung kritisieren. Um so wichti¬ 
ger ist es, sie mit dem Originalton der 
DKP zu den aktuellen wie zu geschicht¬ 
lichen aber auch auf die Zukunft gerich¬ 
teten Vorstellungen, Forderungen und 
Zielen auch mittels der UZ bekannt zu 
machen - Woche für Woche. 

Besonders über den Aufbau und den 
Ausbau unserer Internetpräsenz ist das 
Interesse und der „Zugriff 4 auf Artikel 
der UZ nicht nur in Deutschland, son¬ 
dern in vielen Ländern auf mehreren 
Erdteilen angestiegen. Das illustriert 


die Bedeutung und die Notwendigkeit 
der Herausgabe der UZ. 

UZ: Die UZ heute, dass ist eine kleine 
Redaktion. Das bedeutet jede Woche 
„zittern“ um die Qualität der nächsten 
Ausgabe. Wir haben ein neues Layout, 
im Inhalt und im Lotobereich „zugelegt“, 
haben neue Autorinnen und Autoren ge¬ 
wonnen. 

Was ist eure Kritik, was müssen wir bes¬ 
ser machen? Und was sind eure Wünsche 
an und für die UZ? 

Rolf Priemer: Das Erscheinen einer 
Ausgabe der UZ war wohl in jeder Pha¬ 
se der 45 Jahrgänge eine Kampfaufgabe 
für die Redaktion. Das ist sie natürlich 
besonders unter den heutigen Bedin¬ 
gungen. Es ist gut, dass die Redaktion 
„ackern 44 kann und sich auf Mitarbeite¬ 
rinnen und Mitarbeiter stützen kann, die 
tatsächlich viel helfen. Zur Gewinnung 
neuer „Artikel-Lieferanten 44 gibt es 
keine Alternative. Ich freue mich über 
Verbesserungen, vor allem des Inhaltes. 
Doch kein noch so attraktives Layout 
wird die UZ stärker machen als ein er¬ 
forderlicher Aufschwung betrieblicher 
und außerparlamentarischer Bewegun¬ 
gen. Ich bin fest davon überzeugt: Wenn 
es gelingt, dass die auf eine neue Politik 
drängenden und systemkritischen Kräf¬ 
te wesentlich stärker werden - und da¬ 
mit auch alle Linken, einschließlich der 
Kommunisten - wird auch die UZ we¬ 
sentlich an Einfluss gewinnen können. 
Ob mit den immer wieder kritisierten 
ganzseitigen Artikeln (auch Bleiwüsten 
genannt, obwohl es Blei in der Zeitungs¬ 
produktion gar nicht mehr gibt) oder 
schönsten Fotos. Apropos Foto: Da ist 
ne Menge Gutes passiert, aber mir sind 
sie immer noch zu „grau 44 und unscharf. 

Gerd Deumlich: Die UZ musste immer, 
verglichen mit anderen Publikationen, 
mit einer kleinen Redaktion auskom- 
men, dank auch vieler freier Mitarbei¬ 
ter und Autoren, die Berührungsängste 
mit dem Blatt der DKP haben. Heute 
ist die Situation der Redaktion ungleich 
bescheidener - und die UZ ist trotzdem 
eine gute Zeitung! Ich habe nur den 
Wunsch, dass man sich von den derzei¬ 
tigen Schwierigkeiten nicht dazu ver¬ 
führen lässt, konzeptionell bescheide¬ 
ner zu werden. 

Ich denke noch immer an den Rat un¬ 
seres ersten Ratgebers aus der dama¬ 
ligen DKP-Führung, Jupp Schleifstein: 
Die beste Werbung für die Zeitung ist 
die Zeitung. 

Georg Polikeit: Aus meinen bisherigen 
Antworten ergibt sich, dass ich nicht 
für eine „Schmalspur-UZ 44 sein kann. 
Warum lesen Menschen Zeitung? Weil 
sie daraus etwas Neues erfahren wol¬ 
len. Warum sollen sie die UZ lesen? 
Weil ihnen die UZ Informationen und 
Standpunkte zu aktuell in der Bevöl¬ 
kerung diskutierten und im politischen 
Geschäft und den Medien umstrittenen 
Fragen liefert, und zwar eben aus einem 
ganz bestimmten Blickwinkel, ausge¬ 
hend von den Arbeiterinteressen, von 
den Interessen der Bevölkerungsschich¬ 
ten, die nicht zur herrschenden Klasse 
gehören. 

Hierzu gehört die besondere Beachtung 
und Hervorhebung von Vorgängen in 


Betrieben und Gewerkschaften - gera¬ 
de unter aktiven Gewerkschaftern ist 
doch noch am ehesten damit zu rech¬ 
nen, dass bei ihnen aufgrund eigener 
Erfahrungen Fragen aufkommen, die 
sie nach mehr als der „offiziellen 44 Pro¬ 
paganda suchen lassen - und die wir, so 
weit möglich, in der UZ behandeln und 
beantworten sollten. 

Ich würde es aber auch für einen poli¬ 
tischen Mangel halten, wenn alle Welt 
beispielsweise über die Krise der FDP 
oder Streit in der CDU redet, aber die 
UZ dazu nichts zu sagen hätte. Sicher, 
„halbseitige Ausschweifungen 44 müssen 
es nicht immer sein. Aber manchmal 
braucht Analyse halt auch ihren Platz. 
Und über die Partei „Die Linke 44 müs¬ 
sen die Mitglieder der DKP doch Be¬ 
scheid wissen, wenn wir sie nach wie vor 
als einen unserer nächststehenden Part¬ 
ner im politischen Kampf betrachten. 
Was der herrschende Medienbetrieb 
dazu bringt, ist in dieser Hinsicht nun 
wirklich nicht „ausreichend 44 , sondern 
von klarer Feindseligkeit bestimmt. 
Woher also sollen sich DKP-Mitglieder 
darüber informieren, was bei der „Lin¬ 
ken 44 vorgeht? 

Mir ist klar, dass mit der derzeitigen 
Kleinstredaktion der UZ die Erfüllung 
solcher Anforderungen eine schwierige 
Aufgabe ist, die mal besser, mal schlech¬ 
ter gelingt. Wünsche zur Verbesserung 
der Zeitung kann man natürlich viele 
äußern. Wenn ich es auf eine kurze For¬ 
mel bringen sollte, würde ich vielleicht 
sagen: „zuviel Meinung, zu wenig Neues, 
zu wenig Information 44 . Zuviele losungs¬ 
hafte Überschriften, der Inhalt zu wenig 
so dargeboten, dass man den Eindruck 
hat, etwas Neues zu erfahren, was man 
unbedingt lesen will. 

Natürlich wäre es wünschenswert, wenn 
die UZ mehr „Enthüllungen 44 mehr Ex- 
klusiv-Interviews, mehr Experten-Ana¬ 
lysen usw. bringen könnte. Aber wer 
kann sie machen? Das erfordert Zeit 
und Aufwand, also auch Personal und 
Kosten. Deshalb beißt sich die Katze in 
den Schwanz. 

Ich bin davon überzeugt: eine besse¬ 
re UZ können wir im Grunde nur be¬ 
kommen, wenn es möglich wird, dass 
ihre personelle und finanzielle Basis er¬ 
weitert werden kann - und davon sind 
wir derzeit ziemlich weit entfernt. Das 
heißt zunächst einmal mehr Leser und 
feste Bezieher gewinnen. Da ist es wie 
generell mit der Stärkung unserer Par¬ 
tei: den „großen Sprung nach vorn 44 wird 
es in absehbarer Zeit noch nicht geben. 
Niemand kann behaupten, dafür ein Pa¬ 
tentrezept zu kennen - gleich welcher 
„Strömung 44 er oder sie sich in der inner¬ 
parteilichen Diskussion zurechnet, oder 
auch nicht. Was meines Erachtens allein 
helfen kann, ist hartnäckige und gedul¬ 
dige Arbeit vor Ort mit den Kräften und 
Mitteln, die wir heute haben. Ohne Be¬ 
jammern der eigenen Schwäche, aber 
mit dem historischen Optimismus, der 
sich für mich daraus ergibt, dass es der 
Kapitalismus ist, der in der Krise ist, und 
dass die Auswirkungen dieses krisenge¬ 
schüttelten Kapitalismus die Menschen 
in ihrem privaten und öffentlichen Le¬ 
ben vor Herausforderungen stellt, die 
sie immer wieder bewusst oder unbe¬ 
wusst mit der Systemfrage konfrontiert. 

Das Interview führte Nina Hager 

(gekürzt, das vollständige Interview ver¬ 
öffentlichen wir im Internet) 


Mühlacker - Baden-Württemberg 

Große Wohnung auf 2 Stockwerken, 6 Zi., 2 WCs, 2 Bäder, an ältere Genos¬ 
sinnen und Genossen (eventl. Gründung einer Hausgemeinschaft) oder an 
Familie mit möglichst vielen Kindern zu vermieten. 

Nähere Info: 07041-42402 


Toskana, nah am Meer 

www.tüduna-biflhpf-d? | DD? 1 ?. D!M*ft. S14H5 


ÖkohoF im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinder paradies. 



www.amiata.de 
olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in 
der T 0 SCANA-SEGGIAN 0 

Bei GUNTER & SIBYLLE 

Tel. 003905641 836713, mob. 
00393381539818 


Im Frühling in den 
Süden ... 
www.ferienhaus- 
suedheide.de 



Entschleunigung: 

Ruhe & Natur satt im Müritz- 
Nationalpark. 2 FeWo je 2-3 Pers. 
ganzjährig in Kratze bürg- Granzin. 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info; www.trinogga.de 
Tel.: 0331/870796 (AB) 


Veranstaltungen der DKP zum 
Internationalen Frauentag 


DO ★ 7. MÄR 


Saarbrücken: „Zeit für Zeugen“, Veranstal¬ 
tung der DKP Saarland zum Leben und Wir¬ 
ken von Antifaschistinnen. Gewürdigt werden 
Käthe Limbach und Maria Röder, zwei saar¬ 
ländischen Antifaschistinnen, die für viele 
weitere als Beispiel stehen. Film „Zeit für 
Zeugen“ über Leben und Wirken von Etti und 
Peter Gingold. Schauplatz im Filmhaus Saar¬ 
brücken, Mainzerstraße 8,19.30 Uhr. Eintritt: 
10,00 Euro, ermäßigt 6,00 Euro. 


FR ★ 8. MÄR 


Offenbach: „Frauen? Power!“ Gabriele Ken¬ 
trup (Gesang) und Ute Körner (Piano) prä¬ 
sentieren Chansons voller Kraft und Witz, die 
verschiedene Rollen von Frauen beleuchten. 
Eine Veranstaltung der DKP Offenbach. Wie¬ 
ner Hof, Offenbach-Bieber, Langener Stra¬ 
ße 23, 19.30 Uhr. Eintritt 8,00 Euro, erm. 
5,00 Euro._ 

Berlin: „Frauen gegen Militarismus und 
Krieg! - Frauen im Kampf für ihre Rechte!“ 
Veranstaltung der DKP Berlin mit Ingeborg 
Lohse-Geserick (DKP Berlin), Laura von 
Wimmersperg (Friko Berlin), Marion Bauer 
(CPI, Irland) und Pipsita Kousoula (KKE, Grie¬ 
chenland). ND-Haus, Franz-Mehring-Platz 1, 
18.00 Uhr. 


SA ★ 9. MÄR 


Frankfurt/Main: „Erzählcafe“ zum Internati¬ 
onalen Frauentag mit Ellen Weber und Ruth 
Malkomes. Veranstaltung der DKP Frankfurt zu 
(Frauen-)Leben in der Kommunistischen Be¬ 
wegung. DGB-Jugendclub, Wilhelm-Leusch- 
ner-Straße/Untermainkai 68,14.00 Uhr. 

Hamburg: Fest- und Kulturveranstaltung 
der DKP Langenhorn-Fuhlsbüttel zum Inter¬ 
nationalen Frauentag. Lesung aus „Fuhls¬ 
büttel unterm Hakenkreuz“ - Zeitzeuginnen 


berichten aus ihrem Leben. Live-Musik mit 
Esther Bejarano (Gesang) und Effim Kofmann 
(Akkordeon). Auszüge aus der Biografie von 
Magda Langhans, erste Vizepräsidentin der 
HH-Bürgerschaft. „Grüner Saal“, Im Grünen 
Grunde Id (direkt am S-Ohlsdorf), 15.00 Uhr. 
Eintritt frei._ 

Schweinfurt: „Sexismus und Klassen¬ 
kampf“ mit Eva Petermann. Veranstaltung 
der DKP Unterfranken zum Internationalen 
Frauentag. DFG-VK-Büro, Gabelsbergerstra- 
ße 1,15.00 Uhr._ 

Hattingen: „Frauenpolitik heute“ mit einem 
Portrait der Haflinger Bürgerin Emma Hor¬ 
bach: „Vom Dienstmädchen zur Politikerin“ 
Eine Veranstaltung der DKP Hattingen zum 
Internationalen Frauentag. Quiz: „Ruhrwei¬ 
ber“, Essen und Trinken, Bücher- und Info¬ 
tisch, Begegnungen und Gespräche. Bürger¬ 
treff Hattingen-Blankenstein, Marktplatz 3-5, 
17.00 Uhr._ 

Köln: „Olga Benario - Ein Leben für die 
Revolution“ Kurzreferate und Film zum In¬ 
ternationalen Frauentag. Veranstaltung der 
DKP Köln. Freidenkerzentrum, Bayenstra- 
ße 11 (Severinsviertel/Nähe Rheinauhafen), 
15.00 Uhr. 


SO ★ 10. MÄR 


Essen: „Das Leben ist kein Friseursalon!“ 
Der DKP-Frauenarbeitskreis Essen lädt 
ein zu einer politischen Revue mit starken 
Frauen, fetziger Musik und schrägen Fri¬ 
suren. Zeche Carl, Wilhelm-Nieswandt-Al- 
lee 100,12.00 Uhr, Einlass 11.30 Uhr, Eintritt 
5,00 Euro, ermäßigt 3,00 Euro. 


SA ★16. MÄR 


Dortmund: „Haarsträubend“. Die DKP Dort¬ 
mund lädt ein zu einer Frauentagsrevue. Kak¬ 
tusfarm, Wilhelmstraße 24,16.00 Uhr. 


Weitere Termine; 


Dl ★ 5. MÄR 


München: „Bessere Zeiten für Frauen“, 
Gruppenabend der DKP Neuhausen-Süd, 
Waldfriedhof. KommTreff, Holzapfelstraße 3, 
19.00 Uhr._ 

Bremen: Veranstaltung des Bremer Frie¬ 
densforums, DGB u. a zum Internationalen 
Frauentag mit einer Referentin aus Palästina. 
DGB-Haus, 19.30 Uhr. 


Ml ★ 6. MÄR 


Mannheim: Releasekonzert zu Bernd Köh¬ 
lers Retrospektive „40 Jahre Lieder zum 
Thema Arbeitswelt und Arbeitskämpfe“. Mit 
ewo2, dem AlstomChor, einem Azubi-Chor 
von Ford Saarlouis und vielen weiteren Gäs¬ 
ten. Technoseum (Landesmuseum für Tech¬ 
nik und Arbeit), Museumsstraße, 19.00 Uhr. 
Um 17.00 Uhr besteht für die Konzertgäste 
die Möglichkeit einer kostenlosen Führung 
durch die Ausstellung zu „150 Jahre Arbei¬ 
terbewegung“. Eintritt: 10 Euro, Gewerk¬ 
schaftsmitglieder: 8 Euro, Ermäßigt: 5 Euro. 
Kartenvorbestellung über Tel.: 0621-833130 
(Bernd Köhler) oder E-Mail: bk@ewo2.de. 


DO ★ 7. MÄR 


Fellbach: „Der sensationelle Wahlerfolg 
der KPÖ in Graz - Marxismus und konkre¬ 
te Kommunalpolitik sind kein Widerspruch.“ 
Referentin: Anne Rieger, Graz. Mitgliederver¬ 
sammlung DKP Rems Murr. Lokal zom Schil- 
ler, Schillerstraße 24,18.30 Uhr._ 

Frankfurt/Main: Offene Mitgliederversamm¬ 
lung der DKP-Gruppe Mitte u.a. mit Auswer¬ 
tung des Parteitages. Bürgerhaus Bornheim, 
19.30 Uhr. 


FR ★ 8. MÄR 


Hamburg: „Olga Benario Prestes - Ein Le¬ 
ben für die Revolution“. Veranstaltung des 
Stadtteiltreffs AGDAZ zum Internationalen 
Frauentag. Redebeitrag von Doris Gercke, 
Latino-Livemusik mit „Duo Mariposa“. Stadt¬ 
teiltreff AGDAZ, Fehlinghöhe 16, 19.30 Uhr. 
Eintritt: 4,00 Euro. 


SA ★ 9. MÄR 


Bremen: „Krise und Widerstand“. Veranstal¬ 
tung der MASCH Bremen mit Lucas Zeise, 
Achim Bigus und Andreas Wehr. Villa Ichon, 
12.00 Uhr. 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom 16. bis 22. Februar 


Montag 

Ex-Ministerpräsident Stefan Mappus 
hat in seinem Leben schon viel gelogen; 
das macht eigentlich nichts. Viele Politi¬ 
ker liegen unter großen Grabmälern, die 
ihre - meist recht kleine - Klientel ih¬ 
nen genau deswegen errichtet hat. Map¬ 
pus allerdings hat darauf keine Chance 
mehr, denn er hat sich beim Lügen er¬ 
wischen lassen. 

Neuerdings versucht es Mappus an¬ 
scheinend mit der Wahrheit, zumindest 
übt er schon. In einer SMS hat er die 
Partei, der er immer noch angehört, die 
CDU, einen „Scheiss-Verein“ genannt. 
Jetzt muss es weitergehen, Stefan, raus 
mit der ganzen Wahrheit über den Mil- 
liarden-Deal mit der EnBW. Das bedeu¬ 
tet dann viel Ärger und wahrscheinlich 
Knast. Ein großes Grabmal von der an¬ 
deren - der großen - Klientel ist wahr¬ 
scheinlich auch nicht drin, aber viel¬ 
leicht ein Stolperstein und ein ehrendes 
Gedenken für Mut und Wahrhaftigkeit. 
Das ist auf lange Sicht viel mehr wert als 
jene großen Grabmäler. 

Mittwoch 

Es sind Menschen, die die Meldungen 
machen, heute z-B. die Schlagzeile:„Fi¬ 
nanzkrise macht Rüstungsindustrie 
zu schaffen“. Das riecht nach weniger 
Krieg und mehr Frieden. Das kleiner 
Gedruckte enthält dann durchaus ge¬ 
genteilige Details: Zwar ist der weltweite 
Umsatz im letzten Jahr um fünf Prozent 
gefallen, aber seit 2002 um 51 Prozent 
gestiegen. Einige Konzerne setzen we¬ 
niger um, „Made in Germany“ ist bei 
Waffenkäufern aber immer beliebter; 
Rheinmetall, Kr aus s Maff ei, Diehl legen 
kräftig zu. Keinen Rückgang verzeich¬ 
nen auch die beiden größten Waffenlie¬ 
feranten Lockheed und Boeing. Außer¬ 
dem lesen wir: Ursache der Rückgänge 
ist nicht unbedingt die Krise, sondern 
die militärischen Rückzüge aus Afgha¬ 
nistan und dem Irak sowie der zeitwei¬ 


ligen Sanktionen gegen Libyen. Ob das 
tatsächlich stimmt, ist eine andere Frage. 
Tatsache bleibt: Der Rüstungsindustrie 
geht es nach wie vor glänzend, die Auf¬ 
tragsbücher sind voll. Auf der Waffen¬ 
messe in Abu Dhabi werden - auch das 
wird heute vermeldet - beste Geschäfte 
gemacht. Es ist eben nicht nur so, dass 
Menschen die Meldungen machen; es 
kommt auch darauf an, wer sie dafür 
bezahlt. 

★ 

Das kapitalistische System ist überall 
grausam und zynisch, aber es zeigt auch 
immer wieder neue, unterschiedliche, 
landestypische, historisch gewachsene 
Ausprägungen. Im neokapitalistischen 
Moskau ist dieser Tage eine solche zu 
bestaunen. 

Um die häufigen und stundenlangen 
Staus zu umgehen, mieten Moskaus 
Neureiche statt Taxis illegal Kranken- 
und Notarztwagen. Denn die dürfen 
die Mittelspuren benutzen, die für sie, 
Staatskarossen, Geheimdienstlimou¬ 
sinen und Polizeiautos immer freizu¬ 
halten sind. Das kostet pro Fahrt ein 
paar tausend Rubelchen, ein Klacks 
für Leute mit Villen an der Cote dAzur 
und Penthouse-Wohnungen in Ho- 
Chi-Minh-Stadt. Eingerichtet wurden 
die freien Fahrspuren im Sozialismus - 
Verwendungszweck siehe oben. 
Historisch handelt es sich um ein leider 
nicht mehr allzu seltenes Phänomen, 
einen Kapitalismus mit sozialistischen 
Eierschalen. Umgekehrt wär’s besser, 
schniff. 

Donnerstag 

Zahlen und Analysen des ARD- 
Deutschlandtrends aus dem Februar: 
Das neue Führungsduo der FDP Rös- 
ler/Brüderle kommt bei den Wählern 
nicht an. Die FDP erreiche trotzdem die 
5-Prozent-Hürde. 60 Prozent wollen ei¬ 
nen Regierungswechsel, 71 Prozent sind 
mit der Arbeit von Angela Merkel zu¬ 



frieden. Widersprüche einer fein model¬ 
lierten Befragungsstrategie, die Meinung 
nicht nur abfragt, sondern auch macht. 
Das ist manipulativ. Das geht nur bis zu 
einem gewissen Grad, aber es geht. 

★ 

Der Streit ums Melderecht zwischen 
Bundestag und Bundesrat ist beendet. 


Meldeämter dürfen die Daten der Bür¬ 
ger zu Werbezwecken nur weitergeben, 
wenn dafür eine ausdrückliche Einwil¬ 
ligung vorliegt - etwa für ein Preisaus¬ 
schreiben. 

Danach kontrollieren die Ämter nur 
noch stichprobenartig, was weiter mit 
den Daten geschieht. In der Praxis heißt 


das: Der gläserne Bürger gehört nicht 
nur dem Staat, sondern auch den Mono¬ 
polen. Wie es sich für einen ordentlichen 
Stamokap gehört. 

Adi Reiher 


Der schwerste Tag 

Georgi Dimitroff im Reichstagsbrandprozess 


Seelenverkäufer Bisky 

Von Rolf Priemer 


„Vor 10 Jahren - am 9. 3. 33 - wurde 
ich in Berlin verhaftet; der schwerste 
Tag in meinem Leben.“ Das trägt Ge¬ 
orgi Dimitroff, Führer der Kommunis¬ 
tischen Internationale (KI), am 9. 3. 
1943 in sein Tagebuch ein. Hervorge¬ 
hoben steht der Satz inmitten der Noti¬ 
zen über die hektischen Aktivitäten der 
Kriegsjahre. Bei Dimitroffs Verhaftung 
ist der Reichstagsbrand gerade zehn 
Tage her. Der damalige Emissär der 
KI kommt den deutschen Faschisten 
gerade recht. 

Ihm denken sie eine Schlüsselrolle zu 
bei ihrem Versuch, den Reichstags¬ 
brand den Kommunisten in die Schu¬ 
he zu schieben. Die angebliche interna¬ 
tionale kommunistische Verschwörung 
soll die aggressive Politik der Faschis¬ 
ten nach innen und außen rechtferti¬ 
gen. Dem folgend stehen neben den 
Bulgaren Dimitroff, Popow und Ta- 
new der Holländer van der Lubbe 
und Ernst Torgier, der Vorsitzende der 
kommunistischen Reichstagsfraktion, 
vor Gericht. 

Am 21. September 1931 beginnt der 
Prozess. Dimitroff verteidigt sich selber 
und schon bald gelingt es ihm, die Initi¬ 
ative in der Prozessführung an sich zu 
reißen. Höhepunkt ist seine Befragung 
des Zeugen Hermann Göring, Reichs¬ 
innenminister. Gleich zu Beginn führt 
Dimitroff den Obernazi aufs Glatteis. 
Unter Eid hatte der Polizeioffizier Graf 
Helldorf im Prozess ausgesagt, dass er 
noch am Abend des Reichstagsbrandes 
auf eigene Initiative die Verhaftung der 
sozialdemokratischen und kommunis¬ 
tischen Abgeordneten und Funktionä¬ 
re angeordnet habe. Dimitroff entlockt 
nun Göring, dass er diese Anordnung 
höchstselbst getroffen hat. Zu diesem 
Zeitpunkt gab es noch nicht einmal 
eine Denunziation der Kommunisten 
als Täter.Als Göring nun noch zuge¬ 
ben muss, dass die Auffindung eines 
kommunistischen Parteibuches bei van 


der Lubbe, der in der Nähe des Tator¬ 
tes verhaftet wurde, eine glatte Erfin¬ 
dung ist, dämmert endlich auch ihm, 
dass sein Auftritt ein Debakel für die 
faschistische Prozessstrategie ist. Am 
Ende tut er Dimitroff und der Wahr¬ 
heitsfindung den Gefallen, nur noch zu 
schreien. 

Dimitroff hat auch damit der Weltöf¬ 
fentlichkeit überzeugend dargelegt, 
dass von einer kommunistischen Ver¬ 
schwörung keine, von einer faschisti¬ 
schen um so mehr die Rede sein konn¬ 
te. Entsprechend fiel das Urteil nach 
zwei Monaten Prozessdauer aus. Die 
Angeklagten wurden mangels Bewei¬ 
sen freigesprochen - bis auf Marinus 
van der Lubbe, der sich als einziger in 
der Nähe des Tatortes aufgehalten hat¬ 
te. Er wurde zum Tode verurteilt und 
guillotiniert. Erst 2007 stellte die Bun¬ 
desanwaltschaft fest, dass das Terror¬ 
urteil gegen van der Lubbe aufgeho¬ 
ben ist. 

Der Justizmord an ihm unterstreicht 
die Gefahr, in der sich alle Angeklagten 
befunden hatten. Das Bewusstsein des¬ 
sen wird auch in Dimitroffs Tagebuch 
aus dieser Zeit sichtbar. Am Sonn¬ 
tag, 16. Juli 33, heißt es: „16. Sonntag! 
Schwer,traurig - aber was kann man 
machen? Alles aushalten!“ 17. Juli: 
„Von nirgends nichts!“, 18. Juli: „War¬ 
um kommt [der Rechtsanwalt] nicht?“ 
Viele solcher Einträge finden sich ne¬ 
ben den Entwürfen der letztendlich er¬ 
folgreichen Prozessstrategie. 

Sicher hätte es dem isolierten Dimit¬ 
roff geholfen, wenn er die internatio¬ 
nale Solidaritätsarbeit der KI hätte ver¬ 
folgen können. Durch sie wurde er zu 
einem der populärsten Kommunisten 
seiner Zeit. Als er am 27. Februar 1934 
nach Moskau reisen konnte, wurde er 
begeistert empfangen. Dass er den Fa¬ 
schisten getrotzt hatte, ebnete letztend¬ 
lich den Weg an die Spitze der kommu¬ 
nistischen Internationale. AR 


Bislang konnten wir davon ausgehen, 
dass die Wählerinnen und Wähler, die 
sich Peer Steinbrück als Bundeskanzler 
wünschen, ihr Kreuzchen bei der SPD 
machen. Nun hat der Europaabgeord¬ 
nete der Partei „Die Linke“ in einem 
Interview mit der Wochenzeitung „Die 
Zeit“ geäußert, dass, wenn seine Partei 
klug wäre, sie Steinbrück zum Kanz¬ 
ler wählen solle. „Ich jedenfalls kann 
es mir vorstellen, warum denn nicht?“ 
Das sollte nicht mit Hin¬ 
weis auf die „Brüsseler 
Luft“ abgetan werden, 
die dem ehemaligen Par¬ 
teivorsitzenden offen¬ 
sichtlich „nicht gut“ tue. 

Hier geht es um Aktuelles und Strate¬ 
gisches. Lothar Bisky, der schon in der 
SED seine Nähe zu sozialdemokrati¬ 
schen Positionen nicht verheimlichte, 
verrät uns, was ihn aktuell und strate¬ 
gisch beschäftigt. Die Partei „Die Lin¬ 
ke“ solle Peer Steinbrück zum Kanz¬ 
ler wählen - ohne Wenn und Aber. Da 
drängt sich natürlich sofort die Frage 
auf: Warum tritt die Partei „Die Lin¬ 
ke“ dann überhaupt zu den Bundes¬ 
tagswahlen an und ruft nicht gleich zur 
Wahl der SPD und deren Spitzenkan¬ 
didaten auf? 

Doch so einfach liegen die Dinge in der 
Linkspartei nicht. Denn es gab, das soll¬ 
ten wir ausdrücklich festhalten, umge¬ 
hend große Empörung und zahlreiche 
Proteste zu diesen Einlassungen sowie 
heftigen Widerspruch. Es wurde daran 
erinnert, dass sich die Partei „Die Lin¬ 
ke“ ein Parteiprogramm gegeben hat, 
in dem sie sich als klare sozialistische 
Alternative zu den bürgerlichen Par¬ 
teien, einschließlich der SPD, definiert. 
Daran knüpft auch der vor wenigen Ta¬ 
gen veröffentlichte Entwurf des Bun¬ 
destagswahlprogramms mit dem Titel 
„100 Prozent sozial“ an. Wie kann sie 
das mit einem Bundeskanzler Stein¬ 
brück verwirklichen, der hundertpro¬ 


zentig die sozialreaktionäre Agenda 
2010 verteidigt? 

„Niemand sollte mehr als 40 mal so viel 
verdienen wie das gesellschaftliche Mi¬ 
nimum - bei der derzeitigen Verteilung 
wären das noch knapp eine halbe Milli¬ 
on Euro im Jahr“, heißt es im Wahlpro¬ 
gramm. Über den Umgang des Herrn 
Steinbrück mit Millionen wurde ja erst 
kürzlich über Wochen diskutiert. 

„Wir wollen zum einen den Spitzen¬ 
steuersatz auf 53 Pro¬ 
zent erhöhen“, er¬ 
läuterte die PDL- 
Parteivorsitzende 
Katja Kipping. „Und 
wir wollen, dass Ein¬ 
kommen oberhalb einer Million mit 
75 Prozent besteuert werden“, ergänzt 
sie. Da wird sie aber bei „Everybody‘s 
Darling“, dem Freund der Banker und 
Finanzinstitute, Steinbrück, kaum An¬ 
klang finden. 

Ihr Co-Vorsitzender Bernd Riexinger 
sieht das genauso. Er erwartet bei den 
Bundestagswahlen einen „simulierten 
Lagerwahlkampf“. Bei genauerem Hin¬ 
sehen seien die politischen Unterschie¬ 
de zwischen Merkel und Steinbrück 
eher marginal, denn Union und SPD 
hätten sich ziemlich angenähert. In der 
Gemengelage könnte Bisky eigentlich 
umgehend zur Wahl Merkels aufrufen, 
warum der Umweg über Steinbrück. 
Bisky aber hat ganz offenbar eine Revi¬ 
sion des derzeitigen Parteiprogramms - 
schon das Entstehen schmeckte ihm 
nicht - im Sinn. Die Linkspartei, so äu¬ 
ßerte er in dem Interview, müsse auch 
ihre außenpolitischen Vorstellungen 
korrigieren. Er könne sich vorstellen, 
dass sie ihre Position etwa zum Aus¬ 
stieg aus der Nato, korrigiere. „Die Lin¬ 
ke wird sich auf ihren Glaubenssätzen 
nicht ewig ausruhen können“, sagte er. 
Die Kommunistische Plattform in der 
Linkspartei war besonders darüber em¬ 
pört und nannte es „verantwortungslos, 


unserer Partei genau sieben Monate 
vor den Bundestagswahlen die Revisi¬ 
on ihrer friedenspolitischen Grundsät¬ 
ze nahezulegen“. 

Demgegenüber sieht ihr Parteifreund 
Bisky allein in einem rot-rot-grünen 
Bündnis „eine Chance für ,Die Linke’, 
aus ihrer Enge herauszukommen. Die 
Vorstellung, man dürfe eine bestimmte 
andere Partei auf keinen Fall berühren, 
ist doch unglaublich kindisch. Man fin¬ 
det sie nur bei den Parteien der Arbei¬ 
terklasse, die damit schon in der Wei¬ 
marer Republik böse gescheitert sind.“ 
Auch mit dieser Geschichtsklitterung - 
hat es denn etwa seinerzeit keine Ver¬ 
suche zur Zusammenarbeit von KPD 
und SPD gegeben? - will Bisky von sei¬ 
ner nun ausposaunten Hoffnung, einen 
Zusammenschluss von Linkspartei und 
SPD zu erreichen, Handschlag einge¬ 
schlossen, ablenken. Es geht ihm also 
in Wahrheit um eine weitere Sozialde- 
mokratiserung von Linksparteien, hier 
von „Die Linke“. 


Der rote Kanal 


Mein Kriegswinter ; B/NL 2008 

Niederlande, Januar 1945. Der 
14-jährige Michiel ist Sohn eines 
Bürgermeisters, der mit den deut¬ 
schen Besatzern kollaboriert. Mi¬ 
chiel beschließt das „Einschleimen“ 
nicht mitzumachen. 

AAo., 4.3., 22.50-0.25 Uhr, mdr 

Töte zuerst!, Israel/F/D/B 2012 

Israelische Ex-Geheimdienstdirek- 
toren berichten offen über das blu¬ 
tige Geschäft ihres Dienstes Schin 
Bet. 

Di., 5.3., 20.15-21.55Uhr, arte 

Die Welt nach Fukushima, F 2012 

Dokumentarfilmer Kenichi Watana- 
be zieht ein alarmierendes Fazit der 
Atomkatastrophe von Fukushima. 

Di., 5.3., 21.55-23.15 Uhr, arte 


Bisky hat eine Revision 
des derzeitigen 
Parteiprogramms im 
Sinn. 














